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Kapitel 1

Unser Ausgangspunkt

Wirtschaftswachstum ist seit Langem das mit Abstand wichtigste
politische Ziel - weltweit und auf der Basis eines breiten gesellschaft-
lichen Konsenses.! In Deutschland wurde es 1967 im Stabilitits- und
Wachstumsgesetz (StabG) explizit formuliert, und auch der Vorstand
des Européischen Rates nahm sich im Jahr 2000 vor, »ein dauerhaf-
tes Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplidtzen und
einem grofleren sozialen Zusammenbhalt zu erzielen«. Das Verspre-
chen, mit Wachstum gesamtgesellschaftlich die soziale Lage zu ver-
bessern, wurde augenscheinlich nach dem Zweiten Weltkrieg im
»Wirtschaftswunder« tatsdchlich eingelost. Eine soziale Marktwirt-
schaft schien die beste aller 6konomischen Welten zu sein, indem
sie das unternehmerische Potenzial Einzelner nutzbar machte, aber
gleichzeitig durch Sozialgesetzgebung alle mitnahm. Viele Men-
schen konnten sich ein besseres Leben leisten, und die Kinder sollten
es sogar noch besser haben. Weltweit sind Hunderte Millionen Men-
schen in den letzten Jahrzehnten der Armut entkommen, auch in
Ostasien, Stidamerika oder Osteuropa. Thre Lebenserwartung liegt
teilweise auf westlichem Niveau, und sie partizipieren an der glo-
balen Okonomie. Wachstumspolitik hat den Ruf, ein Allheilmittel
gegen praktisch alle auftretenden sozialen und 6konomischen Pro-
bleme zu sein.

1 Als jahrliches Wirtschaftswachstum wird die relative, prozentuale Veranderung
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) im Vergleich zum Vorjahr bezeichnet. Das BIP
steht fiir die in Geld gemessene jahrliche Wirtschaftsleistung einer Nation. Es misst
den Umfang aller bezahlten wirtschaftlichen Aktivitdten, denen ihre Einwohnerin-
nen und Einwohner nachgehen.
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Allerdings wird sie diesem Ruf durchaus nicht immer gerecht,
selbst in den sogenannten wohlhabenden Industriestaaten nicht.
Die Schere zwischen Arm und Reich geht dort immer weiter ausein-
ander, und immer mehr Menschen sind prekir beschiftigt, erzielen
also ein sehr geringes Einkommen aus Arbeit. Einer der wichtigs-
ten Griinde fiir Armut ist allerdings, gar kein Einkommen aus Arbeit
zu haben. In fast allen Landern der Européischen Union gibt es eine
feste Sockelarbeitslosigkeit — vor allem fiir gering qualifizierte oder
junge Menschen. Viele konnen von einer Arbeitsstelle alleine nicht
oder nur schlecht leben, miissen mehrere Jobs machen oder zusitz-
lich staatliche Hilfe in Anspruch nehmen.

Die Institutionen des Sozialstaates stehen iiberall unter enor-
mem Druck, weil die Umverteilung zwischen Einzahlern und Leis-
tungsempfangern mittlerweile von beiden als ungerecht empfun-
den wird: tiberfordernd fiir die einen, unzureichend fiir die anderen.
Auch jene, die zurzeit noch ein ausreichendes Einkommen erzielen
konnen, spiiren oft Unsicherheit, ob es so bleiben wird, denn insbe-
sondere Globalisierung und Digitalisierung werden den Prognosen
nach viele weitere Arbeitsplitze kosten. Diese Prozesse begiinsti-
gen grofle Unternehmen, sodass nationale und internationale Kon-
zerne immer mehr Macht und Einfluss ausiiben kénnen und staatli-
che Regulierung nicht mehr ernst nehmen miissen. Viele Menschen
haben das berechtigte Gefiihl, das System insgesamt sei ungerecht
geworden.

Gleichzeitig verursacht Wachstumspolitik immer offensichtlicher
massive okologische Schiaden. Das betriftt einerseits die ziigellose
Gewinnung von Rohstoffen, den Raubbau in Okosystemen sowie
die Ubernutzung von Land und Meer, andererseits die entsprechen-
den Hinterlassenschaften: den Ausstof3 von Treibhausgasen, von
Schadstoffen wie Schwermetallen, Chemikalien und radioaktiven
Substanzen oder die Vermiillung durch Kunststoffe. An manchen
Kiisten enthélt die Strandmasse 10 % Plastik. Der fruchtbare Ober-
boden - die lebenswichtige, diinne Schicht Erde - ist nicht nur vom
Totalverlust durch Versiegelung bedroht, sondern auch von Erosion,
Wiistenbildung, Uberflutung, Verdichtung, Versauerung, Versalzung
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und Verunreinigung durch Schadstoffe. Wahrend die Erneuerung
des Oberbodens ein sehr langsamer Prozess ist (100 bis 400 Jahre pro
Zentimeter), vollzieht sich der Verlust teilweise 100-mal schneller.

Laut Living Planet Report sind die Populationen der Wirbel-
tiere innerhalb der letzten 40 Jahre um 58 % zuriickgegangen. Bio-
logen sprechen vom sechsten Massensterben in der Erdgeschichte,
vergleichbar mit der Zeit, als die Dinosaurier ausstarben. Mensch-
liche Eingriffe verandern mittlerweile ganze Landschaften. Der Wis-
senschaftler Paul Crutzen machte dafiir im Jahr 2000 den Begriff
» Anthropozin« bekannt als Beschreibung fiir ein neues geologisches
Zeitalter: Der Mensch wird jetzt als treibende Kraft von erdgestalten-
den Prozessen identifiziert. Diese Verdnderungen passieren jedoch
unkontrolliert und gefihrden Lebensgrundlagen, auch die der Men-
schen.

1.1
Wirtschaftswachstum oder Nachhaltigkeit -
ein politisches Dilemma

Gleichwohl wird die 6kologische Frage in der Politik regelmaflig
gegen das Ziel weiteren Wachstums ausgespielt. Das ist eigentlich
erstaunlich. Wie kann es sein, dass existenzielle 6kologische Prob-
leme fiir ein politisches Ziel in Kauf genommen werden? Aus unse-
rer Sicht kann die Antwort nur lauten: weil mit Wachstumspolitik
ebenfalls ein existenzielles Ziel verfolgt wird. Es geht eigentlich nicht
um Wachstum, sondern um Arbeitsplétze, genauer: um Einkommen
aus bezahlter Arbeit. Nur mit Wirtschaftswachstum scheint man
dem schleichenden Anstieg der Arbeitslosigkeit zu entkommen, der
durch Globalisierung und technischen Fortschritt hervorgerufen
wird. Wirtschaftswachstum wird politisch gefordert und gefordert,
um diesem sozialpolitischen Dilemma zu begegnen, auch wenn das
Ergebnis in Hinsicht auf soziale Gerechtigkeit nicht immer iiberzeu-
gend ist. Ohne Wachstum wire es wohl noch weniger iiberzeugend.
Wenn das so ist, dann bleiben auf lange Sicht nur zwei Optionen:
Wirtschaftswachstum 6kologisch nachhaltig zu gestalten oder Nicht-
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wachstum sozio6konomisch stabil zu machen. Die erste Option -
grilnes Wachstum - scheitert trotz enormer Anstrengungen seit
mehreren Jahrzehnten vor allem am Thema Rohstoffefizienz. Zwar
gibt es zahlreiche Effizienzerfolge auf der Mikroebene (dem Haus-
halt, dem Unternehmen, dem einzelnen Produkt), auf der Makro-
ebene der gesamten Volkswirtschaft ist davon jedoch nicht viel zu
erkennen. In Deutschland sinken die Rohstoffimporte nicht, der Pri-
marenergieverbrauch sinkt kaum, der Anteil erneuerbarer Energien
am Gesamtenergieverbrauch bleibt niedrig, die Recyclingquoten sta-
gnieren. Plastikmiill aus Haushalten wird in Deutschland zu 61 % der
»thermischen Verwertung« zugefiihrt, also zur Energiegewinnung
verbrannt. Fiir viele wichtige Metalle liegen die Recyclingquoten bei
etwa 50 %, und in anderen Landern sieht es nicht besser aus. Eine
Kreislaufwirtschaft liegt in weiter Ferne. Sie scheint zwar technisch
denkbar, aber 6konomisch nicht leistbar zu sein. Die zweite Option -
Nichtwachstum oder sogar Schrumpfung - erscheint den meisten
Menschen in politischer Hinsicht als vollig unrealistisch, buchstéb-
lich undenkbar. Das dndert aber nichts an der Tatsache, dass die 6ko-
logischen Bedingungen objektive Grenzen setzen und dass daher die
ressourcenintensive Wachstumspolitik ein Ende finden muss. Das
sozial Wiinschenswerte ldsst sich nicht gegen das 6kologisch Not-
wendige aufrechnen. Insofern gilt es, die zweite Option dahingehend
zu untersuchen, worin eigentlich das Unrealistische, das Undenk-
bare besteht.

Wirtschaftswachstum richtet in den Industrieldndern nicht nur
ganz direkt 6kologische Schiden an, sondern verschlimmert in sei-
nem verzweifelten Streben sogar die gesellschaftlichen Probleme, die
es eigentlich 16sen mochte. Die gesellschaftlichen und 6kologischen
Kosten tiberschreiten den Nutzen zusitzlicher 6konomischer Akti-
vitit. Okonomisch gesprochen, ist also der Grenznutzen von Wachs-
tumspolitik negativ, denn sie versucht mit viel Aufwand Probleme
zu losen, deren Ursachen ganz woanders liegen. Diese These vom
unokonomischen Wachstum ist nicht neu. Sie hat vor etwa 45 Jahren
mit dem Bericht »Grenzen des Wachstums« des Club of Rome und
mit Herman Dalys Steady-State Economy gewissermaflen offiziell die
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politische Bithne betreten. Seitdem wird Wachstumskritik von einer
kleinen, sehr inhomogenen gesellschaftlichen Gruppierung 6ffent-
lich vertreten, bleibt aber aus zwei Griinden politisch wirkungslos:
Die Wachstumsbefiirworter halten die These vom unékonomischen
Wachstum schlicht fiir falsch und lehnen es in der Regel ab, sich tiber-
haupt damit zu befassen, und die Wachstumskritiker sind sich - trotz
eines seit Langem gefithrten Diskurses — tiber die tieferen Ursachen
einer endlosen Wachstumsspirale und die notwendigen Gegenmaf3-
nahmen uneinig. Vor allem besteht Dissens in der Frage, ob es einen
systemischen kapitalistischen Wachstumszwang gibt, und wenn ja,
wo: in der Konkurrenz, in der Profitorientierung, im Geldsystem?
Oder ist Wachstumspolitik einfach nur eine politische Modeerschei-
nung, ein »Wachstumsparadigma, das im Wettstreit der Systeme
zwischen Ost und West nach dem Zweiten Weltkrieg aufgekommen
ist? Dementsprechend haben Wachstumskritiker Schwierigkeiten,
sich auf plausible Alternativen oder Reformen zu einigen. Das Ergeb-
nis ist ein sehr bunter Straufl an Vorschlagen, die von Verdnderun-
gen im personlichen Verhalten iiber einen kulturellen Wandel bis zu
vollig neuen Wirtschaftssystemen reichen, was es Wachstumsbefiir-
wortern sehr einfach macht, diese Vorschlage zuriickzuweisen oder
einfach zu ignorieren.

Das Fehlen einer plausiblen Antwort auf die Frage »Warum kén-
nen wir mit dem Wachstum nicht authéren?« ist unseres Erachtens
das dridngendste ungeloste Problem der Wachstumskritik. Die anhal-
tenden Auseinandersetzungen zu dieser Frage tragen dazu bei, dass
Wachstumskritik die politische Nische bisher nicht verlassen konnte
und weiterhin 6kologische Nachhaltigkeit relativ problemlos gegen
Okonomische Stabilitit ausgespielt werden kann. Hinzu kommt
innerhalb der Wachstumskritik eine weitverbreitete Fundamental-
kritik an Marktwirtschaft als Wirtschaftssystem. Markten wird eine
immanente Tendenz in Richtung unsozial, riicksichtslos, entfesselt
zugeschrieben, und entsprechend sucht man nach Alternativen. Aber
viele der marktkritischen Reformvorschldge sind 6konomisch nicht
fundiert und ignorieren wertvolle theoretische und empirische Er-
kenntnisse von marktfreundlichen Wissenschaftlern.
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Mit unserer Arbeit richten wir uns an beide Seiten: Wachstums-
politik ist keine politische Modeerscheinung, sondern sie hat gute
Griinde. Aber sie funktioniert nicht, weil sie an den tieferen Ursa-
chen vorbeigeht. Indem wir aufzeigen, welches Problem Wachstums-
politik nachvollziehbarerweise zu losen versucht und warum sie
damit nur scheitern kann, wollen wir einerseits die These vom un-
O6konomischen Wachstum plausibel machen und andererseits auf-
zeigen, warum Alternativen zur Marktwirtschaft unplausibel sind.
Wir sind zwei studierte Physiker, die sich seit mehreren Jahren in der
wachstumskritischen Bewegung engagieren und dort gut vernetzt
sind. Unabhingig voneinander haben wir uns in dieser Zeit inten-
siv mit 6konomischen, aber auch anderen sozialwissenschaftlichen
Themen befasst, weil wir beide merkten, dass im wachstumskriti-
schen Diskurs, aber auch in den Wirtschaftswissenschaften wichtige
inhaltliche Licken zu fillen sind. Vor vier Jahren haben wir dann
ein gemeinsames Projekt begonnen, das in mehrere wissenschaft-
liche Veroffentlichungen miindete: Wir wollten die Frage nach dem
Wachstumszwang kapitalistischer Okonomien auf einer soliden wis-
senschaftlichen Grundlage umfassend beantworten. Damals ahnten
wir noch nicht, dass uns dieses Projekt weit iiber die Ursprungsfrage
hinausfiihren wiirde.

1.2
Besteht ein Wachstumszwang?

Unser Anliegen war also zunéchst die Untersuchung des Phanomens
»Wachstumszwang«. Auf politischer Ebene ldasst Wachstumszwang
an einen Mechanismus denken, der sich - einmal in Gang gekom-
men - nicht mehr stoppen ldsst, was sich mit der allgemeinen Vor-
stellung von Politik als bewusster gesellschaftlicher Gestaltung kaum
vereinbaren lasst. Unterliegt nicht alles Soziale und Okonomische
letztlich unserem politischen Gestaltungswillen? Wir meinen: nein.
Es gibt unserer Auffassung nach fundamentale Gerechtigkeitsnor-
men, die nicht iibergangen werden kénnen und die von jeder Politik
respektiert werden miissen. Diese Normen werden als Fakten offen
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oder stillschweigend vorausgesetzt. Insofern ist Politik nicht frei,
die gesellschaftlichen Beziehungen beliebig zu gestalten, und daher
kann Politik Zwéngen unterliegen.

Wir versuchen zu zeigen, dass die meisten Theorien zu vermute-
ten Wachstumszwiangen inhaltlich nicht iiberzeugen konnen. Man
konnte unsere Analyse so zusammenfassen: Ja, es gibt Wachstums-
zwiénge, aber es sind wenige und nicht die, welche tiblicherweise ver-
déchtigt werden. Wir werden darlegen, warum wir den Umgang mit
natiirlichen Ressourcen als Hauptproblem ansehen.? Deren massi-
ve Nutzung mithilfe von Technologie ist einerseits mafgeblich fiir
die 6kologische Zerstérung verantwortlich, andererseits auch fiir das
sozialpolitische Dilemma durch technologische Arbeitslosigkeit. Da-
neben gibt es weitere Faktoren, die von Wachstumszwingen in Gang
gehalten oder sogar verschirft, aber nicht verursacht werden. Den-
noch ziehen sie die wissenschaftliche und mediale Aufmerksam-
keit viel starker auf sich und lenken somit von den tieferen Ursachen
ab. Das, was wir als tiefere Ursachen ansehen, kann man mit guter
Berechtigung als rein dkonomisches Problem betrachten. Dement-
sprechend versuchen wir, eine 6konomische Ursachenforschung und
6konomische Losungen fiir dieses Problem zu liefern. Das bedeutet
gleichzeitig, Probleme und Auswege weniger auf der individuellen
oder kulturellen Ebene zu suchen. Ohne Verdnderungen der 6ko-
nomischen Rahmenbedingungen wird ein Ausweg aus dem Dilem-
ma nicht gelingen. Dabei erfolgt unsere Analyse relativ »klassisch«
innerhalb bestehender 6konomischer Theorien zu Marktwirtschaft,
Produktion, Handel und Konsum. Allerdings haben auch diese Theo-
rien charakteristische Schwichen und blinde Flecken oder sogar
Glaubenssitze, womit sie sich selbst fiir ein besseres Verstdndnis des
Wachstumsparadigmas im Wege stehen (sofern sie ein solches Ver-
standnis tiberhaupt anstreben).

Warum wird einem 6konomischen Wachstumszwang bisher nicht
politisch begegnet? Weil er schlicht nicht erkannt wurde, und das

2 Wir verwenden den Begriff »Ressourcen« in der Regel im Sinne von »dkonomisch
niitzliche Rohstoffe«, vor allem »nicht erneuerbare Rohstoffe«.
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wiederum hingt durchaus mit einer kulturellen Prigung zusam-
men. Nicht nur 6konomische Theorien, sondern auch Gesellschaf-
ten haben Glaubenssitze. Es gibt einen breiten Konsens, dass Phé-
nomene wie die Globalisierung oder technischer Fortschritt nicht
aufzuhalten seien und dass soziale Errungenschaften wie der Frei-
handel und wirtschaftliche Offenheit auf keinen Fall preisgegeben
werden diirften. Digitalisierung, Industrie 4.0 und das Internet der
Dinge wiirden unausweichlich immer mehr Investitionen in Ma-
schinen, Infrastruktur und Bildung erfordern. Diese Entwicklungen
werden von einer iiberwiltigenden Mehrheit als politisch nicht be-
einflussbar angesehen, sodass »Anpassen und Mithalten« als einzig
mogliche politische Antwort erscheinen.

1.3
Wie kann eine
gerechte Wirtschaftsordnung aussehen?

Wir wollten aber nicht beim Phanomen Wachstumszwang stehen
bleiben, denn eigentlich ist ein Wachstumszwang »nur« der Spezial-
fall eines iibergeordneten Themas: Wie kann eine gerechte Wirt-
schaftsordnung aussehen? Miissen wir dazu Wirtschaft wirklich neu
denken, wie viele meinen? Die Analyse von Wachstumszwingen
fithrte uns fast zwangsldufig dazu, iiber die ideellen Grundlagen von
Marktwirtschaft nachzudenken.

Es geht ja nicht nur um die mangelnde inhaltliche Plausibilitit
vermuteter Wachstumszwinge und vorgeschlagener Gegenmafinah-
men. Auf alle méglichen Ursachen auch politisch einzugehen birgt
die Gefahr eines punktuellen Staatsinterventionismus auf der Ebene
von Einzelgesetzen und Ordnungsrecht mit entsprechendem gesell-
schaftlichen Konfliktpotenzial und vielfiltigen individuellen Um-
gehungsmoglichkeiten. Unsere Analyse mutmafllicher Wachstums-
zwénge ergab, dass nur wenige entscheidende Faktoren moderne
Marktgesellschaften destabilisieren — und dass diese, im Sinne einer
»Hierarchie der Ursachen«, von Neben- oder Folgeursachen (Symp-
tomen) abgegrenzt werden kénnen. Heute wird vor allem an den
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Symptomen laboriert. Unsere Erkenntnisse ermoglichen stattdessen
Politikvorschlige, mit denen wenige, aber effektive Regeln auf der
Ebene der Wirtschaftsordnung etabliert werden kénnen. Damit sol-
len Marktwirtschaften verbessert statt iiberreguliert oder tiberwun-
den werden.

Unser gedanklicher Ausgangspunkt ist, dass Marktwirtschaft
grundsitzlich ein erfolgreiches 6konomisches und soziales Modell
ist. Wir leiten her, warum unser Wirtschaftssystem berechtigte An-
spriiche wie Gerechtigkeit, Fairness oder Nachhaltigkeit derzeit
nicht erfiillt, jedoch in einer besseren Wirtschaftsordnung erfiil-
len konnte, dass also kein grundsitzlicher Wechsel des Wirtschafts-
systems erforderlich ist, um zu einer 6konomisch leistungsfahigen,
sozial gerechten und 6kologisch tragfihigen Gesellschaft zu kom-
men. Man konnte auch sagen: Wir leben nicht in einer Marktwirt-
schaft, sondern im Kapitalismus, aber wir kdnnten zu einer Markt-
wirtschaft gelangen, einer brillanten sozialen Innovation, die alle
Mithen wert ist.

Die wichtigste ideelle Grundlage von Marktwirtschaft ist die
sogenannte Leistungsgerechtigkeit, oft auch als Leistungsprinzip be-
zeichnet: »Wer mehr leistet, soll auch mehr Geld verdienen.« Wir
werden zeigen, dass dieses Leistungsprinzip vielfach missverstanden
wird, von seinen Befiirwortern wie von seinen Kritikern, und dass
gerade die Vertreter eines wirtschaftlichen Liberalismus vollig fal-
sche Vorstellungen davon haben, wo heutzutage das Leistungsprin-
zip verletzt wird. Wenn das Leistungsprinzip die Formulierung eines
fundamentalen Gerechtigkeitsprinzips ist, dann sind leistungslose
Einkommen fiir Marktwirtschaften ein Problem, vielleicht sogar das
Problem schlechthin. Die Suche nach einer gerechten Wirtschafts-
ordnung kénnte damit bedeuten, nicht das bestehende System in-
frage zu stellen, sondern innerhalb des Systems nach den Quellen
leistungsloser Einkommen zu suchen und Vorschldge zu unterbrei-
ten, wie man sie trockenlegen kann. Genau das haben wir getan und

3 Die Begriffe »Marktwirtschaft« und »Kapitalismus« sind als »Kampfbegriffe«
so facettenreich und umstritten, dass man sehr genau erldutern muss, was man
jeweils meint. Wir werden das im Verlauf des Buches deutlich machen.
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mochten die drei aus unserer Sicht wichtigsten Quellen erldutern:
Technologie und ihr Ressourcenverbrauch, Bodenrenten sowie die
Akkumulation von Kapital. Ein viertes Thema ist, welche Rolle das
Geldsystem spielt.

Dies sind fiir uns die vier Brennpunkte der Marktwirtschaft, an
denen sie ihren eigenen Anspriichen nicht gerecht wird. Uns geht es
nicht so sehr um die vielfaltigen aktuellen und zuriickliegenden Kri-
sen und Blasen des Kapitalismus, die von anderen bereits treffend
analysiert worden sind, sondern um seine inhdrenten, eher unauf-
falligen Schieflagen. Es gibt eine Schieflage zugunsten von Investitio-
nen und Mehrverbrauch und eine Schieflage der Einkommens- und
Vermogensverteilung zugunsten bestimmter Akteure. Wir wollen
sozusagen ein bis zwei Ebenen tiefer analysieren als bisher iiblich
und auf diese Weise neue Aspekte in die gesellschaftliche Diskussion
einbringen. Wir werden zeigen, dass fiir den Erfolg von Technologie
weniger die innovativen Ideen ihrer Entwickler verantwortlich sind
als die Moglichkeit, mit ihrer Hilfe teure menschliche Arbeit durch
preiswerten Ressourcenverbrauch zu ersetzen. Mithilfe von Techno-
logie werden letztlich die Leistungen natiirlicher Rohstoffe am Markt
als eigene Leistungen ausgegeben, und damit wird eine spiirbare
Schieflage der Einkommensverteilung zugunsten der technischen
Berufe erzeugt. Wir werden darlegen, dass Ertrage aus Immobilien
immer dort leistungslose Einkommen sind, wo der Immobilienwert
vor allem an die Lage gekoppelt ist, einen gesellschaftlich geschaffe-
nen Wert, der auf private Rechnung verkauft wird. SchlieSlich stel-
len wir dar, wie grofle Konzerne und Privatvermdgen mit ihrer fast
unbegrenzten wirtschaftlichen Macht bestindig den Wettbewerb
aushebeln. Obendrein wirken sie auf die politische Sphére ein, um
zu erreichen, dass sie sich eben nicht den Marktbedingungen stel-
len miissen, sondern stattdessen von der Politik einen Wunschmarkt
gestaltet bekommen, auf dem sie dann leistungslose Ertrige erzie-
len konnen. Auch die problematische Sonderrolle, welche die unge-
schickte Organisation des Geldsystems spielt, wird Thema sein -
nicht als eigenstindige Quelle leistungsloser Einkommen, sondern
indem es alle drei genannten Mechanismen verstirken kann.
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Wir konnten bei unseren Analysen auf zahlreiche wissenschaftli-
che und politische Arbeiten zu den einzelnen Themen zuriickgreifen.
Eine neue Ressourcenpolitik, eine leistungsgerechtere Behandlung
von Einkommen und Vermogen sowie eine explizite Begrenzung
wirtschaftlicher Macht erscheinen uns als naheliegende, fiir poli-
tische Demokratien gut gangbare Auswege zur Entschirfung der
Dilemmata. Zudem zeigen wir auf, wie das Geldsystem stabiler und
transparenter gestaltet werden kann. Auch wenn manche dieser
Mafinahmen sehr weitreichend sind, halten wir sie fiir realistisch, da
sie nicht das Entstehen vollig neuer gesellschaftlicher Logiken vor-
aussetzen. Wir gehen nicht von einer beliebigen Veranderbarkeit von
Menschen aus, sondern méchten gesellschaftliche Institutionen der-
art anpassen, dass sie weitverbreiteten Gerechtigkeitsvorstellungen
besser Rechnung tragen. Unsere Vorschlage sind vollig systemkon-
form, wenn man damit nicht das real existierende System meint,
sondern seine eigentliche ideelle Grundlage. Wir glauben, dass es
moglich ist, mit wenigen politischen Eingriffen mehrere Probleme
gleichzeitig zu l6sen und dabei Marktwirtschaften nicht nur zu ver-
bessern, sondern auch freiheitlicher zu gestalten.

Dieses Buch richtet sich an Menschen mit gesellschaftspoliti-
schem Interesse und ohne 6konomisches Vorwissen. Fiir 6kono-
misch Vorgebildete wird moglicherweise einiges bekannt sein, aber
auch sie werden bestimmt interessante neue Erkenntnisse gewinnen
kénnen. Hartnédckige Befiirworter von Wachstum oder unregulier-
ten Markten sowie anderweitig ideologisch Festgelegte werden wir
vielleicht weniger tiberzeugen konnen. Aber wir richten uns expli-
zit an alle, die guten Willens sind, echtes Erkenntnisinteresse haben
und bereit sind, etwas scheinbar Undenkbares zumindest zu denken.
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Kapitel 2

Gute Marktwirtschaft,
bose Marktwirtschaft

Marktwirtschaft hat als Wirtschaftssystem weltweit einen Sieges-
zug angetreten und ist dabei, traditionelle Wirtschaftsformen und
andere Wirtschaftssysteme vollstindig zu verdrangen. Zentral ver-
waltete Wirtschaftssysteme gelten weithin als gescheitert, weil sie die
wirtschaftliche Koordination grofler Gesellschaften nicht gewahr-
leisten konnten. Direkte personliche Austauschformen haben wei-
terhin im Kleinen ihren Platz, aber es bedarf anscheinend eines
anderen Koordinationsmechanismus, wenn Menschen in groflem
Mafistab miteinander in Austausch treten wollen. In diesem Kapitel
wollen wir darlegen, warum die marktwirtschaftliche Organisation
diese Aufgabe besonders gut erfiillen kann, obwohl sie auf den ers-
ten Blick vielleicht ebenfalls nach einem gescheiterten Modell aus-
sieht. Aus unserer Sicht ist jedoch nicht die Marktwirtschaft geschei-
tert, sondern der Kapitalismus.

2.1
Die soziale Utopie von Marktwirtschaft

Man koénnte Marktwirtschaft als eine noch nicht realisierte soziale
Utopie betrachten, darin anderen sozialen Utopien &hnlich. IThre
wissenschaftliche Formulierung findet man in jedem volkswirt-
schaftlichen Lehrbuch unter dem Titel »Neoklassische Theorie« oder
kurz »Neoklassik«, die man insofern als utopische Theorie bezeich-
nen konnte, auch wenn die meisten ihrer Vertreter und die Lehr-
buchautoren wohl nicht zustimmen wiirden. Nicht wenige Kritiker

22 Teil I - Einleitung



werfen der Neoklassik vor, die kapitalistische Okonomie nicht ange-
messen beschreiben zu konnen. Dieser Vorwurf ist berechtigt, denn
einige Konzepte der neoklassischen Theorie stellen eher eine Kari-
katur realer soziookonomischer Beziehungen dar, und manche der
erlebten Krisen und Blasen haben die Neoklassik und ihre Spielar-
ten sehr blass aussehen lassen. Viele andere 6konomische Theorie-
schulen haben sich aufgemacht, die kapitalistische Okonomie bes-
ser zu beschreiben.

Wir brauchen aber eigentlich keine Theorie, die den Kapitalis-
mus besser beschreibt, sondern eine Politik, die ihn {iberwindet.
Der politische Auftrag kénnte also lauten, die Neoklassik nicht als
schlechte Theorie, sondern als guten Forderungskatalog zu betrach-
ten und auf die Geltung ihrer Konzepte hinzuarbeiten — also die Rea-
litat der Theorie anzupassen. Vollkommene Mirkte, perfekter Wett-
bewerb, Leistungsgerechtigkeit und die Neutralitit des Geldes sind
in dieser Sichtweise wiinschenswerte Ziele, die man vielleicht nicht
perfekt, aber doch erheblich besser realisieren konnte, als dies heute
der Fall ist.

Wir versuchen in den nachfolgenden Kapiteln zu zeigen, dass
die Entwicklung von Mirkten iiber viele Jahrtausende hinweg kei-
neswegs eine zufillige war, sondern dass ihr Verlauf eine gewisse
Zwangslaufigkeit besitzt — nicht im Sinne einer Vorherbestimmtheit,
sondern als evolutiondrer Prozess, in welchem Menschen versucht
haben, dem priméren Gerechtigkeitsprinzip »Verdienst« in anony-
men Gesellschaften Geltung zu verschaffen. Das ist der eigentliche
Unterschied zwischen der Utopie der Marktwirtschaft und anderen
sozialen Utopien, die Gerechtigkeitsprinzipien wie Gleichheit oder
Bedarf in den Vordergrund stellen oder Wirtschaft vor allem unter
dem Aspekt demokratischer Mitbestimmung betrachten. Sie landen
in der Regel bei sehr komplizierten Modellen, die kaum auf indivi-
duelle Selbststeuerung setzen konnen, sondern aufwendige Planun-
gen, Beteiligungsformen oder Bilanzierungen erfordern. Dadurch
konnen sie weder Einfachheit, Robustheit noch Effizienz gewihr-
leisten, die aber fiir eine gerechte Wirtschaft auch wichtig sind. Wir
werden darlegen, warum Marktwirtschaft systematisch besser grund-
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legende Gerechtigkeitsnormen und nachvollziehbare Effizienzanfor-
derungen erfiillen kann als andere Modelle. Insofern stellt ihre Uto-
pie ein lohnendes Ziel dar, welchem man sich annéhern sollte.

2.2
Marktwirtschaft in der Theorie ...

Menschen erschaffen Dinge und fiithren Tatigkeiten aus, die nicht
selbstverstandlich sind und die sie und andere fiir wertvoll hal-
ten — aus welchen Griinden auch immer. Diese geschaffenen Giiter -
zu denen auch alle Dienstleistungen gehdren — werden nicht nur
erzeugt, sondern auch weitergegeben, getauscht, verkauft, gehortet,
verbraucht.* Letztlich ist Verbrauch der einzige Sinn von Giitererzeu-
gung: »Consumption is the sole end and purpose of all production«
(Adam Smith). Die Wirtschaftswissenschaft nennt Giiter, die man
produzieren muss, knapp, womit sie nicht generellen Mangel meint,
sondern lediglich, dass diese Giiter nicht vom Himmel fallen. Fiir
sie muss Aufwand betrieben werden, und insofern konkurrieren sie
miteinander, denn der Tag hat nur 24 Stunden, und alle Mittel sind
begrenzt. Geld spielt im Prozess der Giiterproduktion eine wichtige
Nebenrolle als Vermittler, es bezieht seinen Wert ausschliefflich (!)
aus der Moglichkeit, die Leistungen anderer in Anspruch zu nehmen.
In einer Okonomie dreht sich alles um Giiter und Leistungen und
nicht etwa um Geld, allerdings haben verschiedene 6konomische
Denkschulen verschiedene Ansichten, welche Rolle Geld genau spielt.

Die Wirtschaftswissenschaften versuchen, den Kreislauf der Giiter
und Leistungen durch die dabei flielenden Geldstrome zu beschrei-

4 Der Begriff »Giiter« ldsst zundchst nur an Dinge denken, die man in »Giiterwag-
gons« transportieren kann. Aber auch &rztliche Behandlungen, Versicherungen oder
Frieden sind Giiter. Letztlich ist mit Giitern alles gemeint, was niitzlich ist (also
»gut fiir etwas«). Ein anderer, kaum weniger mehrdeutiger Begriff ist »Leistung,
der sowohl im Sinne eines erzielten Ergebnisses als auch des dafiir betriebenen,
maglichst geringen Aufwandes verwendet wird. Mit Leistungen sind letztlich alle
niitzlichen Ergebnisse gemeint, die Menschen ihrem Tun zuschreiben und fiir die sie
Urheberschaft beanspruchen, und »mehr Leistung« kann sowohl mehr Ergebnis als
auch weniger Aufwand bedeuten.
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ben. Sie nehmen an, dass die Preise im Mittel eine gute Naherung fiir
die Wertschitzung der Menschen darstellen, denn - so der Grund-
gedanke - alles Wertvolle ist knapp, und Menschen konnen nicht
alles gleichzeitig leisten. Angebot und Nachfrage lenken daher die
begrenzte Schaffenskraft der Menschen iiber die Preise auf die wirk-
lich wertgeschitzten Dinge, und Geld ist das Medium, mit dem tiber
den Wert von Leistungen kommuniziert wird. Ein besonderer Clou:
Diese Kommunikation funktioniert auch in einer anonymen Gesell-
schaft mit sehr spezialisierten Berufen, deren Produkte und Dienst-
leistungen, isoliert betrachtet, fast wertlos sind, weil sie nur schmale
Zwischengiiter entlang einer Kette darstellen. Das eigentliche Wun-
der ereignet sich am Ende der Kette, wenn aus Dutzenden preiswer-
ter Vorprodukte ein preiswertes Endprodukt zusammengestellt wird
und die einzelnen Hersteller kaum je miteinander gesprochen haben.
So betrachtet, ist »Okonomie« eigentlich nichts anderes als ein gro-
Ber Beratungsprozess, eine tigliche Abstimmung: Wer soll heute was
genau machen, damit es uns allen gut geht? Ein riesiger Kommu-
nikationsprozess zwischen Unbekannten, der das geradezu groflen-
wahnsinnige Ziel hat, die Handlungen jedes Einzelnen optimal zu
steuern (und dabei die unerlissliche Fiktion individueller Freiheit
aufrechtzuerhalten).

Nach Ansicht der meisten Okonomen lisst sich fiir diesen Kom-
munikationsprozess das individuelle Gewinnstreben instrumentali-
sieren, welches gewissermaflen als unbeabsichtigten Nebeneffekt den
Wohlstand der Gesellschaft zur Folge hat. Adam Smith’ berithmte
»unsichtbare Hand des Marktes« besagt nichts weiter, als dass sich
individueller Gewinn vor allem mit Giitern erzielen lésst, die gefragt
sind - das sind aber gerade diejenigen Giiter, die den Wohlstand der
Gesellschaft ausmachen. Einer der Kernpunkte der Theorie ist, dass
Marktstrukturen immer zum Gleichgewicht tendieren, dass also der
Preismechanismus fiir eine Angleichung von Angebot und Nach-
frage sorgt. Es wird nicht mehr und nicht weniger angeboten, als
auch gekauft wird, der Markt wird »gerdumt«. Privatwirtschaftlicher
Marktwirtschaft wird also eine besondere Effizienz unterstellt. Mit
geringem Aufwand, aber grofer Treffsicherheit sorgen die Mecha-
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nismen von Angebot und Nachfrage, Geld und Preis, Kredit und
Zins fir die optimale Verteilung der knappen Ressourcen wie Roh-
stoffe, Kapital und Arbeitskraft, sodass es keine andere Verteilung
gibt, welche die Menschen noch besser stellen wiirde. So weit die
Theorie.

2.3
... und in der Praxis

Die Praxis sieht erfahrungsgemafl anders aus. Soziale Ungerechtig-
keit, 6kologischer Raubbau, entfremdete Arbeit, Lobbyismus, Kor-
ruption und Gier sind nur einige der wahrgenommenen Schatten-
seiten von Marktwirtschaft. Durch Privatisierung der Gewinne bei
Vergesellschaftung der Kosten tritt der »unsichtbare Fuf des Mark-
tes« (Herman Daly) die Gemeingiiter in Stiicke, und viele Kritiker
halten die offensichtlichen Ungerechtigkeiten, die es in Marktgesell-
schaften gab und gibt, fiir einen Ausdruck marktwirtschaftlicher
Prinzipien. Wettbewerb, Gewinnmaximierung, Zins oder abhéngige
Lohnarbeit werden als Konsequenzen der historischen »Entbettung«
der Okonomie aus ihrem sozialen Kontext betrachtet (Karl Polanyi),
mit der Folge einer sozialen Verwahrlosung der 6konomischen Be-
ziehungen. Wir werden im Verlauf des Buches darlegen, dass dies
Gerechtigkeitsverletzungen sind, die mit marktwirtschaftlichen
Prinzipien gar nichts zu tun haben. Marktwirtschaft ist nicht per se
ungerecht, so wie andere 6konomische Systeme nicht per se gerecht
sind. Eher hat es den Anschein, dass Marktwirtschaft wegen der Be-
harrlichkeit, mit der bestimmte Ungerechtigkeiten wieder und wie-
der auftreten, praktisch nicht reformierbar zu sein scheint. Wir wer-
den am Ende des Buches noch einmal darauf eingehen.

An dieser Stelle ist es wichtig, der glanzenden marktwirtschaft-
lichen Theorie zwei verschiedene Lesarten der deutlich banaleren
Praxis gegeniiberzustellen. Erstens eine wohlwollende Lesart, wel-
che das idealisierte Bild der Theorie herunterbricht auf eine best-
mogliche, realistische Praxis innerhalb des theoretischen Modells.
Zweitens eine kritische Lesart, die sich mit jenen teilweise obszénen

26 Teil I - Einleitung



Aspekten befasst, die bereits dem Modell der Marktwirtschaft wider-
sprechen. Wenn man einfach nur analysiert, was in der real existie-
renden Marktwirtschaft alles schiefgeht, ohne diese Differenzierung
zu machen, kann man eigentlich nur zu dem Schluss kommen, dass
das ganze Modell nichts taugt.

Letztlich steckt hinter der wohlwollenden Lesart von Marktwirt-
schaft die Erkenntnis, dass Wirtschaft nicht zentral gesteuert werden
kann, wie das beispielsweise die staatssozialistischen Modelle ver-
sucht haben. Eine zentrale Steuerung bedeutet unter anderem die
iberregionale Zuteilung von Rohstoffen an Betriebe, die Bestim-
mung von Produktionsmengen (die berithmt-beriichtigten sozia-
listischen Pldne), die Festsetzung von Verkaufspreisen und Lohnen,
die Entscheidung iiber Standorte von Betrieben und Verkaufsstellen
und so weiter. Planwirtschaft ist iibrigens kein Monopol der Linken:
Die nationalsozialistische Kriegswirtschaft in Deutschland war eine
Planwirtschaft par excellence.

Ursprung der planwirtschaftlichen Idee war die Wahrnehmung
einer grofSen Verschwendung im Kapitalismus. Dem theoretischen
Anspruch von Marktwirtschaft, immer effizient zu sein, widersprach
offensichtlich, dass in der Praxis Projekte scheitern, Produkte am
Markt vorbei entwickelt werden, Konzerne in Biirokratie ersticken
oder Unternehmen pleitegehen und ihre Kapitalausstattung wert-
los wird. Man vermutete, dass es wohl daran lag, dass verschiedene
Anbieter in einen ruindsen Wettbewerb treten, mit hohem Aufwand
letztlich das Gleiche machen, viel Geld in doppelte Entwicklung und -
schlimmer noch - in unproduktive Werbung stecken und sich gegen-
seitig das Leben schwer machen. Wie viel zielgerichteter konnte da
doch eine zentrale Planung sein und all die Ineffizienzen des Kapita-
lismus mit seiner Konkurrenz vermeiden!

Genau das Gegenteil ist allerdings eingetreten, denn eine zen-
trale Planung erwies sich erstaunlicherweise als noch viel ineflizien-
ter. Sie war und ist viel zu unflexibel und kann weder die betrieb-
lichen Situationen vor Ort angemessen beriicksichtigen noch die
Wiinsche der Menschen erfiillen, die sich nicht in einfache Schemata
pressen lassen. Menschen mit ihren Wiinschen und Entscheidungen
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tiber Anschaffungen, Ausbildungen, Umziige, Hochzeiten oder Kin-
der reagieren auf ihre wirtschaftlichen Bedingungen genauso flexi-
bel wie Betriebe. Sie haben Budgets, das heif3t, sie konnen jeden Euro
nur einmal ausgeben und insgesamt nicht mehr, als sie verdienen
oder verdienen werden. Das Ergebnis sind Nachfrageveranderungen,
fiir die eine zentrale Planung keine brauchbare Handhabe bietet. Sie
kann nicht einmal eine Grundnachfrage bestimmen, weil es so etwas
nicht gibt. Ob jeder Haushalt eine Waschmaschine »braucht«, hiangt
sehr davon ab, was sie kostet, was sie leistet und was man mit seinem
Geld und seiner Zeit sonst noch machen kann. Wo in der Markt-
wirtschaft ein Betrieb umdisponieren kann, den Zulieferer wechselt,
teurer einkauft, um einen Engpass zu iiberbriicken, oder weif$, wo
noch finanzielle Spielrdume sind, ist in einer Zentralwirtschaft alles
auf absehbare Zeit festgelegt — und keiner der Beteiligten wird auf
diese Planung, seine letzte Sicherheit, auch noch verzichten wollen,
wenn plotzlich Anderungen notwendig werden. Es kommt zu Mate-
rialmangel wegen unzureichender Koordination, zum Horten von
Material und Konsumgiitern, wenn sie denn einmal erhiltlich sind,
zu mithsamen direkten Tauschgeschiften und zu Absurdititen bei
der Planerfiillung, wenn beispielsweise moglichst schwere Einzelstii-
cke produziert werden, weil der Gesamtausstofl der Fabrik in Ton-
nen vorgegeben ist (»Tonnenideologie«). Es wéchst die Neigung zum
Widerstand und zu Eigengesetzlichkeiten. Letztlich funktioniert der
tibergreifende Kommunikationsprozess nicht, der notwendigerweise
kleinteilig, schnell und flexibel sein muss.

Dabei gilt, dass reine Planwirtschaft und reine Marktwirtschaft
die nie realisierten Pole eines Spektrums sind. Jedes Unternehmen
untersteht einer zentralen Fithrung und ist fiir sich genommen eine
kleine Planwirtschaft, und keine Planwirtschaft hat jemals auf markt-
wirtschaftliche Elemente verzichtet. Der Kommunikationsprozess
innerhalb eines Unternehmens kann kleinteilig, schnell und flexi-
bel sein, weil die Kooperation gut eingespielt ist, viel Vertrauen bein-
haltet und auf bestimmte zu produzierende Giiter fokussiert ist. Nur
lasst sich das in dieser Form nicht auf die Gréflenordnung einer
Volkswirtschaft ausdehnen - man muss stattdessen unabhingige
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Untereinheiten schaffen, eben Unternehmen, die relativ eigenstindig
und damit effizient agieren konnen, so wie man auch in einem Unter-
nehmen Mitarbeiter nicht zu Befehlsempfingern degradieren kann.

Wie muss nun der Kommunikationsprozess der Unternehmen
untereinander sowie mit den Konsumenten gestaltet sein? Direkte
Abstimmungen zwischen den Marktbeteiligten (Gespriche, Tele-
fonate etc.) sind viel zu aufwendig und unspezifisch, wenn sie zum
Ziel haben, notwendige Mengen zu bestimmen. Stattdessen hat sich
dank Geld als sozialer Innovation ein indirekter Kommunikations-
prozess entwickelt, bei dem Anbieter und Nachfrager gewisser-
maflen vorsichtig tastend den Markt ausloten: Die einen bieten Giiter
zu bestimmten Preisen an, die anderen stimmen durch Kauf oder
Nichtkauf iber das Preis-Leistungs-Verhaltnis dieser Giiter ab. Die-
ser Prozess ist niemals beendet und muss es auch nicht sein, denn er
kann tiber Mengen-, Preis- und Qualitidtsanpassungen stindig regu-
liert werden. Diese Anpassungsprozesse finden wiederum auf bei-
den Seiten statt, bei Anbietern und Nachfragern. Fiir praktisch alle
Giiter des taglichen Bedarfs hat sich dadurch im Laufe der Zeit eine
hohe Berechenbarkeit sowohl der nachgefragten Mengen als auch
der akzeptierten Preise ergeben, sodass man mit guter Berechtigung
von Gleichgewichten und Marktraumung sprechen kann. Es ist abso-
lut irrig anzunehmen, dass ein solches Ergebnis jemals mit umfas-
sender zentraler Planung erreicht werden konnte.

So viel zunichst zur wohlwollenden Lesart des genial einfachen
Koordinationsmechanismus Marktwirtschaft. Allerdings erleben wir
gleichzeitig eine Okonomie, die nicht annihernd diesem geradezu
harmonischen Bild entspricht. Wir erleben eine beispiellose Natur-
zerstorung im Namen der Rohstoffgewinnung, der Nahrungsmittel-
versorgung, der Steigerung des Lebensstandards - ja mittlerweile
sogar im Namen des Klimaschutzes. Wir tiberschreiten zahlreiche
planetarische Grenzen, die meisten davon liegen jenseits des engen
politischen Fokus auf Treibhausgasen, sind aber deshalb kaum weni-
ger brisant. Wir erleben Immobilienpreisexplosionen in dicht besie-
delten Regionen, vor allem in den Stddten, und fiir viele der histori-
schen 6konomischen Krisen war das Platzen einer Immobilienblase
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der Ausloser. Wir erleben obszénen Reichtum und beschdmende
Armut dicht nebeneinander. Wir erleben einen befremdlichen Kon-
sumismus und aggressive Versuche der Anbieter, ihre Produkte jedem
aufzudridngen - teilweise bereits in der Schule. Lebensmittel ver-
derben in Laden und Haushalten, neuwertige Produkte werden aus
dem Handelslager heraus verschrottet, weil sie veraltet sind. Wir
erleben Industrien von »nationaler Bedeutung«, Banken too big to
fail, Machtzentren der digitalen Industrie und entgrenzten Lobby-
ismus. Wir erleben milliardenschwere Subventionen fiir fragwiir-
dige Branchen und Produkte. Wir erleben Panama Papers, Luxem-
burg Leaks und die Steuervermeidung internationaler Konzerne. Wir
erleben seit Langem und weltweit substanzielle Arbeitslosigkeit, und
in den Industrieldindern wird die Erosion sozialversicherungspflich-
tiger Beschidftigungsverhiltnisse beklagt. Industrie 4.0, das Internet
der Dinge und der Aufstieg des Onlinehandels bedrohen Millionen
von Arbeitsplitzen. In den USA sind mittlerweile tiber 60 Millionen
Einwohner auf die Grundversorgung mit Nahrung per food stamps
angewiesen. Im Mutterland des Kapitalismus mangelt es nicht an Le-
bensmitteln, sondern an Einkommen, um an den Giitern der Markt-
wirtschaft teilzuhaben. Weltweit sind Marktwirtschaften (genauer:
kapitalistische Wirtschaften) eben auch weit davon entfernt, so etwas
wie sozial wiinschenswerte Gleichgewichte auszubilden. Auf der an-
deren Seite erleben wir geradezu verzweifelte Versuche der Politik,
mit komplexen Regulierungen wie dem Mindestlohn oder milliar-
denschweren Subventionen und Sozialausgaben die unerwiinschten
Nebeneffekte dieser Entgrenzungen abzumildern, sodass die zentrale
Planung gewissermaflen durch die Hintertiir wieder Einzug halt.
Wie kann man diese beiden Bilder von Marktwirtschaft zusam-
menbringen? Real sind sie ja beide. Es gibt Bereiche, in denen die
gerduschlose Koordination tatsdchlich erfolgreich funktioniert, sie
liegen deshalb eher auflerhalb der 6ffentlichen Wahrnehmung. Diese
fokussiert sich vor allem auf die Problembereiche. Allerdings sind
die Menschen durchaus in der Lage, beide Aspekte zu wiirdigen. So
verbinden laut Umfragen des Allensbach-Instituts von 2013 iber
zwei Drittel der Befragten mit Marktwirtschaft vor allem gelingende
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Giiterversorgung und Wohlstand, nur 11 % der Befragten kommt
Ineffizienz in den Sinn. Fiir Planwirtschaft sind die haufigsten Asso-
ziationen Biirokratie (80 %), Sicherheit (51 %), soziale Gerechtig-
keit (43 %) und Ineffizienz (40 %). Amiisanterweise verbinden je
40 % »gute Giiterversorgung« sowie »Mangel« mit einer Planwirt-
schaft. Mehr als die Halfte der Befragten denken bei Marktwirtschaft
an Gier, Riicksichtslosigkeit und Ausbeutung, wahrend an soziale
Gerechtigkeit (12 %) und Menschlichkeit (10 %) kaum gedacht wird.
69 % der Befragten finden die wirtschaftlichen Verhiltnisse »nicht
gerecht«. International sieht es dhnlich aus: Laut Pew Research Cen-
ter sind in der Hilfte der untersuchten Linder mindestens 66 % der
Befragten der Meinung, dass »die meisten Menschen im Kapitalis-
mus besser dran sind«. Die Zustimmung zu dieser Aussage ist beson-
ders grofl in Entwicklungslindern und wird in Schwellenldndern
und entwickelten Staaten geringer. Zugleich werden als zentrale Pro-
bleme der heutigen Okonomie die Schere zwischen Arm und Reich
sowie soziale Ungerechtigkeiten wahrgenommen.

Dabei sind - zumindest vordergriindig - die Konsumenten selbst
die grofiten Profiteure der Entgleisungen der Marktwirtschaft, was
letztlich auch der Grund ist, warum solche Entwicklungen politisch
toleriert werden. Die Endpreise im Massenmarkt sind niedrig: fiir
Lebensmittel, fiir Mobel, fiir Autos, fiir Flugreisen. Im Sinne eines
materiellen Wohlstandsbegriffes ist das ein guter Indikator. Der klas-
sische »fordistische Gesellschaftsvertrag«® funktioniert noch, wenn
auch die Vorteile sehr ungleich verteilt sind, wie wir im Verlauf des
Buches darlegen werden: Den individuell grofiten Teil des Kuchens
erhalten die Unternehmer oder Anteilseigner sowie eine kleine Fiih-
rungsschicht. Einen noch sehr ordentlichen Anteil erhalten die qua-
lifizierten Arbeitnehmer, allen voran die technischen Berufe und
Branchen. Fiir die gering qualifizierten Arbeitnehmer sowie jene,
die in nicht technischen Branchen arbeiten, bleibt, relativ gesehen,
am wenigsten iibrig, von den Arbeitslosen ganz zu schweigen. Aber

5 In Anlehnung an die Unternehmensphilosophie von Henry Ford: Die Arbeitgeber
zahlen gute Léhne, die Arbeitnehmer revanchieren sich mit dem Massenkonsum
ebenjener Produkte, die sie selbst herstellen.
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solange die soziale Umverteilung durch den Staat noch einigermaflen
funktioniert, kann man noch nicht von einer generellen Erosion die-
ses stillschweigenden Einverstandnisses zwischen Produzenten und
Konsumenten sprechen. Der Preis wird an anderer Stelle gezahlt,
namlich mit einer latenten 6konomischen, sozialen und politischen
Instabilitidt sowie dem Ausspielen der 6kologischen Frage gegen ¢ko-
nomische und soziale Priorititen. Dieser letzte Punkt kann unseres
Erachtens in seiner Bedeutung gar nicht genug betont werden: Der
okologische Substanzverzehr hat bedrohliche Ausmafle angenom-
men und wird dennoch fast ungebremst fortgesetzt, weil man meint,
die 6konomische und soziale Substanz auf diese Weise bewahren zu
konnen. Allerdings kann der Wunsch nach 6konomischer Stabili-
tit und sozialer Gerechtigkeit die physische Wirklichkeit auf Dauer
nicht aushebeln - es ist eher umgekehrt.

2.4
Die entscheidende Frage

Aus unserer Sicht ergibt sich aus den beiden Lesarten die entschei-
dende Frage: Sind die positiven wie negativen Aspekte heutiger
Marktwirtschaften untrennbar miteinander verbunden, also zwei
Seiten der selben Medaille? Oder lisst sich die wohlwollende Lesart
von Marktwirtschaft systematisch abgrenzen gegen ihre selbstzer-
storerischen Tendenzen? Man konnte auch sagen: Lasst sich Markt-
wirtschaft systematisch gegen Kapitalismus abgrenzen? Diese Frage
ist wichtig, weil letztlich nur eine konsistente 6konomische Theo-
rie der Politik die richtigen Weichenstellungen erméglicht. Die Oko-
nomie ist nun einmal die wichtigste soziale Arena. Okonomie ist
nicht alles, aber ohne eine funktionierende Okonomie ist alles nichts.
Allerdings kennt auch die 6konomische Theorie Moden, und wir
haben sogar in den westlichen Industriestaaten nach dem Zweiten
Weltkrieg einige davon erlebt — von sozialer Marktwirtschaft iiber
keynesianische Makrosteuerung bis zu einem neoliberalen Riickbau
des Sozialstaats. Einige fordern, wir miissten in Deutschland zum
»Korporatismus« der sozialen Marktwirtschaft in den 1960er-Jahren
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zuriickkehren, zu starken Gewerkschaften, moderaten Arbeitgebern
und einem vermittelnden Staat, wo die Beteiligten zumindest tiber
die groflen Linien im Konsens waren (»Rheinischer Kapitalismus«).
Aber mit solchen eher intuitiv ansetzenden Forderungen wird man
der aktuellen Problemlage nicht gerecht, zumal der Konsens damals
wie heute »Wachstum« heif8t. Auch die soziale Marktwirtschaft hat
nie richtig funktioniert: Zwar ermoglichte sie nach dem Zweiten
Weltkrieg vordergriindig Massenwohlstand und eine relative Gleich-
heit, basierte aber bereits damals auf falschen Voraussetzungen, so-
wohl 6kologisch als auch gesellschaftspolitisch.

Wir konnen uns der dringenden Aufforderung nicht linger ent-
ziehen. Es muss erneut der Versuch unternommen werden heraus-
zufinden, was eine gerechte Wirtschaftsordnung eigentlich bedeu-
tet, auch wenn dazu scheinbar schon alles gesagt wurde. In gewisser
Weise stimmt das auch, aber Theoriebildung bedeutet oft nicht mehr,
als das bereits Gesagte neu zu sortieren, neu zu gewichten und Erfah-
rungen neu auszuwerten. Die von uns vorgestellten Analysen und
vorgeschlagenen Politikmafinahmen sind nicht neu, teilweise sogar
sehr alt. Aber sie standen all die Jahre neben vielen anderen, oftmals
vollig gegensatzlich begriindeten Analysen und Mafinahmen im Dis-
kurs, als eine Option unter vielen.

Wir werden hingegen erldutern, warum die Idee der Leistungs-
gerechtigkeit tatsdchlich die zentrale Gerechtigkeitsnorm moder-
ner Marktgesellschaften ist (und sein soll) und dass leistungslose
Einkommen einen guten Ausgangspunkt fiir die Identifikation von
Ungerechtigkeiten darstellen. Die Herausforderung wird vor allem
darin bestehen, eine angemessene Antwort auf die Frage »Was ist
eigentlich Leistung?« zu finden. Mit dem Leistungsprinzip als ein-
heitlichem Maf3stab lassen sich aktuell und historisch vorgeschla-
gene Politikmafinahmen bewerten - und entsprechend viele auch
verwerfen. Wir schaffen also Klarheit im Diskurs und reduzieren
uniibersehbar viele Optionen auf wenige zielfithrende. Das ist natiir-
lich auch nicht neu, weil 6konomische Theorien, Ideologien und
Utopien genau das immer wieder versucht haben. Aus unserer Sicht
haben sie jedoch entweder das falsche Gerechtigkeitsprinzip in den
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Vordergrund gestellt oder den Begriff der 6konomischen Leistung
unterbelichtet gelassen.

Wir werden den 6konomischen Kreislauf mithilfe des Leistungs-
prinzips auf eine Weise interpretieren, mit der wir gut an die 6kono-
mischen Intuitionen und Gerechtigkeitsvorstellungen der meisten
Menschen anschlieffen kénnen. Okonomische Theorie ist hier nicht
trocken oder abstrakt, sondern héchst anschaulich, eine unverzicht-
bare Voraussetzung fiir den politischen Diskurs. Wenn wir nicht ein
gemeinsames, anschauliches (!) Verstindnis von Kernbegriffen der
6konomischen Theorie wie Gewinn, Wettbewerb oder Geld haben,
fehlt uns die Basis fiir eine Verstindigung. Wie wichtig das ist, wird
bereits daran deutlich, dass fiir die einen Gewinnmaximierung vol-
lig selbstverstandliches menschliches Verhalten ist, fiir andere dage-
gen ist sie der Grund allen 6konomischen Ubels und Ausdruck einer
gesellschaftlichen Fehlentwicklung. Es wird sich zeigen, dass viele
Begriffe der 6konomischen Theorie mehrdeutig sind und in der einen
Bedeutung eher auf das marktwirtschaftliche Ideal, in der anderen
eher auf die real existierende Praxis verweisen.

Nur mit diesen Pramissen lasst sich unseres Erachtens kliren,
worin ein 6konomischer und politischer Wachstumszwang besteht,
der dazu fiihrte, dass als sinnvoll erachtete PolitikmafSnahmen fiir
mehr okologische Nachhaltigkeit bislang nicht oder nur unzurei-
chend umgesetzt wurden. Ohne die Identifizierung dieses Wachs-
tumszwangs bleiben alle politischen Instrumente stumpf.

Zudem gelingt mit dem Begriff der Leistung eine Fokussierung
auf die physischen Dimensionen von Wirtschaft. Im 6konomischen
Prozess geht es nicht primér um Geld und auch nicht um Vorstellun-
gen, Ideen oder Ideologien, sondern um Leistungen und damit vor
allem um die Herstellung und Nutzung physischer Giiter. Begriffe
wie Dienstleistungsgesellschaft oder Wissensgesellschaft lenken da-
von ab, dass zwar menschliche Arbeit aus der Erzeugung dieser phy-
sischen Giiter wegrationalisiert wurde, aber lediglich um den Preis
eines massiv erh6hten Energie- und Rohstoffverbrauchs. Die Einkom-
menserzielung ist in Richtung Dienstleistungen verlagert worden,
nicht aber die 6konomische Wertschépfung im substanziellen Sinne.
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Wir wollen dazu folgendermafien vorgehen: Teil II des Buches
stellt das idealisierte Konzept von Marktwirtschaft vor, seine sozi-
ale Utopie. Zunichst erldutern wir in Kapitel 3 die These vom Leis-
tungsprinzip als zentrale Gerechtigkeitsnorm. Anschlieflend werden
wir in Kapitel 4 die Begriffe des 6konomischen Kreislaufs und damit
der sozialen Utopie von Marktwirtschaft mit Leben fiillen. Mit die-
sem Bild einer gerechten Wirtschaftsordnung kdnnen wir uns dann
in Teil IIT in den Kapiteln 5 bis 8 gezielt mit den vier Brennpunkten
der Marktwirtschaft beschiftigen. Nicht zufallig werden wir dabei
alten Bekannten begegnen, die schon immer unter Verdacht standen.
In Teil IV werden wir unsere Ergebnisse noch einmal zusammenfas-
sen und in den gréfleren Zusammenhang einer »ordoliberalen Poli-
tik« stellen.

Wir verzichten zugunsten der Lesbarkeit im FliefStext auf Quellen-
angaben, dafiir findet sich am Ende des Buches zu jedem Kapitel ein
bibliografischer Essay, in dem wir unsere Wissens- und Ideenquel-
len offenlegen.
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TEIL II

Marktwirtschaft
als Konzept






Kapitel 3

Leistungsprinzip und
leistungslose Einkommen

Marktwirtschaft ist gut dazu geeignet, den wirtschaftlichen Aus-
tausch zwischen Menschen zu regeln, die keine oder nur schwache
direkte personliche Beziehungen zueinander haben - die also in
einer anonymen Gesellschaft leben. Damit bezeichnen wir nicht
eine Masse atomisierter, einsamer Menschen, sondern lediglich die
Tatsache, dass sich unsere personlichen Beziehungen auf das relativ
kleine Umfeld beschranken, in dem wir uns stindig bewegen, dass
aber unser wirtschaftlicher Austausch aus guten Griinden weit dar-
tiber hinausgeht. Arbeitsteilung und Spezialisierung zugunsten einer
Produktivitétssteigerung fithren zu mehr Wohlstand - aber auch zu
der Notwendigkeit, den Austausch der so erzeugten Gliter zu regeln,
um den Interessen aller Beteiligten »gerecht« werden zu kénnen.
Dieser Ubergang in die anonyme Gesellschaft ist der Entwick-
lungsschritt, der unsere soziale Realitit heute mehr pragt als alles
andere. Die Menschwerdung hat tiber Jahrtausende hinweg in klei-
nen Gruppen stattgefunden, wo personlich kontrollierte Verteilungs-
mechanismen die Regel waren und sind (beispielsweise die zentrale
Verteilung gemeinsam produzierter Nahrungsmittel). Personliche
Kontrolle ist das, was wir immer noch bevorzugen, weil wir diese
intuitiv gut verstehen und beherrschen. Allerdings ist sie in grofie-
ren, anonymeren Gruppen als Verteilungsmechanismus nicht geeig-
net - die Verwicklungen von Anspruch und Verpflichtung, Lob und
Missbilligung sind sozial sehr aufwendig und gleichzeitig unsicher.
Ein marktbasierter Austausch hat sich entwickelt, weil er Wertbezie-
hungen in der Gruppe objektivieren und Zuteilungsprobleme forma-

Kapitel 3 - Leistungsprinzip und leistungslose Einkommen 39



lisieren kann. Marktwirtschaft ist also trotz ihrer langen Geschichte
fiir uns noch ein recht junges Feld. Wir mussten sozusagen Tricks
finden, wie wir die Aspekte von Gerechtigkeit, die wir in personli-
chen Beziehungen miihelos beriicksichtigen, in diese anonyme Welt
hiniiberretten kdnnen. Der mit Abstand wichtigste dieser Tricks ist
Geld, die mit Abstand wichtigste soziale Norm ist das Leistungsprin-
zip, welches unter anderem als Eigentum formalisiert wurde. Damit
hat man eigentlich alles, was man braucht, um Marktwirtschaft zu
erkldren.

3.1
Reziprozitit und Aquivalenz

Das Leistungsprinzip war und ist eine der wichtigsten sozialen Nor-
men Uberhaupt. Viele halten das Leistungsprinzip fiir ein Kennzei-
chen des Kapitalismus, negatives Sinnbild fiir Erfolgsdruck, iiberar-
beitete Karrieristen und die Abwertung von unbezahlten Tétigkeiten.
Aber das Leistungsprinzip ist nicht gleichbedeutend mit Leistungs-
ethos oder Leistungsdruck in einer Gesellschaft, in welcher bezahlte
Erwerbsarbeit den einzigen Maf3stab fiir Erfolg und Anerkennung
bildet. Auch wenn der Begriff jiingeren Datums ist und seine Ver-
wendung variantenreich, ist das Leistungsprinzip im Kern viel alter.
Es besagt ganz schlicht, dass Gerechtigkeit die Aquivalenz (Gleich-
wertigkeit) von Leistung und Gegenleistung erfordert und dass,
wer mehr leistet, auch Anspruch auf mehr Gegenleistung hat. Die-
ses Phanomen der Reziprozitit von Gabe und Gegengabe (Gegen-
seitigkeit) ist universell, es ist in allen Kulturen und zu allen Zeiten
zu finden. In der Soziologie ist dieses Konzept allerdings weitge-
hend in der ethnologischen Mottenkiste verschwunden, wo es noch
als »ritueller Gabentausch in traditionellen Gesellschaften« thema-
tisiert wird. Fiir die meisten Soziologen und Okonomen ist Rezi-
prozitit kein besonders wichtiges Thema moderner Industriegesell-
schaften. Sie meinen, bestenfalls sei Reziprozitét hier noch im Sinne
personlicher Dankbarkeit oder gegenseitiger Verpflichtung durch
Geschenke und Freundschaftsdienste von Bedeutung. Tatsdchlich
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jedoch ist Reziprozitit zeitlos und buchstéblich der Kitt, der Gesell-
schaften zusammenbhilt, die »Grundwihrung allen Soziallebens«
(Jonathan Haidt).

Reziprozitit beschreibt eine Form der »mentalen Buchhaltungg,
welche relativ genau registriert, wer bei wem wie stark in der Schuld
steht, inwieweit also Leistung und Gegenleistung ausgeglichen sind
oder nicht. Man darf hierbei Leistung und Gegenleistung nicht als
einen unmittelbaren und transparenten Tauschvorgang betrachten.
Entwicklungsgeschichtlich ist eher das Gegenteil der Fall gewesen:
Man verzichtete bewusst darauf, quitt zu sein, und lief} die Verpflich-
tung zur Gegenleistung diffus, um die soziale Austauschkette nicht
abreifen zu lassen. Erst Geld und Mirkte haben zu einer umfassen-
den Etablierung von Tausch im engeren Sinne gefiihrt, aber weiterhin
gibt es eine Vielzahl von Mechanismen einer »generalisierten Rezi-
prozitit«, die Geber und Empfinger von Leistungen sowohl rdum-
lich wie auch zeitlich relativ weit trennen kann. Institutionen wie die
Sozialversicherung sind streng reziprok, auch wenn viele Menschen
mehr einzahlen, als sie zuriickerhalten. Selbst soziales Engagement
ist mit der Erwartung verbunden, dass wir auf die eine oder andere
Weise (indirekt) davon profitieren. Man nennt das dann nicht mehr
Tausch, sondern »soziale Verpflichtung« oder auch »etwas Sinnvol-
les tun«, und der persénliche Gewinn besteht in einer gerechteren
Gesellschaft, einem der profitabelsten Ziele tiberhaupt. Wenn Men-
schen von Altruismus sprechen, dann meinen sie damit in der Regel
generalisierte Reziprozitit.

Wenn die Leistungen von Menschen nicht addquat belohnt wer-
den, ist das der sicherste Weg, diese Menschen 6konomisch zu ent-
mutigen - eine Erfahrung, welche die ehemals sozialistischen Staaten,
aber auch viele andere Lander mit ungesicherten Eigentumsrechten
gemacht haben. Die Idee des Eigentums basiert letztlich auf dem
Ideal der selbst erbrachten Leistung, deren Friichte man auch selbst
genieflen darf. Zahlreiche Sozialwissenschaftler heben hervor, dass
das Leistungsprinzip gerechter sei als alle anderen Verteilungsver-
fahren. Es ist empirisch belegbar, dass Verteilung nach Leistung
durch und durch dem Selbstverstandnis der meisten Menschen ent-
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spricht, quer durch alle Bevolkerungsschichten. Diese Menschen er-
kennen als grundlegendes Gerechtigkeitsprinzip an, dass jene mehr
Einkommen erhalten sollen, die fihig und fleiffig sind.

3.2
Umstrittene Aspekte des Leistungsprinzips

Fiir die Debatte um das Leistungsprinzip sind einige Aspekte ebenso
wichtig wie missverstindlich. Mit ihrer Erwdhnung mochten wir
auch erwartbaren Einwénden zuvorkommen. Zunéchst einmal gibt
es weite gesellschaftliche Bereiche, wo das Leistungsprinzip vollig
unumstritten Giiltigkeit besitzt. Begrifflich wird hier weniger auf das
»Leistungsprinzip« als auf »Fairness« verwiesen — wenn diese Selbst-
verstindlichkeit iberhaupt hinterfragt wird. Jeder wird zustimmen,
dass man fiir vier Stunden einer bestimmten Arbeit viermal so viel
Lohn erhalten soll wie fiir eine Stunde, und niemand wundert sich,
dass zehn Brotchen zehnmal so viel kosten wie eines. Wenn Leistung
quantitativ bestimmbar ist, zum Beispiel als Anwesenheitszeit oder
als Ergebnis nach Stiickzahl oder Gewicht, dann ist sie auch nicht
umstritten. Diese »Summierbarkeit« von Einzelleistungen ist Aus-
druck des Leistungsprinzips. Ebenso unstrittig ist, dass jene, die viel
in Ausbildung oder Kapital investiert haben, pro Arbeitsstunde oder
Maschinenstunde mehr verlangen diirfen. Nach Ausbildungserfor-
dernissen, Erfahrung, Kénnen und Verantwortung gestaffelte Ent-
lohnung wird praktisch universell akzeptiert. Gerade die Tatsache,
dass ein offensichtliches Auseinanderfallen von Leistung und Ent-
lohnung in der einen wie in der anderen Richtung Emp6rung und
Unverstandnis hervorruft, ist ein Beleg fiir die breite Akzeptanz die-
ses Gerechtigkeitsprinzips.

Nicht verwunderlich ist daher, wenn die Begriffe »Leistung« und
»Leistungsprinzip« als Argumentationsstrategie eingesetzt werden.
Die einen mochten sich als »Leistungstrager« einen moglichst gro-
flen Anteil am Kuchen sichern, die anderen sehen in einer »Leis-
tungsorientierung« ein Plidoyer fiir Ellenbogenmentalitit und so-
ziale Kilte in einer ungleichen Gesellschaft: »Streng dich an, dann
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verdienst du mehr« versus »Wer am riicksichtslosesten handelt, hat
eventuell eine Chance«. Eine solch breite Auslegung der Begriffe ist
nur moglich, weil diese Begriffe notwendig diffus sind: Leistung ist
eine Kategorie, die umso unscharfer wird, je ndher man an sie heran-
tritt (Nina Verheyen). Das liegt daran, dass dem Begriff der Leistung
gleichzeitig ein objektiver Kern und eine soziale Utopie zugrunde
liegen. Es geht nicht nur darum, was Leistung ist, sondern vor allem
darum, was als Leistung gelten soll. Die gleichen Sozialwissenschaft-
ler, die das Leistungsprinzip loben, sind sich weitgehend dariiber
einig, dass Leistung in einem allgemeinen Sinne gar nicht objektiv
bestimmbar ist. Was als Leistung zdhlt, ist kontextabhdngig und wird
letztlich von den Empfingern dieser Leistung bestimmt. Eine Leis-
tung wird erst dadurch zur Leistung, dass sie sich anpasst und an-
dere sie anerkennen, indem sie bereit sind, eine Gegenleistung zu
erbringen (die auch in sozialer Anerkennung bestehen kann, aber
davon wird man auf Dauer nicht satt). Als Koordinationsmechanis-
mus fiir indirekte Kooperation kann Marktwirtschaft nur Hinweise
darauf geben, welche Leistungen gefragt oder auch nicht gefragt sind.
Zudem fordert das Leistungsprinzip, dass grundsitzlich jeder
selbst fiir sein Auskommen sorgen muss. Es gibt kein generelles An-
recht darauf, von anderen versorgt zu werden. Faktisch bedeutet das
die soziale Norm, ein Einkommen erzielen zu miissen. Eine arbeits-
teilige Gesellschaft, in welcher das fiir den Konsum verfiigbare Geld
nicht von der »Arbeitsleistung« abhingt, ist schlicht unrealistisch,
auch wenn viele das eher fiir eine kulturelle Pragung halten.®
Allerdings ist das Leistungsprinzip nicht alles: Ein ausgewoge-
nes Verhiltnis von Leistungs- und Sozialprinzip ist wichtig. Der bib-
lische Spruch »Wer nicht arbeiten will, der soll auch nicht essen«

6 Vorschldge, das Leistungsprinzip zu iiberwinden - beispielsweise durch ein be-
dingungsloses Grundeinkommen -, halten wir fiir nicht zielfiihrend. Wird es aus der
Besteuerung von Einkommen finanziert, widerspricht es der Universalitdt des Leis-
tungsprinzips. In Bezug auf soziale Ungleichheit mochten wir lieber leistungslose
Einkommen als Hauptproblem des Kapitalismus verhindern, anstatt ein weiteres
einzufiihren und damit endgiiltig auf die Steuerungsfunktionen von Mdrkten zu
verzichten. Wir werden allerdings in Kapitel 6 darauf eingehen, warum ein dkolo-
gisches Grundeinkommen gerade wegen des Leistungsprinzips eine gute Idee ist.
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(2. Thess 3,10) bezieht sich nur auf die Unwilligen. Aber auch jene,
die nicht ausreichend fiir sich sorgen kénnen, besitzen Wiirde und
damit ein Recht auf Einkommen. Manche erbringen gesellschaftlich
sehr wiinschenswerte Leistungen, indem sie als Pflegende oder El-
tern fiir andere sorgen — haben aber deshalb Probleme, ein Einkom-
men zu erzielen. Jede Gesellschaft, die nicht sozial zerfallen will, ist
gut beraten, alle mitzunehmen. Weder Leistungsprinzip noch So-
zialprinzip sind ausreichend als gesellschaftliche Grundlage, jedes
fiir sich allein ist verheerend (Hans Braun). Allerdings werden auch
soziale Sicherungssysteme nur dann akzeptiert, wenn die Gegen-
seitigkeit gewahrt bleibt, wie viele empirische Studien zeigen. Er-
werbstdtige sehen staatliche Transferleistungen nur dann nicht als
Verletzung des Leistungsprinzips an, wenn die Griinde nicht durch
die Leistungsempfinger selbst verschuldet sind.

Fiir sich selbst zu sorgen ist eigentlich kein grof3es Problem. Die
meisten Menschen sind in irgendeiner Weise zu einer Leistung fihig,
die auch bezahlte Anerkennung finden kénnte. Wenn heute viele
Menschen von sozialer Sicherung abhéngig sind, so liegt das in den
meisten Féllen an Arbeitslosigkeit oder prekarer Beschiftigung. Die
Anzahl derjenigen, die ihren Lebensunterhalt aus persénlichen
Griinden wirklich nicht selbst erwirtschaften konnen, ist viel gerin-
ger. Auch wenn immer wieder versucht wird, fehlende Bildung oder
mangelnde Leistungsbereitschaft zu einem personlichen Grund
zu disqualifizieren, wird damit vor allem die Tatsache verschleiert,
dass es eine strukturelle und permanente »Entlassungsdrohung« am
Arbeitsmarkt gibt, selbst wenn die Arbeitslosenquote in Deutsch-
land derzeit niedriger ist als in den letzten Jahren. Weitere Rationa-
lisierungsfortschritte werden diese Entlassungsdrohung verlésslich
erneuern und verschérfen. Die Arbeitslosenquote sagt ohnehin wenig
tiber Unsicherheit, notwendige Flexibilitit, Arbeitswege, Mehrarbeit,
Belastung der Familie und Einkommensniveau aus. Das ist der gesell-
schaftliche Sprengstoff, denn aus unserer Diskussion des Leistungs-
prinzips liefle sich fiir Leistungsfihige (also fast alle) schlussfolgern:
Wer mit seiner aktuellen Anerkennung unzufrieden ist, kénnte sich
ja eine Arbeit suchen, wo die eigenen Leistungen besser honoriert
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werden. Der praktische Mangel an solchen Alternativen ist genau das
Ritsel, das wir l6sen mochten. Fehlende Bildung und mangelnde
Leistungsbereitschaft spielen dabei nicht die Hauptrolle.

3.3
Das Leistungsprinzip
als Schliisselbegriff der Verteilungsdebatte

Insgesamt betrachten wir das Leistungsprinzip als den Schliissel-
begriff der Verteilungsdebatte: In einer Leistungsgesellschaft (Meri-
tokratie) sollen die materiellen und sozialen Chancen des Einzel-
nen (nur) von seiner Leistung abhidngen, im Sinne von Talent plus
Anstrengung. Die Abstimmung iiber den Wert dieser individuellen
Leistungen erfolgt durch die Wertschétzung anderer, meistens iiber

Wer arbeitet, verdient eine Gegenleistung. Wer langer arbeitet, verdient mehr.

Wer schlechter arbeitet, verdient weniger. Wer schneller arbeitet, verdient mehr.

Was Leistung ist, entscheiden die anderen.

Abbildung 1: Viele Aspekte des Leistungsprinzips sind nicht umstritten
und entsprechen durch und durch dem allgemeinen Gerechtigkeitsverstand-
nis. Grafik: Grit Koalick, visuranto.de; Farbversion: www.marktwirtschaft-reparieren.de.
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eine Bezahlung im Marktprozess. Der Begriff der Leistung ist hier-
bei keine objektive Grof3e, sondern eine soziale Konstruktion, die
Arbeitsteilung unter Ungleichen erméglichen soll. Wie die meisten
brisanten Begriffe besitzt Leistung zwar Spielraum, aber vor allem
einen kaum verhandelbaren objektiven Kern, den man keineswegs
gesellschaftspolitisch auch »vo6llig anders« konstruieren konnte.

Der eigentliche Clou ist: Auch wenn Menschen nicht eindeutig
bestimmen konnen, was Leistung (alles) ist, so fillt es ihnen ziem-
lich leicht, sich dariiber zu verstidndigen, was definitiv keine Leistung
ist. Als normative Grundlage kann das Leistungsprinzip nur nega-
tiv gewendet in konkrete (und sehr menschliche) Politik umgesetzt
werden. Zu mehr soll und kann das Leistungsprinzip gar nicht anlei-
ten. Dann aber bietet es einen Bewertungsrahmen, in welchem das
heutige Dilemma verstandlich wird, denn leistungslose Einkommen
sind die Achillesferse von Marktwirtschaften. Eigentlich sind sie
das Kennzeichen des Kapitalismus. Wer leistungslose Einkommen
erwirtschaftet (6konomisch auch »Renten« genannt), stirkt sich und
schwicht diejenigen, welche dieses Einkommen erwirtschaften miis-
sen — ein machtvoller Hebel mit der Gefahr eines selbstverstirken-
den Prozesses, wenn wachsende Vermogen wiederum zu grofieren
Einkommen fiihren. Leistungslose Einkommen zu identifizieren und
zu verhindern oder abzuschopfen ist somit eine Kernaufgabe von
Gerechtigkeit in jeder Gesellschaft und kann als Leitbild unserer
Analyse und unserer Vorschlige gelten. Man kann dies noch etwas
allgemeiner fassen und iiber die Einkommensverteilung im engeren
Sinne hinausgehen: Wer die Vorteile hat, soll auch die Kosten tragen.
Das bedeutet auch, staatliche Einnahmen und Ausgaben danach zu
beurteilen, ob sie die »richtigen« Leute be- und entlasten. Wer heute
beispielsweise in Stadten Immobilien besitzt, profitiert von deren
Lage, einem mafigeblich durch staatlich finanzierte Infrastruktur
geschaffenen Wert, der auf private Rechnung verkauft wird.

Die marktwirtschaftlichen Grundregeln zeigen auf, wo Dinge
schiefgehen konnen. In systematischer Hinsicht wird dabei stets die
Aquivalenz von angebotener Leistung und erforderlicher Gegenleis-
tung verletzt. In praktischer Hinsicht sind vor allem zwei Mecha-
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nismen bedeutsam, ndmlich leistungslose Einkommen im engeren
Sinne und eine Behinderung des Wettbewerbs. Eine ungeschickte
Organisation des Geldsystems kann beides unterstiitzen. In diesem
Buch diskutieren wir die wichtigsten Quellen fiir leistungslose Ein-
kommen und Ursachen fiir Wachstumszwiénge: Renten aus Natur-
gitern (vor allem Ackerland und Rohstoffe), Bodenrenten aus der
Lage sowie (Monopol-)Renten aus Akkumulation und Unterneh-
mensgrofie. Zudem stellen wir Vorschldge vor, wie die Marktwirt-
schaft »repariert« werden kénnte. Doch zunédchst widmen wir uns
der wohlwollenden Lesart von Marktwirtschaft mehr im Detail, um
zahlreiche Missverstindnisse zu kliren und uns ein begriftliches
Fundament zu schaffen.
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Kapitel 4

Der okonomische Kreislauf
und seine Begriffe

Um die beiden Lesarten von Marktwirtschaft gegeneinander abgren-
zen zu kénnen, benétigen wir ein gemeinsames Verstandnis, wie
Geld, Einkommen, Gewinn, Konsum und Investition im sogenann-
ten Wirtschaftskreislauf zusammenhangen. Anschaulichkeit und
Verstandnis des Wirtschaftsprozesses werden dadurch erschwert,
dass zum einen praktisch simtliche verwendeten Begriffe mehr-
deutig sind und dass zum anderen falsche Vorstellungen existieren,
wie die gesellschaftliche Organisation dieses Wirtschaftskreislaufes
de facto realisiert ist (besonders augenfillig beim Geldsystem). Wir
halten diese sprachlichen Uberschneidungen und Wissensliicken fiir
ein ganz zentrales Problem der Debatten iiber eine gerechte Okono-
mie. So duflern viele Menschen Kritik an einer »Profitorientierung«
von Unternehmern und Managern. Aber reicht eine mentale Ausrich-
tung aus, um verlisslich Wachstum zu erzielen? Die relevante Frage
ist eigentlich, unter welchen systemischen Bedingungen es Menschen
gelingt, dauerhaft Uberschiisse zu erzielen und diese zu reinvestieren.
Viele streben danach, aber nur wenige schaffen es, weil sie am Markt
mit der Aufgabe scheitern, mehr als ein mitunter diirftiges Einkom-
men zu erzielen. Wie kann man dieses 6konomische Wunder (denn
das ist es eigentlich) erkldren? Was fithrt dazu, dass entweder die
Erlose so hoch oder die Kosten so niedrig sind, dass neben einem
komfortablen Einkommen immer noch Geld iibrig bleibt?
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4.1
Kosten, Erlose und Gewinn

Die Wirtschaftswissenschaft unterscheidet zwischen der Erzeugung
von Leistungen (Produktion im weitesten Sinne) und dem Verbrauch
dieser Leistungen (Konsum im weitesten Sinne). Zu den Produzen-
ten gehoren neben den offensichtlichen Herstellern physischer Pro-
dukte auch all diejenigen, welche Dienstleistungen erbringen, seien
es Handel, Haarschnitte, Bankgeschafte oder Politik - alle, die »arbei-
ten«, sind letztlich Produzenten von 6konomischer Leistung. Der
dazu komplementére Begriff des Konsumenten ist etwas heikel, denn
umgangssprachlich haftet dem Konsum der negative Beiklang des
Uberfliissigen, Banalen an, wenn Shopping als Lifestyle kritisiert oder
eine noble Lebensart dumpfem Konsum gegentibergestellt wird. Ein
Konsument ist aber eigentlich »nur« ein Verbraucher, und insofern
ist Konsum einfach nur das Gegenstiick zur Produktion. Man »kon-
sumiert« auch unattraktive Giiter wie Krankenhausaufenthalte, Haft-
pflichtversicherungen oder Autoreparaturen, fiir die man nicht shop-
pen gehen wiirde. Auch findet der eigentliche Konsum (Verbrauch)
in der Regel erst nach dem Kauf statt: Wer abends im Sessel sitzt und
Goethes Gedichte liest, konsumiert in diesem Moment Sessel, Buch,
Licht und Filzpantofteln.

Produktion findet selbstverstandlich auch im Privaten statt. Ein-
kaufen, Kochen, Erziehen, Pflegen, Nachhilfegeben, Gemiiseziehen
oder einen Gartenschuppen bauen - all das sind ebenfalls 6konomi-
sche Leistungen, weil sie Werte schaffen, die von einem selbst oder
von anderen Menschen geschitzt werden. Nur werden sie tiblicher-
weise nicht gegen Geld getauscht. Innerhalb von Familien, unter
Freunden oder in iberschaubaren Gemeinschaften finden eher tra-
ditionelle Formen des Austauschs Anwendung, wobei auch hier
auf Gegenseitigkeit geachtet wird und die Reziprozititsnorm volle
Giiltigkeit besitzt. Wir beschranken uns in unseren Betrachtungen
jedoch auf den Austausch von Leistung gegen Geld, weil dort die Pro-
bleme auftreten.
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Die Gegeniiberstellung von Produktion und Konsum fithrt uns
unmittelbar zum vielleicht problematischsten, aber auch erhellends-
ten aller Begriffe, dem Gewinn - einer der Begriffe, die mehrdeutig
sind. Man muss auf der Produzentenseite die Leistungserzeugung
(wer produziert) gedanklich von der Unternehmereigenschaft (wer
tragt das Risiko) trennen. Betrachten wir zuerst die Gruppe derjeni-
gen Leistungsproduzenten, die auf eigene Rechnung und eigenes
Risiko arbeiten. Eine Unternehmerin muss zunichst investieren,
bevor sie produzieren kann. Sobald das Geschift dann lauft, hat sie
laufende Kosten, zum Beispiel fiir Material, Lohne, Fremdleistungen
oder Wertminderung des Sachkapitals (Abschreibungen fir Ver-
schleifl), aber natiirlich hat sie auch entsprechend laufende Verkaufs-
erlose. Die Differenz zwischen Kosten und Erlésen nennt man
»buchhalterischen Gewinng, dieser muss positiv sein, denn von die-
sem Gewinn muss sie leben. Das ist ganz schlicht die Definition von
Selbststindigkeit im Gegensatz zu abhingiger Beschiftigung. Eine
Selbststindige erhilt keinen Lohn und bezieht kein Gehalt, sie er-
zielt Gewinn (oder auch nicht), indem sie Leistungen verkauft, deren
»Herstellung« am Ende mehr einbringt, als sie kostet. Viele Unter-
nehmer, seien sie Fabrikbesitzerinnen oder Apotheker, Beraterinnen
oder Kiinstler, erzielen auf diese Weise einen Gewinn in der Hohe
eines normalen Einkommens, mit einer Spannbreite zwischen eher
prekir und recht komfortabel, wie Gehilter auch.” Ein Unterneh-
men ist bereits »profitabel«, wenn es genug Gewinn fiir den Lebens-
unterhalt abwirft. Wachsen muss es dafiir nicht. Viele behaupten,
dass »grow or die« die Uberlebensbedingung von Unternehmen im
Kapitalismus sei. Okonomen haben dem bereits entgegengehalten,
dass es eher »profit or die« sei, mit Bezug auf den buchhalterischen
Gewinn. Aber es ist unerheblich, ob dieser Gewinn wirklich als Ge-

7 Gewinne gelten in der Einkommensstatistik als Kapitalertrdge und fallen damit
in die gleiche Kategorie wie Aktiendividenden, Pachtertrage oder Zinsen, obwohl
die meisten Unternehmer (vor allem Selbststandige) ganz wesentlich den »Produk-
tionsfaktor Arbeit« einsetzen. Inhaltlich ist somit die Grenze zwischen Einkommen
aus Arbeit und Einkommen aus Kapital nicht so scharf, wie die schlagwortahnliche
Verwendung es manchmal suggeriert.
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winn im Sinne der Gewinn-und-Verlust-Rechnung errechnet wird
oder ob sich die Unternehmerin als Angestellte der eigenen Kapital-
gesellschaft (GmbH oder AG) ein Gehalt als regelméiflige Gewinn-
ausschiittung auszahlt, sodass ein Gewinn im rechnerischen Sinne
gar nicht mehr anfillt. Entscheidend ist, ob die Tiétigkeit die Lebens-
haltungskosten der Unternehmerin decken kann: »income or die«.
Falls der Gewinn unserer Unternehmerin hoher ist als das, was sie
als ihr Einkommen verwendet, nennt man diesen frei verwendbaren
Uberschuss »dkonomischen Gewinn«. Okonomischer Gewinn be-
deutet Geld, welches im Unternehmen verbleiben und beispielsweise
investiert werden kann, also Unternehmenswachstum. Da Abschrei-
bungen fiir Verschleifl bereits in den expliziten Kosten enthalten sind,
steht fiir Ersatzinvestitionen unabhingig vom Gewinn bereits Geld
zur Verfiigung - hierfiir liegt sozusagen Geld in der Kasse, welches
nicht Teil des buchhalterischen Gewinns ist. Die Investitionen, die
aus 0konomischen Gewinnen finanziert werden (konnen), sind in
erster Linie Neuinvestitionen, also die Anschaffung von Giitern, die
den Produktionsprozess ausweiten oder verbessern konnen: mehr,
schneller, kostensparender, flexibler. Der 6konomische Gewinnbe-
griff ist damit strenger als der buchhalterische, er basiert auf einer
kostenrechnerischen Kalkulation. Danach zdhlen zu den Kosten
nicht nur die expliziten Kosten der Unternehmung, sondern auch der
Einsatz an Arbeitszeit und Geld, welche die Unternehmerin in das
Unternehmen einbringt (zum Beispiel Einlagen). Diese Einnahmen-
verluste, welche der Unternehmerin durch Verzicht auf andere Be-
rufs- und Investitionsmoglichkeiten entstehen, nennt man »Oppor-
tunitdtskosten«. Der 6konomische Gewinn ist also keine objektiv
berechenbare Grofle, sondern eine personliche Entscheidung, wie
man den buchhalterischen Gewinn in Einkommen und Verbleib im
Unternehmen aufteilt, vereinfacht: 6konomischer Gewinn = buch-
halterischer Gewinn minus personliches Einkommen = Netto-Inves-
titionspotenzial (siehe Abbildung 2). Die Profitabilitét verschiedener
Investitionsalternativen ist nur {iber ihre jeweiligen 6konomischen
Gewinne sinnvoll vergleichbar, darin liegt die Bedeutung dieses Ge-
winnbegriffs. Man kann Investitionspotenzial ignorieren und statt-
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a) Buchhalterisch

b) Gkonomisch

Riicklage Gewinn
(. //
/P/n/vé/ private /Lepe/n/s- Opportuni-
entnahme| | Kosten “haltung”| | tatskosten
YOI v4 V /s
Explizite Explizite
Erlose Erlose
Explizite berufliche Explizite
Kosten Kosten Kosten

Abbildung 2: Gegeniiberstellung der Gewinnbegriffe (weild = Gewinn). Dies
ist eine vereinfachte Darstellung, die aber den wesentlichen Unterschied
verdeutlicht, dass die Lebenshaltungskosten (schraffiert) fiir das Finanz-
amt als sogenannte Privatentnahme zum Gewinn zdhlen (links), fiir die
Wirtschaftswissenschaft als Opportunitdtskosten zu den Kosten (rechts).
Der 6konomische Gewinn entspricht buchhalterisch einer Gewinnriicklage.

dessen grof3ziigig mehr konsumieren, man kann sich aber ebenso
6konomischen Gewinn buchstiblich vom Munde absparen und so
Investitionspotenzial erst erzeugen.

Die zweite groflie Gruppe der Leistungsproduzenten sind die
Nichtunternehmer, also abhéngig Beschiftigte, aber eigentlich lduft
es bei ihnen dhnlich. Die Differenz zwischen Kosten und Erlgsen
nennt man hier nicht Gewinn, sondern spricht unmittelbar vom Ein-
kommen. Auch Angestellte haben laufende Kosten, allerdings sind
sie meist gering und werden vom Finanzamt als » Werbungskosten«
bezeichnet. Dazu gehoren beispielsweise Fahrtkosten, Weiterbildung,
Berufskleidung - also alles, was unmittelbar der Erzielung und Auf-
rechterhaltung des Einkommens dient. Die laufenden Erlése sind
iiblicherweise fixiert als Lohn oder Gehalt, aber wer erfolgsabhingige
Vergiitungsanteile erhilt, ist schon auf halbem Weg zum Unter-
nehmer. Letztlich gibt es aufler den privatrechtlichen Anspriichen
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(man hat ein Recht auf Vergiitung, nicht jedoch auf Gewinn) und
den vielen formalen Buchfithrungsvorschriften keinen inhaltlichen
Unterschied zwischen buchhalterischem Gewinn und Gehalt bzw.
Lohn.

Unter Nichtokonomen scheint der schlechte Ruf einer »Gewinn-
orientierung« vor allem aus einer Vermischung des buchhalteri-
schen und des 6konomischen Gewinnbegriffes herzuriihren. Fiir
die meisten Menschen ist Gewinn intuitiv ein Uberschuss, der jen-
seits des Notwendigen liegt, also jenseits dessen, was wir als nor-
males Einkommen bezeichnen. Das aber ist genau der konomische
Gewinnbegriff. Wer in diesem Sinne Gewinnmaximierung betreibt,
versucht tatsichlich zu erreichen, dass am Jahresende die Erlose
nicht nur die Kosten des Betriebes und der Lebensfithrung decken,
sondern dass ein frei verfiigbarer Uberschuss bleibt. Im Sinne des
buchhalterischen Gewinnbegriffes versuchen jedoch alle, »aus Geld
mehr Geld zu machen, also Erlose zu erzielen, welche hoher sind als
die unmittelbaren Kosten - alles andere wire sinnlos. Von der Dif-
ferenz leben sie, sodass am Ende des Jahres die meisten nicht mehr
auf dem Konto haben als zu Beginn, obwohl sie Gewinn gemacht
haben. Die alte Marx’sche Formel G-W-G/, fiir viele der Inbegriff
kapitalistischer »Steigerungslogik«, ist letztlich nur die ziemlich
banale Beschreibung des halben 6konomischen Kreislaufs vor der
Gewinnverwendung.® Diese Formel sagt zum einen nichts aus iiber
die Gewinnverwendung (Konsum oder Investition), zum anderen
gibt sie keinerlei Erkldrung fiir das in der Praxis hochst unterschied-
liche Verhiltnis der beiden Gréf3en G und G'. In welchen Branchen
man mit welchen Produkten viel leichter ein hoheres G' erzielen
kann als in anderen, erfordert eine genauere Analyse.

8 Ein Geldbetrag G wird fiir die Produktion einer Ware W eingesetzt (Kosten), welche
dann fiir den hoheren Geldbetrag G' verkauft wird (Erldse). Diese Formel ist keine
mathematische Gleichung, sondern beschreibt eine zeitliche Abfolge von Schritten.
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4.2
Ein Zwischenfazit
zum 6konomischen Kreislauf

Es lasst sich also festhalten: Der 6konomische Austausch beruht auf
zwei gegenldufigen Stromen. In der einen Richtung fliefen Leistun-
gen von Produzenten zu Konsumenten, meist nicht direkt, sondern
iiber ganze Ketten von Produzenten, von denen jeder nur einen klei-
nen, spezifischen Beitrag zur Wertschopfung leistet. Der Begriff der
Leistung umfasst alle Giiter, die »Nutzen stiften«, dies konnen mate-
rielle und immaterielle Giiter sein (Dienstleistungen, Rechte etc.).
In der Gegenrichtung flieit Geld, welches keine Leistung, sondern
ein Medium darstellt, das uns eine soziale Kommunikation tiber den
Wert jener Leistungen ermdéglicht. Eine Geldzahlung stellt zun4chst
einen Erlos beim Empfinger dar, der von diesem Erlos berufliche
und private Kosten bestreiten muss. Den Erlosanteil zum Bestrei-
ten der privaten Kosten nennt man Gewinn oder allgemeiner Ein-
kommen.

Bereits mit diesem sehr elementaren Bild lassen sich einige be-
deutsame Feststellungen treffen. Da es letztlich nicht um Geld geht,
sondern um den Austausch von Leistungen, muss jeder Produzent
»privat« auch Konsument sein, und jeder Konsument muss sich »be-
ruflich« darum bemiihen, irgendwelche Leistungen zu erbringen, die
andere so wertvoll finden, dass sie bereit sind, Geld dafiir zu zahlen.
Insofern wird der 6konomische Austausch erst dann zum Kreislauf
geschlossen, wenn jeder einmal als Produzent und einmal als Konsu-
ment in Erscheinung getreten ist. Die Marx’sche Formel miisste also
vollstindig G- W - G'-K - G" lauten, womit sie weit weniger origi-
nell wird: Von der eingenommenen héheren Geldsumme G' muss
auch der private Konsum K bestritten werden, sodass die meisten
wieder bei G"=G landen. Es ist also kein Naturgesetz, dass Waren-
produktion zur Akkumulation fiihrt, sondern ganz im Gegenteil:
Die Moglichkeit des 6konomischen Gewinns (G">G, siehe Abbil-
dung 3) ist eine kleine 6konomische Sensation.
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Abbildung 3: Die Marx'sche Formel als zeitliche Abfolge von Schritten,
hier mit 6konomischem Gewinn.

Im Rahmen des buchhalterischen Gewinns ist damit auch Klar,
warum in einer Marktwirtschaft alle gleichzeitig Gewinne machen
konnen, ohne dass die Wirtschaft wachst. Der Gewinn wird vor der
privaten Gewinnverwendung berechnet (und besteuert), also an der
Stelle G' in der Marx’schen Formel. Anschlieend flief$t dieser rech-
nerische Uberschuss als private Konsumausgaben oder betriebliche
Investitionen wieder in den allgemeinen Kreislauf, wo er erneut die
Erl6se anderer und damit Gewinn erzeugt. Ein und derselbe Geld-
schein kann gewissermaflen bei einer Runde im Kreislauf mehrmals
fiir Gewinne sorgen. Berechnet wird der Gewinn ohnehin im Nach-
hinein, am Ende des Geschiftsjahres, wenn das Geld, das diesen
Gewinn ausgemacht hat, schon gar nicht mehr in der Kasse liegen
mag, weil die Unternehmerin es entnommen hat, um ihre Konsum-
ausgaben zu bestreiten. Die so berechneten Einkommen sind eine
wichtige soziale Kenngrofle, um die 6konomische Leistungsfahigkeit
zu bestimmen und Steuern und Abgaben zu berechnen. Die ganze
Trennung zwischen privat und beruflich ist Teil einer gesellschaftli-
chen Konstruktion, welche den wirtschaftlichen Leistungstausch zur
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Bemessungsgrundlage zahlreicher staatlicher Leistungen und ihrer
Finanzierung gemacht hat. Nur aus diesem Grund interessiert sich
die Gesellschaft (das heif$t das Finanzamt) fiir die Trennlinie zwi-
schen privaten und berufsbedingten Kosten (und natiirlich lassen
sich Zweideutigkeiten und Absurdititen entlang dieser Trennlinie
nicht vermeiden).

Unser Kreislauf zeigt auch: Hinter jedem Einkommen steht not-
wendigerweise Konsum. Wenn alle sich in ihrer freien Zeit nur dem
stilvollen MiifSiggang hingeben wiirden, dann wiren viele Menschen
arbeitslos. Das ist die provozierende Botschaft der berithmten »Bie-
nenfabel« von Bernard de Mandeville: Tugendhafte Askese ist mit
Vollbeschaftigung unvereinbar. Sobald die Produktion in der Lage ist,
unsere Grundbediirfnisse abzudecken, kann weitere Produktion tri-
vialerweise nur hohere Bediirfnisse abdecken, was auch immer das
sein mag. Wir werden uns mit den umstrittenen Begriffen »Grund-
bediirfnisse« und »hohere Bediirfnisse« weiter unten noch kritisch
auseinandersetzen. Aber die Vorstellung, wir konnten dank moder-
ner Technologie eine hochproduktive Teilzeitgesellschaft werden, in
der wir nur noch zwei bis drei Stunden am Tag arbeiten und die so
gewonnene Freizeit fiir etwas anderes als »dumpfen Konsum« ver-
wenden, ist zumindest ambitioniert. Unser Konsum muss so hoch
sein, dass mit seinen Erlosen alle Tatigkeiten der Volkswirtschaft mit
einem Einkommen entlohnt werden kénnen, auch Forscherinnen,
Kiinstler, Polizistinnen und Politiker.

Wir kénnen bereits an dieser Stelle einen ersten Eindruck erhal-
ten, was Leistungsgerechtigkeit im Zusammenhang mit Einkommen
bedeutet. Angenommen, zwei Unternehmerinnen treten mit unge-
fahr gleicher Leistung am Markt auf, das heif3t, sie erhalten beide
den gleichen Erl6s fiir ihr Produkt oder ihre Dienstleistung. Die eine
schaftt es jedoch, ihre beruflichen Kosten deutlich geringer zu halten
als die andere, sei es, weil sie sich besser organisiert, sei es, weil sie
Technik geschickter oder Rohstoffe sparsamer oder Mitarbeiterin-
nen produktiver einsetzt (oder schlechter bezahlt, aber dazu kom-
men wir noch). Der Nachfrager bekommt davon im Grunde nichts
mit, er sieht nur das Ergebnis und zahlt seinen Preis. Die geschick-
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tere Unternehmerin macht jedoch einen héheren Gewinn (berufli-
che Erlose minus berufliche Kosten), sie hat also fiir ihren privaten
Konsum einen héheren Erlosanteil zur Verfiigung. Umgangssprach-
lich sagen wir: Sie leistet mehr und verdient daher auch ein hoheres
Einkommen.

Damit werden zwei Dinge deutlich: Erstens ist nicht entscheidend,
wie viel Erlos man fiir eine Leistung erhilt, sondern immer die Dif-
ferenz von Kosten und Erlosen. Schlechtestenfalls sind die Kosten
hoher als die Erlose, worauf man seine Tiétigkeit besser ganz einstellt:
buchhalterischer Gewinn negativ. Giinstigstenfalls sind die Kosten
so niedrig, dass man von der Differenz nicht nur leben, sondern
sogar weiter investieren kann, letztlich mit dem Ziel, die vorteil-
hafte Differenz von Kosten zu Erlosen aufrechtzuerhalten oder sogar
auszubauen: 6konomischer Gewinn positiv. Die beiden Gewinnbe-
griffe stecken also die Skala des unternehmerischen Zweifels ab: Ein
negativer buchhalterischer Gewinn sagt definitiv: »Aufhdren, denn
es lohnt sich nicht!«, ein positiver 6konomischer Gewinn sagt defi-
nitiv: »Weitermachen, denn es lohnt sich!« Dazwischen liegen die
Zweifelsfille, die aber wohl 99 % aller Fille ausmachen.

Die zweite Feststellung ist noch bedeutsamer: Das gesellschaftli-
che Ideal dieses Kreislaufes ist, dass jeder mit seinem Einkommen
(Gewinn, Lohn, Gehalt) genau seinen Anteil an der 6konomischen
Wertschopfung aller erhilt. Die geschickte Unternehmerin leistet
mehr, denn sie schopft den gleichen Wert mit weniger Aufwand.
Auch im Begriff der Wertschopfung steckt die Differenz von Auf-
wand und Ertrag. Insofern hat sie auch das Recht auf mehr Gegen-
leistung anderer, und dieses Recht kann sie wahrnehmen, indem sie
tiber mehr Geld fiir ihren privaten Konsum verfiigt.

Generell hat jeder, der berufliche Leistungen erbringt, Anspruch
auf Entlohnung der aufgewendeten Arbeitszeit, und das gilt natiir-
lich auch fiir Unternehmerinnen - allerdings nur beziiglich ihrer
eigenen Arbeitszeit. An der Arbeitszeit anderer soll man eigentlich
nichts verdienen, sagt das Leistungsprinzip. Das erscheint nun an-
gesichts der realen Verhiltnisse wie blanker Hohn. Ist es nicht das
offensichtlichste Funktionsprinzip des Kapitalismus (und sogar der
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Marktwirtschaft in ihrer wohlwollenden Lesart), dass man gerade an
der Arbeitszeit anderer verdient, deren »Mehrwert« man abschopft?
Nein, allerdings ist nicht ganz einfach zu erkennen, wie es tatsichlich
funktionieren soll. Bei selbststindigen Einzelunternehmern ohne
Beschiftigte ist es offensichtlich: Nur einer erbringt Leistungen und
lebt von seinem Gewinn (Erl6se minus Kosten). Die einzig mogliche
Form von Ausbeutung ist hier die Selbstausbeutung. Bei Betrieben
mit Festangestellten wird es etwas uniibersichtlicher, aber wir hat-
ten das Grundprinzip bereits in Abschnitt 4.1 erldutert. Alle Erlose
wandern zunéchst in einen grofien Topf, aus dem alle Kosten bezahlt
werden miissen, die betrieblichen Kosten der Unternehmung ebenso
wie die privaten Kosten der Unternehmerin - allerdings haben die
betrieblichen Kosten Vorrang, und dazu gehoren die festen Lohne
und Gehalter. Im Idealfall bleibt ein Rest als Gewinn, welcher den
Lohn der Unternehmerin darstellt, und im Idealfall entspricht dieser
Gewinn einem »normalen« Einkommen, was tatsichlich bedeutet,
dass die Unternehmerin an der Arbeitszeit ihrer Angestellten nichts
verdient hat. Die Angestellten haben genau ihren Leistungsanteil als
Lohn oder Gehalt erhalten, und in vielen (kleineren) Betrieben ist
das auch der Fall.

Dieser Punkt ist angesichts der realen Verhiltnisse fiir viele abso-
lut kontraintuitiv, aber gerade deshalb bedeutsam. Es gab und gibt
vielfaltige Formen von Ausbeutung, bei denen eine Machtasymme-
trie zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ausgenutzt wird.
Aber diese Machtasymmetrie hat keine systematische Ursache im
»Kapitalverhiltnis« oder der Lohnarbeit an sich, sondern beruht im
Kapitalismus vor allem auf technologischer Arbeitslosigkeit mit all
ihren Folgeproblemen und Symptomen (Kapitel 6) sowie auf Boden-
renten (Kapitel 7). Das marxistische Konzept vom Mehrwert der
Lohnarbeit, der vom Kapitalisten abgeschopft wird, beruht auf einem
buchhalterischen Missverstandnis. Es ist nicht moglich, innerhalb
eines Betriebes exakt zu bestimmen, wer welchen Beitrag zur Wert-
schopfung leistet. Betriebliche Kostenrechner beif3en sich an diesem
Problem seit Jahrzehnten die Zihne aus und kommen bestenfalls zu
brauchbaren Niherungen, zumal wenn es Fixkosten gibt, die sich
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amortisieren miissen. Hochstens kann man offensichtliche Fille von
Unter- oder Uberbezahlung identifizieren. Insofern hat sich Marx
von den emporenden Verhiltnissen seiner Zeit zu Verallgemeine-
rungen hinreifSen lassen. Die marktwirtschaftliche Aufteilung in
feste Entlohnungen und variablen Gewinn ist eigentlich eine gute
Losung des Problems, wie man die sehr unterschiedlichen Leistungs-
felder, Verantwortlichkeiten und Risiken innerhalb eines Betriebes
honoriert.

4.3
Geld

Im néchsten Schritt wollen wir uns etwas genauer mit Geld befassen.
Was ist dieses omindse Mittel, nach Ansicht mancher ein modernes
Grundiibel, wenn auch irgendwie unverzichtbar? Der Anthropologe
David Graeber hat zumindest zweifelsfrei dargelegt, dass Geld nicht
»entwickelt« wurde, weil den Menschen der Naturalientausch ach so
mithsam wurde. Marktgesellschaften ohne Geld, aber mit festgeleg-
ten Tauschrelationen (»zwolf Hithner gegen ein Paar Schuhe«) hat
es nie gegeben. Solche festgelegten Tauschrelationen und komplexe
Mirkte haben sich erst mit und durch Geld entwickelt. Das dandert
aber nichts an der Tatsache, dass wir heute eine formalisierte Tausch-
wirtschaft mit festgelegten Tauschrelationen (Preisen) haben.

Beim Leistungstausch ist eine Win-win-Situation, in der beide
Partner einen Vorteil erzielen, ohne Weiteres moglich, wenn die ge-
tauschten Giiter das hergeben: Der eine muss zu viel von dem haben,
was der andere begehrt, und umgekehrt. Dank Arbeitsteilung und
Spezialisierung ist eine solche Situation leicht herzustellen. Bei
einem Tausch erwartet man eine gleichwertige (dquivalente) Gegen-
leistung. Eine gleichartige Gegenleistung zu verlangen wire kein
Tausch, sondern Zeitverschwendung, aber Menschen sind ziemlich
gut darin, Unvergleichbares zu vergleichen und fiir sich abzuschit-
zen, was Aquivalenz im Einzelfall bedeutet und wo sie ihre Grenzen
hat. Allerdings hat Aquivalenz beim Tausch auch etwas Paradoxes,
denn genau genommen erwartet jeder der Tauschpartner eigentlich
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Nichtdquivalenz. Jeder méchte sich ja besser stellen als vorher, also
mehr erhalten als weggeben. Das Paradox 16st sich dadurch auf, dass
das Erhaltene fiir einen personlich einen hoheren Wert darstellt als
das Weggegebene. Beim Tauschpartner ist es umgekehrt genauso.’
Die Nichtdquivalenz ist also keine Eigenschaft des Tauschgeschaf-
tes an sich, sondern eine rein personliche Einschitzung. Tatsachlich
schitzen aufmerksame Menschen bei Tauschgeschiften auch ab, was
der Tausch jeweils fiir den anderen bedeutet, und achten auch hier
auf Ausgewogenbheit.

Oftmals kann einer der beiden Tauschpartner gerade keine pas-
sende Gegenleistung anbieten oder erst spiter, oder er wiisste je-
mand anderen, der die nétige Gegenleistung erbringen konnte. In
diesen Fillen fungiert Geld als »reziproker Merkzettel«, eine geniale
soziale Innovation. Seinen Ursprung hat Geld in Handelskontrakten,
bei denen Warenlieferungen eine Schuld erzeugten, die nach einer
Frist mit einer Gegenleistung in Form von Waren oder Edelmetallen
beglichen wurde. Diese Schuld wurde auf diversen »Datentrigern«
notiert, in Mesopotamien beispielsweise auf Tontéfelchen. Diese
Tontéfelchen begannen ein Eigenleben zu fithren: Die Leistungsfor-
derung konnte vom urspriinglichen Eigentiimer an jemand anderen
weitergegeben werden, der nun den Leistungsanspruch gegeniiber
dem Schuldner hatte. Der moderne Begrift dafiir ist »Handelswech-
sel«. Hier sieht man bereits, dass jeder Forderung immer die Schuld
eines anderen gegeniibersteht. Dariiber hinaus begannen sich nor-
mierte Einheiten von Edelmetallen oder anderen wertvollen Mate-
rialien zu entwickeln, die als standardisierte »Schuldentilger« akzep-
tiert wurden, also das, was wir heute Bargeld nennen. Der Material-
wert diente als zusitzliche Kreditsicherheit. Goldmiinzen wurden
insbesondere fiir die Bezahlung von Séldnern oder im internatio-
nalen Handel benétigt, wo man die Empfanger moglicherweise nie
wiedersah.

Auch heute ist Geld im Kern eine Schuldbeziehung. Die durch
Geld verbriefte Forderung richtet sich jedoch nicht mehr gegen eine

9 (konomisch spricht man vom hheren Grenznutzen des jeweiligen Empfangers.
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konkrete Person. Sie ist ein Anspruch auf zukiinftige Leistungen,
wobei — und das ist der Clou - jeder eine solche Leistung erbrin-
gen kann, auch diejenigen, die an der urspriinglichen Transaktion
gar nicht beteiligt waren. Die Transaktion ist durch die Geldzahlung
ja abgeschlossen, und der durch Geld verbriefte Anspruch ist damit
universell einlosbar. Eine diffuse Verpflichtung von Gabe und Gegen-
gabe mag in sozialen Beziehungen sinnvoll sein, aber fiir die Koor-
dination grofier anonymer Gesellschaften ist sie hinderlich. Dies ist
die vielleicht charakteristischste Eigenschaft von Geld im 6kono-
mischen Prozess, namlich »halbe« Tauschgeschifte sozial wirksam
abschliefSen zu kénnen. Zudem ist Geld beliebig teilbar und addier-
bar. Die dadurch bewirkte Steigerung der Flexibilitit ist enorm, wird
aber heute gar nicht mehr als besonders wahrgenommen, weil Geld
und der Umgang damit so normal geworden sind.

Wihrend also die Handelswechsel immer einen individuell iden-
tifizierbaren Schuldner hatten, steht von einer Zentralbank heraus-
gegebenes Geld eher fiir eine kollektive Schuld, einen Anspruch auf
Wirtschaftsleistung. Geld ist buchstéblich verbrieftes Vertrauen, his-
torisch gesehen ein unerhorter sozialer Fortschritt. Die Herausgabe
von Geld ist gleichermaflen Vertrauensvorschuss wie Vertrauens-
beweis fiir den breiten gesellschaftlichen Konsens, auf dieser Basis
Leistungen tauschen zu wollen. Daher ist die Ausgabe von Zeichen-
geld, also Geld ohne eigenstindigen Materialwert, ein hoheitlicher
Akt. Fiir gesetzliche Zahlungsmittel gilt Annahmezwang: Jeder Glau-
biger ist zu seiner Annahme verpflichtet, man kann jede Schuld
wirksam damit tilgen.

Geld ist ein gesellschaftlicher Vertrag, der gewissermaflen nie
zu Ende erfiillt ist, eine Art »ewiger< Kredit an die Produktivkraft
der Nation« (Joseph Huber). Jede Erfiillung im Rahmen eines wirt-
schaftlichen Austausches erneuert den Kredit, der zu Beginn vom
Staat einseitig ausgegeben wurde, aber immer im Rahmen eines
zweiseitigen Geschiftes weitergegeben wird. Diese Folge von Weiter-
gaben geht nicht zu Ende, solange Vertrauen vorhanden ist. Geld ist
mithin ein spezieller Kettenbrief, zwar ohne Schneeballeffekt, aber
letztlich doch eine Konstruktion nach dem Motto: Den Letzten bei-
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Ben die Hunde. Das System ist aber darauf angelegt, dass niemand je
der Letzte sein wird.

Der Wert unseres heutigen wie auch allen anderen Geldes beruht
auf dessen Kaufkraft, das heifst der Produktivkraft der Menschen
(und Maschinen) des Wahrungsraumes, auf nichts sonst. Man kann
Geld nicht anders absichern als durch Leistungsfihigkeit. Geld kann
seinen sozialen Anspruch als Merkzettel fiir erbrachte Leistungen
nur erfiillen, wenn es bestimmte Eigenschaften besitzt: Es muss fil-
schungssicher sein und in diesem Punkt die gleiche Eigenschaft wie
eine 6konomische Leistung haben. Genauso wie wir das Vortauschen
von Leistungen nicht akzeptieren, konnen wir auch in den Kreislauf
eingebrachtes Falschgeld nicht akzeptieren. Das In-Umlauf-Bringen
von Falschgeld stellt ein leistungsloses Einkommen dar und verletzt
den Grundsatz von Leistung und Gegenleistung. AufSerdem muss
der Geldwert stabil sein, denn Geld zirkuliert als Stellvertreter fiir
Leistungen. In einer eingespielten Okonomie spiegeln die Preise die
menschlichen Aufwendungen wider und steuern indirekt, wo Auf-
wand erbracht werden soll, insofern muss alles vermieden werden,
was diesen sensiblen Kommunikationsmechanismus irritiert.

Die Geldmenge muss also intelligent auf die 6konomischen Ver-
hiltnisse, den »Fluss der arbeitsteiligen Tétigkeiten«, abgestimmt
sein. Wenn die Wirtschaft wachst, muss auch die Geldmenge wach-
sen.'® Beliebt war und ist die Praxis von Regierungen, frisches Geld
zur Finanzierung von Staatsausgaben zu drucken, beispielsweise um
unpopuldre Steuererhdhungen zu vermeiden. Dies ist nur dann pro-
blemlos moglich, wenn dadurch die Gesamtmenge der erbrachten
Leistungen steigt, weil beispielsweise in einer Krise Arbeitslose ein-
gestellt werden. Meistens ist der gesellschaftliche Leistungspool aber
nicht spontan vergrofierbar, und die Leistungen werden nur umge-
lenkt. Es gibt gewissermaflen mehr Geld als Leistungen. Dann stei-
gen die Preise (Inflation), bis sich das Gleichgewicht von Geldmenge,
Preisen und Leistungserbringung wieder eingependelt hat. Ist zu
wenig Geld in Umlauf, kommt der Leistungstausch ins Stocken, denn

10 Eigentlich: der Geldumlauf, also Geldmenge mal Umlaufgeschwindigkeit.
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der gesellschaftliche Leistungspool ist auch nicht spontan verklei-
nerbar. Es muss also einen Mechanismus geben, der die Geldmenge
reguliert, nur dann kann Geld die reziproken Erwartungen brauch-
bar erfiillen. Er darf nicht zu starr, aber auch nicht zu flexibel sein -
eine soziale Herausforderung, in deren Bewiltigung schon ziemlich
viel Denkarbeit gesteckt wurde, und ein Grund, warum weder Gold
noch sonst ein Material aufgrund seiner Materialeigenschaften bes-
ser fiir Geld geeignet ist als andere.

Ebenso wie die Idee der Marktwirtschaft insgesamt trigt also
auch die Idee des Geldes eine soziale Utopie in sich: die des perfek-
ten Kommunikationsmediums und »Leistungskontos« im 6kono-
mischen Prozess. Geld kann letztlich systematisch nichts anderes,
als menschliche Leistung und damit Arbeitszeit zu entlohnen. Zwar
kann Arbeitszeit unterschiedlich wertvoll sein (Qualifikation, Krea-
tivitdt etc.), aber nicht beliebig unterschiedlich, und jede Form von
Einkommen (Gewinn, Lohn, Gehalt) soll nur den eigenen Leistungs-
anteil honorieren. Dabei soll Geld die realwirtschaftlichen Trans-
aktionen nur begleiten, aber nicht beeinflussen. In der 6konomischen
Theorie spricht man von der Neutralitat des Geldes. Es ist eine der
grofien Streitfragen verschiedener 6konomischer Schulen, ob diese
Neutralitdt gegeben ist oder nicht, ob sie gegebenenfalls langfris-
tig gegeben ist, aber kurzfristig nicht und wie der tatsachliche Ein-
fluss von Geld auf die Wirtschaft ist. Angesichts der wiederkehren-
den Erfahrungen von Geldpolitik der Zentralbanken, Bankenkrisen,
Hyperinflationen und anderen Geldkrisen scheint die Neutralitit des
Geldes eine gewagte These zu sein. Tatsdchlich ist sie eher der sozia-
len Utopie zuzurechnen: Geld soll neutral sein, es soll ausschlief3-
lich Kommunikationsmedium des dkonomischen Prozesses sein.
Wir werden uns in Kapitel 5 noch ausfiithrlicher mit der tatsachli-
chen Organisation von Geld befassen. Doch zunichst wollen wir uns
einem weiteren wichtigen Kommunikationsaspekt von Geld wid-
men, ndmlich dem Zins als Preis fiir Kapital.
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4.4
Zins und Rendite

Der wohlwollenden Lesart von Geld und seiner sozialen Utopie kon-
nen sich wohl viele noch anschliefSen. Schwieriger ist es mit dem Zins,
denn »Wucherzinsen« sind seit jeher ein Sinnbild fiir die schamlose
Ausnutzung von Notlagen, und Zins und Zinseszins gehoren zu den
altesten und hartnéckigsten Verdichtigen fiir einen systemischen
Wachstumszwang. Ist es nicht offensichtlich, dass eine festverzinsli-
che Geldanlage ins Unendliche wachsen kann, sofern man sein Geld
nur lange genug anlegt? Tatsdchlich sind Schuldenkrisen Situatio-
nen, in denen die Geldebene und die Leistungsebene auseinander-
fallen, weil so hohe Forderungen angehéuft wurden, dass sie nicht
mehr plausibel mit Leistungen bedient werden kénnen. Die Ursa-
chen liegen allerdings zumeist nicht in der Anhdufung von Zins-
ertrigen. Hohe Zinsen erzeugen kein Wachstum, sondern spiegeln
eine Wachstumserwartung wider oder ein hohes Risiko.

Allerdings sind auch Zinsen ein mehrdeutiger Begriff. Zum
einen bezeichnen sie Sparzinsen im engeren Sinne, also die Ertriage
von mehr oder weniger festverzinslichen Geldanlagen. Zum ande-
ren wird der Begriff von Okonomen ganz allgemein fiir die Ertrige
von Kapital verwendet: Der Produktionsfaktor Kapital wirft Zinsen
ab (oder auch nicht), wahrend andere Produktionsfaktoren anders
bezeichnete Ertrige abwerfen. Okonomisches Kapital ist ein weiter
Begriff, er bezeichnet letztlich alles, was im Produktionsprozess nutz-
bar ist, ohne dabei selbst unmittelbar verbraucht zu werden: Gebaude,
Maschinen, Werkzeuge, Fahrzeuge, aber auch Rechte wie Patente
oder Lizenzen. Ublicherweise werden auch Grund und Boden dazu-
gezdhlt, dazu kommen wir in Kapitel 7. Etwas treffender als Zinsen ist
daher der Begriff der Rendite auf das investierte Kapital, weil er die
Einengung auf Sparzinsen vermeidet.

Was Renditen angeht, so sind mehrere Aspekte zu kldren, die
einerseits mit der Utopie der Marktwirtschaft und andererseits mit
dem Zusammenhang zwischen Rendite und Wachstum zu tun haben.
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Systematisch betrachtet, ist Rendite nichts anderes als eine Form
von Gewinn, und damit stellt sich die Frage, welche Kosten hier den
Ertragen gegeniiberstehen — denn wenn man einmal Geldanlagen
oder Aktien hat, dann scheinen deren Zinsen und Dividenden ohne
Anstrengung und Risiko zu flieflen. Im Sinne des Leistungsprinzips
stellt sich die Frage: Welche Leistung wird mit einer Rendite eigent-
lich »entlohnt«? Der sogenannte Rentier, dessen Renditeertrage so
hoch sind, dass er davon leben oder sogar weiter akkumulieren kann,
ist fiir viele das Sinnbild eines Beziehers leistungsloser Einkommen.
Praktisch stimmt das zwar oft, es ist aber keine grundsitzliche Eigen-
schaft von Rendite, und insofern muss man die Fille jeweils genauer
untersuchen.

Innerhalb des Marktmechanismus stellen Renditen Preise fiir
Kapitaliiberlassung dar. Oft wird externes Finanzkapital zur Verfii-
gung gestellt, wo man dann von Geldgebern spricht, aber auch eine
Unternehmerin »iiberldsst« ihr Sachkapital (Maschinen, Gebdude
etc.) der Produktion von Konsumgiitern fiir andere und erwartet
dafiir legitimerweise eine Entschadigung. Kapital muss mithsam auf-
gebaut werden (Investition), es bedeutet Zeit- und Geldaufwand, den
man auch anders hitte nutzen kénnen (Konsum). Zudem ist jede
Kapitaliiberlassung eine Festlegung fiir einen oft unbestimmten Zeit-
raum, in dem das Kapital nicht anderweitig eingesetzt werden oder
sogar verloren gehen kann. Rendite »entlohnt« somit im Wesentli-
chen zwei Leistungen: Sie entschidigt die Kapitalgeber fiir ihren Auf-
wand beim Kapitalaufbau und fiir ihr Verlustrisiko.

Als legitim wird man alle Fille von Rendite betrachten, wo zu-
néchst erheblich investiert werden muss, bevor Erlose erzielt wer-
den konnen (Vorleistungen). Problematisch werden solche Renditen,
wenn sie sehr hoch sind oder sehr lange erzielt werden — mit ande-
ren Worten: wenn die Rendite »leistungslos« wird. Allerdings gibt es
dafiir keine formalen Kriterien, sondern nur moralische, und damit
lassen sich lediglich Einzelfille priifen. Mit dem Verlustrisiko ist es
kaum anders, und das gilt sowohl fiir eigene Investitionen wie auch
fiir die Beteiligung an den Investitionen anderer. Dividenden auf eine
Kapitalbeteiligung an einem Unternehmen (Anteile, Aktien) sind in
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der Hohe nicht garantiert, und generell sind Unternehmensbeteili-
gungen verlustgefahrdet. Das Unternehmen kann in wirtschaftliche
Schwierigkeiten geraten bis hin zum Konkurs, und dann geht nicht
nur die Dividende verloren, sondern auch die Beteiligung (Totalver-
lust). Dies betrifft ebenso festverzinsliche Anleihen, die von Unter-
nehmen ausgegeben werden, und in letzter Konsequenz auch Staats-
anleihen. Somit kénnen Kapitalertrige zwar im Einzelfall ein relativ
leistungsloses Einkommen sein, aber systematisch ist das nicht zu
entscheiden. Es gibt Dividenden und Anleihezinsen, die angesichts
des Ausfallrisikos »sauer verdient« sind. Grundsitzlich ist dhnlich
wie bei der Marx’schen Formel G-W-G' zu fragen, wann systema-
tisch hohere Dividenden bei geringerem Risiko anfallen, und das ist -
wie bereits erwahnt - eher eine Frage von Branchen, Technologien
und staatlicher »Investitionspolitik« (siehe Kapitel 6).

Ahnlich uneindeutig ist der Zusammenhang zwischen Rendite
und Wirtschaftswachstum, denn auch hier gilt, dass die Umstande
des Einzelfalles betrachtet werden miissen. Bereits Sparzinsen als
»Entgelt fiir Geldiiberlassung« sind alles andere als selbstverstdnd-
lich, und insofern ist auch die ewig wachsende festverzinsliche Geld-
anlage (»Josephspfennig«) nur ein theoretisches Konstrukt. Sparein-
lagen sind fiir Banken attraktiv, wenn Zentralbankgeld teuer ist (siche
Kapitel 5), und dann sind Banken auch bereit, Zinsen auf Sparein-
lagen zu zahlen - sonst nicht. Hohe Sparzinsen wie in der Wirtschafts-
wunderzeit der 1950er- und 1960er-Jahre driickten vor allem aus,
dass viele investitionsbereite Unternehmer um den knappen gesell-
schaftlichen Leistungspool konkurrierten. Die heute vorgenommene
»Flutung« der Markte mit Zentralbankgeld hitte damals sofort eine
Inflation hervorgerufen, denn Kreditgeld ldsst sich schnell schopfen,
Leistung im Sinne von Kapital und Arbeitskriften nicht ohne Weite-
res. Insofern musste das Zinsniveau damals hoch sein, sodass nur die
dringendsten Investitionen zum Zuge kommen konnten.

Aber letztlich ist es unerheblich, ob es sich um Sparzinsen, Divi-
denden oder andere Quellen von Rendite handelt. Alle Renditen
sind zunichst Einkommen, und wenn Einkommen vollstidndig kon-
sumiert werden, dann wichst das Vermdgen nicht. Nur wenn Ein-
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kommensanteile erfolgreich investiert werden, wird ein Wachstums-
pfad beschritten. Daraus folgt, dass nicht Zinsen oder Dividenden zu
Wachstum fithren, sondern jede Entscheidung fiir Investition statt
Konsum, egal aus welchem Einkommen. Das gilt also auch fiir hohe
Lohne und Gehilter. In einem Geldsystem mit Zins kann kein sys-
temischer Wachstumszwang bestehen, denn grundsitzlich ist nie-
mand gezwungen, seine Zinsen zu akkumulieren, anstatt sie zu ver-
konsumieren. Auch weil Geld selbst keine Leistung ist, sondern die
Kommunikation {iber Leistungen ermoglicht, ist es unplausibel, im
Geldsystem einen Wachstumszwang zu vermuten. Ein originérer
Wachstumszwang kann nur auf der Leistungsebene entstehen.

Entscheidend ist am Ende die Verwendung von Arbeitszeit: Wenn
stets mehr gearbeitet wird, als fiir den unmittelbaren Konsum erfor-
derlich ist, und diese Arbeitszeit in den Aufbau von Kapital zur zu-
kiinftigen Verwendung gesteckt wird, dann wiéchst eine Volkswirt-
schaft (Erhohung des Kapitalstocks). Normalerweise wire die Lange
eines Arbeitstages ein natiirlicher begrenzender Faktor fiir Investi-
tionen, aber dank der Technologie kann man seine »Produktivitat«
fast beliebig erhohen und insofern immer wieder Kapazititen fiir In-
vestitionen schaffen. Wir werden in Kapitel 6 aber auch zeigen, dass
ein Wachstumszwang weniger durch gezielte Investitionsentschei-
dungen Einzelner entsteht, sondern durch eine allgemeine Schieflage
der Arbeitszeitverwendung in Richtung Investition.

In der Diskussion iiber Legitimitit und Wachstumseftekte von
Sparzinsen, Kreditzinsen und Renditen darf man nicht auler Acht
lassen, dass all diese Einkommensquellen auch einen tieferen sozia-
len Sinn erfiillen. Ebenso wie der Gewinn aus Arbeitsleistung sind
sie Teil der sozialen Utopie der Marktwirtschaft, denn wenn (und
sofern) sie Leistungen entlohnen, kann man nicht auf sie verzich-
ten — und zwar nicht nur aus Gerechtigkeitsgriinden. Sie sind ein
wichtiger Teil des 6konomischen Kommunikationsprozesses, kon-
nen allerdings im aktuellen Kreditgeldsystem ihr Potenzial nicht voll
entfalten. Wir werden das in Kapitel 5 noch weiter ausfithren.

Es ist also zusammenfassend nicht moglich, die Legitimitat von
Kapitalertragen an finanzwirtschaftlichen Kategorien festzumachen.
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Zinsen, Gewinne, Renditen, Dividenden, aber auch Lohn und Gehalt
fiir Arbeitszeit - alles kann legitim oder auch nicht legitim im Sinne
des Leistungsprinzips sein. Kapital muss aufgebaut werden, und
man kann nie sicher sein, dass es sich amortisieren wird. Es kann
seinen Wert vorzeitig vollstindig verlieren. Insofern sind Renditen
als Aufwandsentschdadigung und Risikoprimie grundsatzlich legi-
tim. Andererseits gibt es auch kein Grundrecht auf Rendite, wie dies
manchmal in der Diskussion um die »Enteignung der Sparer durch
Nullzinsen« suggeriert wurde. Entscheidend sind die Umsténde des
Einzelfalls, doch damit kann man keine politischen Mafinahmen
begriinden, welche einfach, nachvollziehbar und transparent sein
miissen. Die 6konomische und fiir dieses Buch entscheidende Frage
ist darum eher, warum in manchen Branchen die Renditen systema-
tisch hoch sind.

Zinsen und Renditen spielen eine wichtige Rolle im Prozess der
Kommunikation iiber die Rentabilitit und damit die Wohlfahrts-
effekte von Investitionen. In Zeiten von Krisen, massiver Geld-
mengenausweitung oder schnellen Preisverdnderungen gerit dieser
sensible Kommunikationsprozess in Gefahr. Deshalb ist es auch 6ko-
nomisch bedenklich, Probleme wie Uberschuldung, Schieflagen sys-
temrelevanter Banken oder Arbeitslosigkeit mittels Geldpolitik zu
bekampfen (eigentlich: ruhigzustellen), anstatt sich um die eigent-
lichen Ursachen zu kiitmmern. Auch wenn das Geldsystem nicht pri-
mar als Quelle leistungsloser Einkommen problematisch ist, so ist es
doch ausgesprochen ungeschickt organisiert und beeinflusst das
Wirtschaftssystem nachteilig. Unter anderem verstirkt es einen
Wachstumszwang, der auf der Leistungsebene tatsichlich existiert
(Kapitel 6). Aus diesem Grund widmen wir in Teil III, bevor wir die
eigentlichen leistungslosen Einkommen analysieren, der faktischen
Organisation des Geldsystems ein eigenes Kapitel (Kapitel 5) und
diskutieren dort einen Vorschlag, wie die bestehenden Institutionen
verdandert werden konnten, damit Geld wieder naher an seine soziale
Utopie heranriicken kann.
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4.5
Wettbewerb

Der letzte mehrdeutige Begriff, den wir im Rahmen dieser Einfiih-
rung erldutern, ist » Wettbewerb«. Es handelt sich dabei um ein sozial
geregeltes Verfahren mit dem Ziel, dass die Kontrahenten - bildlich
gesprochen - jeweils diszipliniert auf ihrer Bahn um die Wette ren-
nen konnen und sich nicht gegenseitig Kniippel zwischen die Beine
werfen, auf dass der Bessere gewinne. Die praktische Erfahrung, dass
im Kapitalismus den Gewinnern unausweichlich Verlierer gegen-
iiberstehen, hat dem Wettbewerb einen dhnlich schlechten Ruf einge-
bracht wie der Gewinnorientierung und dem Zins. Aber Verlierer ge-
horen nicht zwingend zum Konzept des 6konomischen Wettbewerbs,
insofern endet hier die Analogie zum Sport. Fairer Wettbewerb
fithrt eigentlich nur dazu, dass der Bessere mehr gewinnt im Sinne
eines hoheren buchhalterischen Gewinns (Einkommen). Fiir dieje-
nigen, die nicht so gut sind, kann héufig noch genug iibrig bleiben.
Wir werden im Folgenden darlegen, wie bestimmte Prozesse dazu
fithren, dass den Verlierern systematisch weniger und weniger bleibt,
weil fairer Wettbewerb heute die Ausnahme und nicht die Regel ist.

In einer Marktwirtschaft soll Wettbewerb sicherstellen, dass An-
bieter nicht mehr und nicht weniger als den »minimal notwendi-
gen Angebotspreis« verlangen. Sie sollen weder {iberhohte Preise
festlegen noch in einen ruingsen Wettbewerb verfallen, in dem sie
niedrige Kampfpreise (Dumping) einsetzen, die ihre eigenen Kosten
nicht decken konnen. Aus diesen Griinden gibt es Gesetze gegen un-
lauteren Wettbewerb, gegen Wettbewerbsbeschrinkungen etc. Man
konnte auch sagen: Wettbewerb soll dazu fiithren, dass Anbieter als
Gewinn (bzw. Lohn oder Gehalt) ein normales Einkommen erzielen,
von dem sie leben konnen, ohne dass man zentral Preise vorgeben
muss. Sie sollen als konsumierbares Einkommen exakt ihren Anteil
an der gesellschaftlichen Leistungserbringung erhalten.

Hinter der Notwendigkeit von Wettbewerb steht die Erfahrung,
dass Menschen auf hohen oder niedrigen Gewinn unterschiedlich
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reagieren. Die meisten suchen Alternativen, wenn sie ihren Gewinn
als unangemessen niedrig empfinden. Unangemessen hohe Gewinne
storen jedoch die wenigsten, denn sie schreiben diesen Gewinn eher
ihrer personlichen Leistungsfahigkeit zu als den duferen Bedingun-
gen. Das wirkt sich auch auf die Preisbildung aus. Von sich aus wird
kein Anbieter zu einem Preis verkaufen, der seine Kosten nicht deckt,
allerdings wird es keinen Anbieter storen, wenn ein zu hoher Preis
am Markt akzeptiert wird. Denn was heif8t schon »zu hoch«? Was
kann falsch sein an einem Preis, wenn er bezahlt wird? Das Verfah-
ren des Wettbewerbs nutzt an dieser Stelle aus, dass es letztlich die
Nachfrager sind, welche das Preis-Leistungs-Verhaltnis beurteilen
miissen, und dies fallt ihnen umso leichter, je mehr Vergleichsmog-
lichkeiten sie haben. Sie werden sich fiir den preiswertesten Anbie-
ter entscheiden, und dabei setzen Nachfrager ihre Priorititen unter-
schiedlich. Qualitdt und Langlebigkeit spielen bei vielen immer noch
eine bedeutsame Rolle, insofern kaufen sie nicht einfach das billigste
Produkt, sondern das mit dem besten Preis-Leistungs- Verhiltnis.

Dieses Verhalten der Nachfrager sorgt mit durchschlagendem
Erfolg fiir »ehrliche Preise«, und das funktioniert so: Erfolgreiche
Anbieter konnen ihre Produkte und Dienstleistungen leicht verkau-
fen. Sie konnen mit ihren Erlésen schnell ihre fixen Kosten decken,
und dann wird die Sache komfortabel, weil sie mit jedem weiteren
Verkauf nur noch ihre zusitzlichen (variablen) Kosten decken miis-
sen: Der Gewinn steigt. Erfolglose Anbieter hingegen haben Miihe,
mit ihren Erl6sen iiberhaupt ihre fixen Kosten zu decken, sie miissen
erst einmal in die »Gewinnzone« kommen. Sie haben nur die Option,
durch Senken des Preises (geringere Erlose) oder Erhohen der Leis-
tung (hohere Kosten) doch noch gentigend Nachfrager von sich zu
tiberzeugen. Die natiirliche Grenze ist der Punkt, wo sie von der Dif-
ferenz von Kosten und Erlésen auf Dauer nicht mehr leben kénnen
oder wollen. Gegebenenfalls miissen sie aus diesem Markt ausschei-
den und etwas anderes machen. Fiir die verbleibenden Anbieter ent-
spannt sich dadurch die Lage.

In der anderen Richtung funktioniert es dhnlich: Wenn wenige
Anbieter vielen Nachfragern gegeniiberstehen, werden die Preise
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steigen. Entweder verzichten dann einige der Nachfrager, weil es
ihnen zu teuer wird, oder weitere Anbieter treten in den Markt ein,
weil sie erkennen, dass sich dort Geld verdienen ldsst. So oder so:
Im idealen Markt der 6konomischen Theorie mit perfektem Wettbe-
werb findet das Angebot seine Nachfrage, der Markt wird gerdumt,
und die buchhalterischen Gewinne erméglichen ein normales Ein-
kommen - der 6konomische Gewinn ist null.

Was hier wieder so iiberaus harmonisch daherkommt, ist nicht
nur die wohlwollende Lesart von Marktwirtschaft, sondern beriick-
sichtigt nur den Leistungswettbewerb, nicht den Innovationswettbe-
werb. Wer diese beiden Wettbewerbsmechanismen unter »kapitalis-
tischer Konkurrenz« zusammenfasst, vergibt wichtiges analytisches
Potenzial, denn sowohl die Voraussetzungen als auch die sozialen
Auswirkungen sind jeweils vollig andere. Der Leistungswettbewerb,
hinter dem das Ideal des Leistungsprinzips steht, ldsst sich nicht
unbegrenzt steigern, weil alle Anstrengungen letztlich in den soge-
nannten abnehmenden Grenzertrag miinden. Dabei geht man von
einer dhnlichen technischen Ausstattung und vergleichbaren Bedin-
gungen der Anbieter aus, dhnlich wie in unserem Beispiel der zwei
Unternehmerinnen, von denen die eine sich besser organisiert als
die andere. Kein Unternehmen kann unter solchen Bedingungen den
Markt monopolisieren und alle Mitbewerber abhéngen, weil eigent-
lich kein Unternehmen seine Leistung beliebig steigern kann, um alle
Nachfrager zu bedienen. So etwas ist auf Dauer nur méglich, wenn
zum Leistungswettbewerb der Innovationswettbewerb hinzutritt,
ein vollig anderer 6konomischer Mechanismus, namlich die Schaf-
fung und Verbreitung von technischen und betriebswirtschaftlichen
Neuerungen.

Innovationswettbewerb bedeutet, dass ein Anbieter etwas vollig
anders macht als bisher. Der klassische Theoretiker des Innovations-
wettbewerbs ist der Osterreichische Okonom Joseph Schumpeter
(1883-1950). Er betonte, dass Innovationen einen Sprung im Preis-
Leistungs-Verhéltnis des Innovators hervorrufen wiirden, der an-
dere Anbieter nicht einfach nur unter Druck setzt, sondern ihre 6ko-
nomische Grundlage schlagartig infrage stellt.
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Schumpeter unterschied zwischen Prozess- und Produktinnova-
tionen. Eine Prozessinnovation ist die Verbesserung der Leistungs-
erbringung, das heif3t, das produzierte Gut dndert sich nicht, aber
der Weg dorthin oder der anschlieflende Weg zum Kunden. Eine
Prozessinnovation kann in neuen Logistikkonzepten, anderen Ver-
triebswegen oder der Erschliefung neuer Mirkte bestehen. Super-
markte statt spezialisierter Lebensmittelgeschifte sind ein Beispiel.
Die klassische Prozessinnovation ist jedoch die technische Rationa-
lisierung, also die Mechanisierung von Handarbeit und die Auto-
matisierung von mechanischer Arbeit. Dazu gehort auch ganz pro-
minent die Rationalisierung des Transportwesens, von der Kutsche
tiber den Lieferwagen bis hin zu 40-Tonnern, Containerschiffen und
Luftfracht.

Eine Produktinnovation besteht darin, ein vollig neues, bisher
unbekanntes Produkt auf den Markt zu bringen oder aber ein beste-
hendes substanziell zu verbessern, meistens durch den Einsatz von
neu entwickelten Basistechnologien. Die Uberginge zwischen diesen
Begrifflichkeiten sind jeweils flieffend, es sind vor allem analytische
Kategorien. Ein Computer beispielsweise war seinerzeit ein vollig
neues Produkt, wihrend das Transistorradio »nur« ein verbessertes
Radio war. Es war allerdings so klein und energieeffizient, dass man
es als Kofferradio tiberallhin mitnehmen konnte, es kostete weniger
und war obendrein viel robuster als Rohrengerite. Insofern erlebte
es quasi als neues Produkt einen kometenhaften Aufstieg. Typische
weitere Produktinnovationen sind Auto, Fernseher und Smartphone.

Die Auswirkungen des Innovationswettbewerbs auf bestehende
Mirkte sind grundsitzlich keine anderen als beim Leistungswett-
bewerb. Es geht um Kosten, Erlose, Gewinne, Preis-Leistungs-Ver-
hiltnisse. Allerdings erfolgt aufgrund des sprunghaft verbesserten
Preis-Leistungs-Verhiltnisses die Umverteilung der Erlose zu den
Innovatoren (und damit die Moglichkeit der Einkommenserzielung)
so rasant, dass ganze Industriezweige innerhalb weniger Jahre ver-
schwinden konnen und neue sich etablieren. Schumpeter sprach
enthusiastisch von der »schdpferischen Zerstorunge, ein Begriff, der
auch heute noch gerne verwendet wird, um einerseits die kreative
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Leistung der Innovatoren hervorzuheben und andererseits die sozia-
len Auswirkungen einer solchen Entwicklung zu verharmlosen. Wir
werden das Thema in Kapitel 6 noch weiter vertiefen.

4.6
Nichtmarktgiiter

Nicht alle Giiter, die wir wertschitzen, kénnen sinnvoll iber Mérkte
angeboten und getauscht werden, aus verschiedenen Griinden. Zu
diesen Nichtmarktgiitern zéhlen einige Giiter, die besser offentlich
vom Staat bereitgestellt werden, viele, welche »die Natur« bereitstellt,
und solche, die nicht sinnvoll mit Geld aufgewogen werden kénnen.
Erweitert man die Menge aller Mérkte einer Gesellschaft um diese
Giiter und deren Angebot, dann erhdlt man eine normale Markt-
wirtschaft, wie wir sie kennen. »Marktradikale« (eigentlich: Markt-
extreme) wiirden hier widersprechen, uns geht es jedoch nicht um
eine extreme, sondern um eine praxisgerechte Marktwirtschaft, die
Menschen sich schaffen, weil sie Verteilungsprobleme l6sen wollen.
Offentliche Giiter erfordern erhebliche finanzielle Aufwendun-
gen, wobei sie iiblicherweise nicht verkauft werden (kdnnen). Natiir-
lich konnte man auch »Schule«, »Strale« oder »Frieden« privatwirt-
schaftlich anbieten und dafiir von Interessenten Geld bekommen,
aber es ist nicht unbedingt effizient, wenn es denn iiberhaupt funk-
tioniert. Der zweiseitige Tausch funktioniert nur, wenn fiir beide
Seiten transparent ist, was sie aufwenden und wofiir - man mochte
keine Katze im Sack kaufen. Wahrend diese Leistungen bei » Schule«
noch einigermafien ermittelbar erscheinen und es aus diesem Grun-
de auch Privatschulen gibt, wird es bereits bei »Strafle« absurd. Die
Kosten fiir die Erhebung von Kleinstbetridgen und fiir die Verhinde-
rung von Schwarzfahrern (in Form von Zédunen, Schranken, Kon-
trolleuren usw.) wiren zu hoch. Fir eine Autobahn lasst sich das
gerade noch organisieren, aber fiir die Nebenstrafle in einer Ort-
schaft nicht einmal im Ansatz, von den ganzen sozialen Absurdita-
ten einmal abgesehen. Und wie bringt man Leute dazu, »Frieden« auf
dem Markt zu kaufen, wo es doch hierzulande gerade so friedlich ist?
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Zudem gibt es bestimmte Giiter, die aus guten Griinden nicht tiber
einen Markt angeboten werden sollten, der systematisch Kiufer mit
mehr Geld bevorzugt: Bildung, Wehrpflicht oder politische Wahlen
sind von einem Grundsatz der Gleichheit getragen, der die mitunter
sehr destruktive Dynamik von Ungleichheit vermeiden méchte. Es
gibt Giiter, welche die Gesellschaft nicht mit Geld kaufen kann oder
kénnen sollte.

Somit ist es besser, bestimmte Giiter nicht iiber einen Markt zu
organisieren, auf dem Anbieter konkurrieren und Kaufer in ihrer
Entscheidung frei sind, ob und bei wem sie kaufen — wiinschens-
werte Giiter wie diese wiirden dort nie angeboten.' Der Mechanis-
mus, der sich stattdessen herausgebildet hat, ist die Herstellung von
offentlichen Giitern durch eine 6ffentlich-rechtliche Korperschaft,
hier etwas pauschal als »Staat« bezeichnet, finanziert iber Steuern
und Gebithren. Der Staat tritt also als eigenstdndiger, stellvertre-
tend fiir die Gemeinschaft handelnder Akteur in die Okonomie ein,
als »Produzent« von Wohlstand, der dann auch seine Steuern »ver-
dient«. Versorgungsnetze beispielsweise haben extrem hohe Investi-
tionssummen und extrem lange Investitionszyklen, weshalb man sie
auch als »natiirliche Monopole« bezeichnet. Zwei konkurrierende
Strom- oder Wassernetze wiren viel zu teuer, diese Giiter werden
daher sinnvollerweise durch 6ffentliche Einrichtungen bereitgestellt.
Der Staat tritt als Monopolist fiir diese Giiter auf, mit allen Prob-
lemen, die sich daraus ergeben (koénnen), wie Ineffizienz, schlechte
Qualitat und iiberhohte Preise in Form von Steuern und Gebiihren.

Diese systematischen Probleme sollten weder kleingeredet noch
tibertrieben werden. Es muss abgewogen werden, ob die 6ffentliche
Bereitstellung eine gute Losung ist und wie die entstehenden Struktu-
ren demokratisch kontrolliert und beaufsichtigt werden konnen. In
Kapitel 5 pladieren wir dafiir, Geld als 6ffentliches Gut und nicht als
Marktgut zu realisieren. Die von uns identifizierten 6konomischen
Probleme werden allerdings durch die Bereitstellung und Finanzie-

11 Bose Zungen wiirden behaupten: weil niemand damit einen »Profit machen
konne. Die 6konomisch korrekte Antwort lautet: weil niemand damit ein Einkom-
men erwirtschaften kann, von dem man leben kann.
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rung von mehr oder weniger 6ffentlichen Giitern nicht geldst, sodass
wir diese Abwiagung hier nicht vertiefen.

Naturgiiter konnen, sowohl durch ihre Nutzung als auch durch
ihre Zerstérung, einen erheblichen Wettbewerbsvorteil bringen, als
Rohstoff oder als Miillhalde. Natiirlich miissen die erheblichen Auf-
wendungen honoriert werden, die mit der Nutzbarmachung von
Naturgiitern einhergehen, und es muss vermieden werden, dass die
Kosten ihrer Zerstorung auf die Gesellschaft abgewalzt werden. Das
Leistungsprinzip wird verletzt, wenn es dabei zu einem betrachtli-
chen Missverhiltnis von Kosten und Erlosen kommt, denn eigentlich
hat niemand per se einen berechtigteren Anspruch auf Naturgiiter als
jemand anderes, weil hinter dem Gut selbst keine personliche Leis-
tung steht. Ein offensichtliches Beispiel fiir eine solche Ubervortei-
lung ist die Organisation der Erdol exportierenden Lander (OPEC),
die ihr faktisches Oligopol (sehr wenige Anbieter) ausnutzt, um
erfolgreich Marktpreise fiir Erdol weit jenseits der Kosten durchzu-
setzen. Aber es gibt auch subtilere Formen, wie wir in Kapitel 6 dar-
legen werden. Selten ist es eine gute 6konomische Losung der Pro-
bleme, wenn die Naturgiiter als 6ffentliches Gut angeboten werden.
Besser ist es, wenn der Staat ihre Nutzung limitiert und ihre Zer-
storung verbietet. Geschickterweise kann das derart erfolgen, dass
dem Leistungsprinzip Rechnung getragen wird, denn dann kann der
Markt den Rest erledigen.

SchliefSlich gibt es Giiter, die durch eine transparente Bewer-
tung im Marktprozess zerstort werden konnen. Wie »entlohnt« man
Liebe, Zuwendung oder Mitgefiihl? Gesellschaftliches Engagement
oder Aufopferung? Unsere mentale Buchhaltung arbeitet jedoch
gerade hier erstklassig, denn solche Giiter sind, historisch betrachtet,
ihr Spezialgebiet. Nur funktioniert das gerade nicht tiber Geld, statt-
dessen haben wir vielfiltige Mechanismen der sozialen Anerken-
nung entwickelt. Aber das dndert nichts an der Bedeutung der sozia-
len Utopie Marktwirtschaft. Indem wir die Markte fiir jene Giiter
verbessern, die dort sinnvoll angeboten werden konnen, kénnen wir
Marktbeziehungen auch aus jenen sozialen Bereichen heraushalten,
in denen sie nichts zu suchen haben.
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4.7
Marktwirtschaft kann
einfach, robust, effizient und gerecht sein

Wir haben versucht, das Ideal von Marktwirtschaft darzustellen,
sozusagen ihre soziale Utopie. Der marktwirtschaftliche Kreislauf
hat ganz praktische Vorteile, welche letztlich die hohe Produktivitat
moderner Okonomien erméglichen:
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Marktwirtschaft kann einfach sein. Menschen haben ein Inter-
esse am effizienten Austausch von wirtschaftlichen Leistungen.
Dank unserem Sinn fiir Reziprozitat gehorcht auch ein komple-
xes Austauschgeflecht ziemlich simplen Regeln. Durch die Nut-
zung von Geld geniigt jeweils eine einzige Maflzahl als Wegweiser,
namlich der Preis fiir Konsumenten und der Gewinn als Diffe-
renz von Kosten und Erl6sen fiir Unternehmer. Mérkte sind in
der Lage, politische Rahmenbedingungen und sonstige Restrikti-
onen in monetére Signale umzusetzen. Bei geeigneten politischen
Rahmenbedingungen werden keine separaten Erfolgsrechnungen
fiir 6kologische Nachhaltigkeit oder soziale Gerechtigkeit beno-
tigt. Die heutigen Forderungen, eigenstindige Oko- oder Gemein-
wohlbilanzen einzufiihren, zeigen aber deutlich das Fehlen dieser
Rahmenbedingungen auf.

Marktwirtschaft kann robust sein. Wirtschaftlicher Austausch
kann mit jeweils wenigen Beteiligten und unvollstindiger Infor-
mation funktionieren, ohne dass man ihn zentral kleinteilig len-
ken muss. Die Anpassung von Angebot und Nachfrage iiber Preise
ist ein raffinierter, dezentraler Mechanismus zur stabilen Steue-
rung eines arbeitsteiligen Prozesses zwischen Unbekannten. Dass
es sich um Unbekannte handelt, ist kein Kennzeichen eines sozia-
len Zerfalls, sondern im Gegenteil die Ausdehnung von Gerech-
tigkeitsnormen auch auf Fremde, was {iber lange Zeitrdume der
Menschwerdung undenkbar bis schwierig war und in traditio-
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nellen Okonomien teilweise heute noch ist. Aufgrund der Steu-
erungsfunktion iiber den Preis ist der Markt selbstregulierend,
das heifit, Angebot und Nachfrage fithren bei bestimmten Preisen
immer wieder zu (temporéren) Gleichgewichten, zumindest bei
jenen Giitern, die regelméflig und gleichmiflig nachgefragt wer-
den, und das ist der Grofiteil. Der Preismechanismus ist ein gera-
dezu geniales, indirektes Kommunikationsinstrument tiber den
Wert von Leistungen, und Geld ist das Medium dieser Kommuni-
kation. Dank seiner Moglichkeit, »halbe Tauschgeschifte« sozial
wirksam abzuschlieflen, ist eine weitgehende raumliche und zeit-
liche Trennung von Produzent und Konsument kein Hindernis,
dementsprechend werden Arbeitsteilung und Spezialisierung sehr
erleichtert.

Marktwirtschaft kann effizient sein. Letztlich bedeutet die soge-
nannte Pareto-Effizienz des Marktes der Neoklassik nichts ande-
res, als dass sich im Preisgefiige und der daraus resultierenden
Giiterproduktion und -verteilung die Wunschverhéltnisse der
Menschen widerspiegeln. Marktwirtschaft sorgt mit wenig Auf-
wand dafiir, dass die Sachen, die ausreichend nachgefragt werden,
auch zu annehmbaren Preisen angeboten werden. Es gibt Bud-
gets: Niemand kann mehr fordern, als er leistet, vermittelt iiber
ein transparentes, offentliches Medium, namlich Geld. Unser
mentaler sozialer Rechenapparat (Reziprozitit) wird durch Geld
optimal unterstiitzt, weil es uns in die Lage versetzt, viel einfacher
und objektiver personliche »Leistungskonten« zu fiithren.

Marktwirtschaft kann gerecht sein. Gerechtigkeit ist kein sepa-
rates Ziel, welches parallel zum Marktmechanismus (oder gar
gegen ihn) realisiert werden muss (Peter Ulrich), sondern ein der
Marktidee inhdrentes Prinzip, welchem durch eine richtige Wirt-
schaftsordnung bereits im Prozess Geltung zu verschaffen ist (Karl
Homann). Die wichtigste Bedingung dafiir ist Wettbewerb. Nur
Wettbewerb kann verhindern, dass einzelne Menschen die Bediirf-
nisse anderer ausnutzen und monopolistisch verzerrte Preise set-
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zen konnen, seien es zu hohe Preise fiir eigene Leistungen oder zu
niedrige Preise fiir die Leistungen anderer, beispielsweise Lohne.
Wettbewerb sorgt dafiir, dass die Preise dem gesamtgesellschaft-
lichen Wert der individuell erbrachten Leistung entsprechen,
genauer: dass es zwar zuféllige Preisabweichungen nach oben und
unten geben kann, aber keine systematischen. Talent und Anstren-
gung sind zwar keine Garantie, aber doch eine reale Chance fiir
ein angemessenes Einkommen - angemessen im Sinne des Leis-
tungsprinzips.

Marktwirtschaft kann nicht alles sein. Es geht letztlich nicht um
Markte, sondern um Effizienz. Mérkte konnen einen grofien Teil
der sozialen Austauschprozesse gut abbilden. Es gibt aber sinn-
volle und wichtige Privat- und Gemeingiiter, deren Bereitstel-
lung man besser nicht Mérkten tiberlasst. Fiir Menschen, die aus
personlichen Griinden nicht hinreichend am gesellschaftlichen
Produktionsprozess teilnehmen koénnen, bietet der Markt keine
Chance. Fiir diesen Fall kennen Gesellschaften seit jeher andere
Mechanismen der sozialen Abfederung. Die Institutionen der
Sozialversicherung sind eine groflartige Errungenschaft, ein ins-
titutionell vermitteltes Reziprozitdtsarrangement.?? Durch eine
Verbesserung von Mirkten werden sie davon entlastet, heute auch
Menschen versorgen zu miissen, die arbeiten wollen, aber keine
Arbeit finden, oder die von ihrer Arbeit nicht leben kénnen.

Der Schliisselbegriff dieser sozialen Utopie ist »Leistung« — ein fa-
cettenreicher Begriff, der sich einer einfachen Definition entzieht
und letztlich kollektiv im Einzelfall definiert wird. Nur aufgrund sei-
nes Facettenreichtums und seiner Unbestimmtheit (bei einem ob-
jektiven Kern) kann der Begriff »Leistung« tiberhaupt eine soziale

12 Das heilt nicht, dass diese Institutionen bereits optimal organisiert waren. Die
staatlich geforderte private Altersvorsorge beispielsweise ist eher eine politische
Verzweiflungstat, und auch das Nebeneinander von privater und gesetzlicher Kran-
kenversicherung und -versorgung entbehrt in vielen Bereichen politischer Ratio-
nalitat.
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Norm begriinden, wobei die eigentliche Norm vielleicht sogar eher
Nichtleistung ist. Marktwirtschaft ist nicht per se gerecht, weil sie als
Koordinierungsinstrument unempfindlich gegeniiber leistungslosen
Einkommen und Ungerechtigkeit ist. Allerdings kann Gerechtigkeit
mittels geeigneter politischer Instrumente realisiert werden. Dar-
unter verstehen wir weniger kleinteilige Regulierungsbemiithungen
wie den Mindestlohn oder die Einschrankung von Zeitarbeit, die wir
eher als Ausdruck politischer Ratlosigkeit betrachten, sondern eine
grundsitzlich richtige Wirtschaftsordnung, mit der sichergestellt
wird, dass Leistung sich auch lohnt.

Das klingt alles sehr marktradikal, aber wir werden zeigen, dass
gerade viele Vertreter eines wirtschaftlichen Liberalismus vollig
falsche Vorstellungen davon haben, wo heutzutage das Leistungs-
prinzip verletzt wird. Unabhingig von den Fragen einer sinnvollen
Wirtschaftsordnung und sozialer Gerechtigkeit miissen jedoch ¢ko-
logische Grenzen politisch gezogen werden. Dies ist eine notwendige
Vorbedingung fiir eine nachhaltige Entwicklung, die nicht dauerhaft
gegen soziale Notwendigkeiten aufgerechnet werden kann. Solange
allerdings das Gerechtigkeitsproblem nicht gelost ist, ist eine Begren-
zung okologischer Zerstorung in der Tat unrealistisch.

Im Folgenden werden wir nun vier Bereiche diskutieren, in denen
die reale Marktwirtschaft gravierend von der skizzierten Utopie
abweicht und existenzielle Schieflagen erzeugt — in 6konomischer,
okologischer und sozialer Hinsicht. Wir diskutieren die heutige
Geldordnung, die Rolle von Technologie und Ressourcenverbrauch,
Grundeigentum und dessen »Lage« sowie die Rolle grofler Vermo-
gen. Im Anschluss an jede Problemanalyse schlagen wir politische
Mafinahmen vor.

Abschlieflend resiimieren wir unsere Ergebnisse, setzen die vier
Bereiche zueinander in Beziehung und skizzieren vor allem das Poli-
tikverstandnis, das den vorgeschlagenen Mafinahmen zugrunde liegt.
Man kann unser Politikverstdndnis als ordoliberal bezeichnen, ohne
dass wir uns dabei unkritisch in eine bestimmte Denktradition stel-
len (lassen) wollen. Wir versuchen, moglichst wenige, aber gute und
einfache Regeln zu finden, welche durch die 6kologischen Grenzen
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einerseits und durch fundamentale Gerechtigkeitsnormen anderer-
seits vorgegeben sind, um moglichst viel individuelle Freiheit inner-
halb dieses Rahmens zu gewahrleisten.
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TEIL III

Vier Brennpunkte
der Marktwirtschaft






Kapitel 5

Kreditgeld und seine Probleme

Als ersten Brennpunkt der Marktwirtschaft wollen wir das Geldsys-
tem behandeln. Es steht mit leistungslosen Einkommen in einem
engen, aber eher indirekten Zusammenhang. Geld hat sich als sozi-
ale Innovation in einem mithsamen Prozess {iber mehrere Tausend
Jahre hinweg entwickelt, nicht anders als andere moderne Innovatio-
nen wie die repréisentative Demokratie oder eine unabhingige Jus-
tiz. Die aktuelle Realisierung des Geldsystems stellt wie jene einen
Zwischenstand dar, der weiter verbessert werden kann. Allerdings ist
beim Geldsystem und seiner Funktionsweise besonders auffillig, wie
weit Glaube und Wirklichkeit auseinanderliegen.

5.1
Glaube und Wirklichkeit

Die meisten Menschen glauben, das Geldsystem funktioniere so: Nur
die Zentralbank darf Geld drucken, das sie {iber die Banken in den
Geldkreislauf einspeist. Experten der Zentralbank beobachten den
Wihrungsraum, und sie steuern die Geldmenge entsprechend. Men-
schen heben Geld ab und geben es aus, der Handel zahlt es wieder
bei den Banken ein. Es gibt auch unbares Geld (Giral- oder Buch-
geld genannt), weil das viel praktischer ist, aber es unterscheidet sich
nicht prinzipiell von Bargeld. Wer momentan zu viel Geld hat, spart
es, und die Banken konnen dieses Gesparte gegen Zinsen an andere
weiterverleihen, die mit diesem Geld »arbeiten«. So scheint das Geld
gewissermaflen als stoffliche Grofle durch die Kanile der Wirtschaft
zu fliefSen, als neutrales Tauschmittel, wie Bargeld halt so flief3t.
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Diese Vorstellung ist nicht korrekt. Mit der allmahlichen, aber
umfassenden Einfithrung von Giralgeld haben die Geschiftsban-
ken tiber Jahrzehnte hinweg fast unmerklich das Geldsystem grund-
legend verdandert. Der tiberwiltigende Teil des gesamten umlau-
fenden Geldes besteht heute aus unbarem Giralgeld der Banken.?
Dieses Giralgeld ist von den Banken herausgegeben, es ist kein ge-
setzliches Zahlungsmittel. Ein Guthaben auf dem Girokonto ist nur
eine Zahlungsverpflichtung der Bank, ein Anspruch des Kontoin-
habers auf Bargeld. Der Unterschied ist im tiglichen Umgang nicht
spiirbar, weil das Nebeneinander von Bargeld und Giralgeld hier vol-
lig reibungslos funktioniert, jedoch hat diese subtile Reorganisation
des Geldsystems an anderer Stelle bedeutsame Konsequenzen.

Giralgeld kann eine Bank buchstablich aus dem Nichts selbst er-
zeugen, beispielsweise indem sie einem Kunden einen Kredit ge-
wihrt. Sie schreibt ihm einen Betrag auf dem Konto gut — das war’s.
Formal nimmt sie noch eine Gegenbuchung in ihrer Bilanz vor (Bi-
lanzverldngerung). Der entscheidende Punkt ist: Banken brauchen
im Wesentlichen keine Voraussetzungen, um Giralgeld zu schopfen,
insbesondere brauchen sie keine »Ersparnisse anderer Leute, die sie
»weiterverleihen«. Sie achten primar auf ihre Profitabilitit und Sol-
venz und miissen lediglich und erst im Nachhinein einige Bedingun-
gen der Zentralbank erfiillen, die aber keine echten Hiirden fiir die
Geldschopfung darstellen. Dieser Punkt kann gar nicht genug be-
tont werden.

Bemerkenswert ist, dass diese Erkenntnis den Okonomen jahr-
hundertelang bekannt war, jedoch im Laufe des 20. Jahrhunderts
geradezu in Vergessenheit geriet. So stellte die britische Zentral-
bank 2014 klar, wie die Geldentstehung funktioniert, und kritisier-
te explizit die falsche Darstellung in vielen volkswirtschaftlichen
Lehrbiichern. Es liegt schon eine gewisse Ironie darin, dass nach den
Erfahrungen vieler Bankenpleiten in vergangenen Jahrhunderten
die Zentralbanken die (Bar-)Geldschépfung zunichst an sich gezo-
gen hatten, die Geschiftsbanken dieses Geldschopfungsprivileg aber

13 In Deutschland sind ungefahr 90 % Giralgeld und 10 % Bargeld in Umlauf.
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nach und nach technisch wieder zuriickeroberten, womit sie eine
ganze Reihe von Problemen wiederbelebt haben.

Im Gegenzug fiir dessen Gewidhrung verpflichtet sich der Bank-
kunde zur Riickzahlung des Kredites plus Zinsen. Er bleibt jedoch
nicht auf seinem Kredit sitzen, sondern gibt ihn aus, beispielsweise
als Investition, fiir Konsumgiiter — oder als Staatsausgaben. Bund,
Lander und Kommunen sind nicht nur in Deutschland bei Banken
und Finanzakteuren hoch verschuldet. Aus diesem Grund sind die
meisten Guthaben auf Girokonten nicht als Kredit ihres Kontoinha-
bers entstanden, sondern weil dieser Geld von jemandem erhalten
hat, der Geld von jemandem ... erhalten hat, der einen solchen Kre-
dit aufgenommen hat (wozu auch Dispositionskredite gehoren). Da
Guthaben stets der Schuld eines anderen entsprechen, kann Giral-
geld nur durch zwei Moglichkeiten »geloscht« werden: durch Ruck-
zahlung des Kredites oder durch Insolvenz der Bank. Wenn eine
Bank pleitegeht, dann steht ihren realen Anlagegiitern ein Vielfaches
an Giroguthaben gegeniiber, sodass der Grofiteil dieser Guthaben
buchstéblich seinen Wert verliert und bis zu einer bestimmten Hohe
vom Einlagensicherungsfonds der Banken erstattet wird.

Dazu muss man wissen, dass die Banken untereinander und mit
der Zentralbank immer noch »altmodisch« abrechnen: mit gesetz-
lichem Zahlungsmittel, welches nur von der Zentralbank herausge-
geben wird. Schon daran kann man erkennen, dass Giralgeld »ande-
res« Geld ist als Zentralbankgeld. Die Zentralbank ist aber ebenfalls
mit der Zeit gegangen und hat ihre Geldschépfung von bar auf unbar
umgestellt. Geldschopfung der Zentralbank bedeutet demnach heute
eine Kreditgewdhrung der Zentralbank an eine Geschiftsbank. Dafiir
besitzt jede Geschiftsbank ein eigenes Konto bei der Zentralbank.
Diese Kredite sind im Gegensatz zu einem Bankkredit gesetzliches
Zahlungsmittel, da sie von der Zentralbank gewédhrt werden. Man
kann (und sollte) sich die innere Logik des Geldkreislaufes als voll-
standig unbar vorstellen. Bargeld stellt dann einfach einen »materia-
lisierten« unbaren Zentralbankkredit dar. Weil Geld der Zentral-
bank ein anderes Geld ist als das der Geschéftsbanken, hat es auch
einen anderen Namen. Historisch bedingt und etwas missverstind-
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Kunde A

Geschéfts-
bank 1
Zentral- G Kunde B
bank
Geschafts-
bank 2
Kunde C
Interbankenkreislauf Publikumskreislauf
mit Reserven mit Giralgeld
Tilgung + Zinsen
Uberweisungen

Abbildung 4: Der gesplittete Geldkreislauf. Die jeweiligen Geldarten blei-
ben stets innerhalb ihres Kreislaufs, mit Ausnahme des hier nicht darge-

stellten Bargelds.

lich nennt man es »Reserven«. Auch die Zentralbank schopft dieses
Geld aus dem Nichts, aber das ist ja auch ihre Aufgabe.

Im Grunde kann man sich das als gesplitteten Geldkreislauf vor-
stellen (siehe Abbildung 4): Die Zentralbank vergibt Kredite (Re-
serven) an die Banken, die Banken vergeben Kredite (Giralgeld) an

ihre Kunden. Banken konnen bei der Zentralbank Bargeld von ihrem

Zentralbankkonto abheben (mit einem Geldtransporter), Bankkun-

den bei ihrer Bank von ihrem Girokonto (am Geldautomaten). Der
Interbankenkreislauf der Reserven (linke Seite) erfiillt dabei mehrere
Aufgaben. Reserven dienen erstens der Abrechnung der Geschifts-
banken untereinander. Wenn Kunden Geld von einer Bank zu einer
anderen iiberweisen, dann will die Empfingerbank nicht das Giral-
geld der Absenderbank haben, sondern »richtiges« Geld, also Reser-
ven. Da tdglich viele Kundeniiberweisungen hin und her gehen, ist
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der letztlich auszugleichende Restsaldo meist gering (rechte Pfeile
»G« zwischen den Geschiftsbanken). Dauerhafte Restsalden miis-
sen iber die Zentralbankkonten der beteiligten Banken ausgegli-
chen werden (linke Pfeile »R«). Zweitens miissen Banken ausrei-
chend Bargeld»reserven« vorhalten (Kassenbestdnde), falls Kunden
ihr Geld abheben mochten. Da Bargeld aber auch wieder eingezahlt
wird, ist der Kassenbestand in etwa konstant.

Drittens spielen die Reserven eine etwas eigenartige Rolle bei der
Geldschopfung der Banken. Eine Geschiftsbank ist gesetzlich ver-
pflichtet, das von ihr ausgereichte Giralgeld zu einem bestimmten
Anteil durch Reserven zu »decken«. Diese Mindestreserve entspricht
einem Mindestguthaben auf dem Zentralbankkonto dieser Bank. Sie
betrigt in Deutschland fiir Giralgeld ein Prozent, Groflbritannien
hat sie hingegen abgeschaftt. Reicht die Mindestreserve nicht aus,
muss die Bank weiteren Kredit bei der Zentralbank aufnehmen, sie
also bitten, neue Reserven zur Verfiigung zu stellen, das heif3t, Zen-
tralbankgeld zu schopfen. Dies ist eine unechte Hiirde, welche die
Zentralbank aufgebaut hat, denn sie stellt jederzeit Reserven zur Ver-
fiigung, verlangt dafiir aber die sogenannten Leitzinsen und die Hin-
terlegung von Sicherheiten, was wiederum ein Thema fiir sich ist.
Die Zinseinnahmen der Zentralbank werden an die Finanzministe-
rien abgefiihrt und landen wieder im Staatshaushalt.

Uber diesen Weg versucht die Zentralbank, die Kreditfreudigkeit
der Banken zu beeinflussen. Sie steuert nicht die Geldmenge, son-
dern den Preis von Zentralbankgeld, und sie bietet den Banken gege-
benenfalls auch aktiv Zentralbankgeld an. Fiir die Geschéftsbanken
ist es also nur eine Kostenfrage, ob sie Giralgeld schépfen wollen oder
nicht, und (nur) fiir diese Kostenfrage spielen auch Spareinlagen eine
Rolle. Banken sind fiir ihre Kreditvergabe grundsatzlich nicht auf
Spareinlagen angewiesen, nutzen sie aber, um die Kredite nachtrag-
lich zu refinanzieren. Wer sein Geld bei einer Bank anlegt, erhoht
ihre Planungssicherheit und reduziert die kostspielige Notwendig-
keit, Reserven bereitzuhalten. Daher sind Banken bereit, Zinsen auf
Spareinlagen zu zahlen, also Kosten aufzuwenden, wenn diese und
andere Kosten ihrer Kreditvergaben durch die Einnahme der Kredit-
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zinsen gedeckt werden koénnen. Derzeit ist Zentralbankgeld aller-

dings praktisch umsonst zu haben (quantitative easing), weshalb die

Zinsen auf festverzinsliche Spareinlagen momentan bei null liegen —

der Rentier sitzt diesbeziiglich auf dem Trocknen.

5.2
Probleme des aktuellen Geldsystems

Die Geldmenge ergibt sich also in erster Linie aus dem Zusammen-
spiel von Kreditvergabe und -tilgung und damit aus dem Marktpro-
zess, nicht aus einem hoheitlichen Akt. Und schon gar nicht fliefit
Geld auf ewig durch die Kanile der Wirtschaft. Eher sprudeln plotz-
lich Quellen, und irgendwann muss das Geld immer an seine Quelle

zuriick. Viele Zusammenhénge im Geldsystem kann man also ver-

stehen, wenn man weif:

Fiir jeden Euro Giralgeld im Umlauf besteht irgendwo eine indi-
viduelle Kreditschuld, genauso wie bei einem einzelnen Schuld-
schein (Tontéfelchen). Die Schuldner kénnen dabei Personen,
Unternehmen oder Staaten sein. Die Summe der Forderungen
entspricht also exakt der Summe der Verbindlichkeiten (Kredit-
schulden).

Einem Kredit geht kein Sparen von Geld voraus, sondern im Ge-
genteil schaftt der Kredit erst das Geld, das dann (spéter) gespart
werden kann.

Werden Forderungen akkumuliert, so steigen notwendigerweise
irgendwo die Schulden. Damit ist jede Schuldenkrise zwangslau-
fig auch eine Vermdogenskrise.

Genauso kann eine Schuldenbremse offentlicher Haushalte nur
funktionieren, wenn sie als Vermogensbremse wirkt.

Ungeachtet der zwischen Okonomen offenen Streitfrage, ob die Zen-

tralbank noch die Kontrolle iiber die Geldmenge hat oder nicht oder
ob sie diese iiberhaupt haben soll, ist die Aufgabenteilung von Zen-
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tralbank und Geschéftsbanken grundsétzlich sinnvoll. Banken tiber-
nehmen volkswirtschaftlich wichtige Aufgaben, wenn sie grof3e Kre-
dite mit langer Laufzeit finanzieren, indem viele andere ihr Geld mit
kurzer Laufzeit anlegen und dabei die Risiken verteilt werden.

Problematisch an der Konstruktion des Geldsystems sind unter an-
derem folgende Punkte:

Der Grofiteil des umlaufenden Geldes ist kein gesetzliches Zah-
lungsmittel und prinzipiell von Bankenpleiten bedroht. Dass
diese Gefahr alles andere als theoretisch ist, hat zuletzt die Ban-
kenkrise 2007/08 gezeigt.

Haushalte haben keine Moglichkeit, gesetzliches Zahlungsmittel
unbar zu besitzen und zu verwenden. Sie kénnen sozusagen aus
dem Giralgeld der Banken nicht aussteigen, weil der grofite Teil
aller Zahlungen unbar abgewickelt wird.

Eine Einzahlung auf ein Girokonto stellt immer einen Kredit an
die Bank dar. Im Gegensatz dazu stellen die Aktien in einem
Wertpapierdepot tatsdchlich ein Eigentum des Kunden dar. Den
Unterschied bekamen beispielsweise Kunden gefihrdeter zyprio-
tischer Banken zu spiiren: Geldanlagen bei diesen Banken, deren
Wert 100.000 Euro iiberstieg, wurden um bis zu 50 % gekiirzt, um
die Schulden der Kreditinstitute zu reduzieren (bail-in).

Schafft man - wie einige Okonomen fordern - auch noch das Bar-
geld ab, hat die Bevolkerung gar keinen Zugang mehr zu gesetzlichem
Zahlungsmittel. Den Verlust dieser »geprigten Freiheit« (Fjodor
Dostojewski) halten wir fiir nicht hinnehmbar.

Vor allem aber ist die kollektive Geldversorgung abhingig von indi-
viduellen Schuldverpflichtungen, und das ist aus unserer Sicht ein
ganz entscheidender Punkt. Per Definition gilt: ohne Kredit keine
Geldversorgung. Gentigend Giral- und Bargeld sind nur vorhanden,
wenn geniigend Wirtschaftsakteure bei Banken verschuldet sind.
Das ist eine ungliickliche Verquickung zweier vollig unterschiedli-
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cher Funktionen von Geld, ndmlich Zahlungsmittel und Forderungs-
verwaltung.

Auflerdem werden Kredite von den Banken nur vergeben, wenn
sie fest an die Profitabilitdt der Investition glauben oder wenn gute
Kreditsicherheiten vorhanden sind, wie Immobilien oder Land. Bei
guter Konjunktur sind die Erwartungen positiv, die Risiken erschei-
nen klein, und es werden viele Kredite vergeben. Gleiches passiert
bei steigenden Immobilienpreisen, die durch Kreditvergaben wei-
ter angefeuert werden. Kehrt sich die Entwicklung um, und die Er-
wartungen werden schlechter, kann die Kreditvergabe und damit die
Geldversorgung stocken. Grundsitzlich besteht in einem solchen
Geldsystem die Tendenz zu Kreditzyklen, die erst zu Blasen und
dann zu Zusammenbriichen fithren konnen (boom and bust). Andere
Autoren wie Joseph Schumpeter haben eine positivere Sicht auf
Kreditgeldschopfung, sie ermdgliche namlich erst die wirtschaftliche
Dynamik, weil Investitionen und Innovationen finanziert werden
konnen, ohne dass vorher gespart werden muss. Wie wir in Kapitel 6
erldutern werden, sorgt der Innovationswettbewerb fiir eine gerade-
zu unnatiirlich hohe »Dauerinvestitionsbereitschaft«, bei Unterneh-
men wie bei Konsumenten. Schumpeters positive Sicht setzt voraus,
dass erstens wirtschaftliche Dynamik ein Wert an sich ist und zwei-
tens mit Krediten tatsdchlich innovative Unternehmer finanziert
werden und nicht vornehmlich die Steigerung von Vermogenswer-
ten wie Immobilien.

5.3
Staatliche oder private Geldschopfung?

Die hier angeschnittene gesellschaftliche Debatte wird gefiihrt, seit

es Geld und seine Vorldufer gibt, im engeren Sinne seit Beginn des

19. Jahrhunderts und insbesondere seitdem die Bank of England 1844

das Recht zur Ausgabe von Banknoten im Vereinigten Konigreich an

sich zog. In dieser Debatte gab und gibt es zwei gegensitzliche Stand-
punkte:
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Die Banking School ist der Ansicht, dass sich Geld als individuel-
les Leistungsversprechen aus einem Marktprozess ergibt und dass
daher Banken (eigentlich: alle Marktteilnehmer) in der Lage sein
sollten, Geld als Kredit herauszugeben und Kredite als Geld zu
akzeptieren. Diese individuellen Leistungsversprechen seien die
eigentliche Deckung von Geld, und nur der Marktprozess sei in
der Lage, tiber Kredite die »notwendige« Geldmenge zur Verfii-
gung zu stellen bzw. auch wieder einzuziehen (endogene Geld-
mengensteuerung).

Die Currency School betrachtet Geld als universelles Zahlungs-
mittel, das keiner individuellen Kreditschulden bediirfe, um
existieren zu konnen, und dessen Stabilitit (= Geldmenge) von
auflen gewdhrleistet werden miisse (exogene Geldmengensteue-
rung). Die Herausgabe von Geld sei somit ein hoheitlicher Akt.
Aufgrund der damaligen Situation in Grof3britannien wurde eine
100-prozentige Golddeckung von neu ausgegebenen Banknoten
gefordert, um einer Inflation durch eine »Banknotenschwemme«
vorzubeugen. Banknoten sollten ohne jede Beschriankung stets in
den entsprechenden Goldwert umgetauscht werden kénnen.

Fiir das Wesen von Geld ist es letztlich unerheblich, ob es als Bar-
geld oder Giralgeld zirkuliert und ob Banken eigene Banknoten als
Bargeld oder Kredite als Giralgeld herausgeben. Der eigentlich 6ko-
nomisch bedeutsame Akt ist die Schopfung von Bargeld oder Giral-
geld - und die zentrale Frage ist daher, wer das Recht dazu haben
soll. Aus unserer Sicht haben beide Standpunkte ihre Berechtigung,
sie miissen allerdings zum einen in ihren historischen Kontext und
zum anderen in den Kontext einer (Nicht-)Wachstumspolitik einge-
ordnet werden.

Die Banking School hat recht, wenn sie sagt, dass jede Deckung
von Geld nur durch Leistungsversprechen erfolgen kénne, nicht
durch ein wie auch immer geartetes Material oder die Autoritat des
Staates allein. Insofern unterlag die Currency School mit ihrer Forde-
rung nach einer expliziten Golddeckung einem historischen Irrtum.
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Andererseits setzt die Banking School Schumpeters dynamische und
sich weiterentwickelnde Wirtschaft gedanklich immer schon voraus,
wenn sie befiirchtet, dass die Geldversorgung bei einer exogenen
Geldmengensteuerung »zu starr« sein konnte.

Beide Schulen vernachléssigen, dass sich der wirtschaftliche Aus-
tauschprozess eigentlich in zwei Sphiren aufteilt, die unterschiedliche
Anspriiche an das Geldsystem stellen: Da ist einerseits die recht ste-
tige, berechenbare Sphére der Grundversorgung, also all jene Giiter,
die kontinuierlich nachgefragt und hergestellt werden und wo man
mit guter Berechtigung von einem kollektiven Leistungsversprechen
sprechen kann, sodass Geld vor allem eine Zahlungsmittelfunktion
erfilllen muss, die man ohne individuelle Verschuldung gewahrleis-
ten kann. Da ist andererseits die unstete, unberechenbare, dynami-
sche Sphidre der Innovationen und der Investitionen, die nicht nur
den technischen Fortschritt, sondern auch Phanomene wie Hausbau
oder Infrastrukturausbau betreffen. Dort begegnen sich individuelle
Kreditgesuche von Investoren und individuelle Kreditangebote und
-pritfungen von Banken, also die klassische Aufgabe der Kreditwirt-
schaft. Die neoklassische Theorie beschreibt eher die erste Sphare,
wihrend konkurrierende 6konomische Schulen sich eher die zweite
vornehmen.

Aus der neoklassischen Perspektive heifit die Alternative plaka-
tiv: Investition oder Konsum, und Geld soll dabei neutral sein. Einer
Investition muss also indirekt ein Konsumverzicht entsprechen,
denn der gesellschaftliche Leistungspool (Arbeitszeit) ist auf kurze
Sicht nicht beliebig vergrofierbar. Mit der freien Geldschépfung via
Kreditvergabe erzwingt eine Bank sozusagen ungefragt die Umlen-
kung von Arbeitszeit weg von der Produktion von Konsumgiitern
hin zu Investitionsgiitern. Wenn der Konsum grundsatzlich hoch ist
und die Grundbediirfnisse tibersteigt, fallt das nicht weiter auf, aber
die Okonomie besitzt auf diese Weise eine charakteristische Schief-
lage zugunsten von Investitionen. Geld ist also nicht im Gerings-
ten neutral, sondern seine tigliche Neuschopfung steuert den Ein-
satz von wirtschaftlichen Ressourcen. Eigentlich miisste stattdessen
ein Investitionskredit vorher Giber Spareinlagen, also den expliziten
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Konsumverzicht Einzelner, finanziert werden.’* Heutzutage ist die
Kreditvergabe dadurch erleichtert, dass sie unabhingig von einge-
worbenen Spargeldern ist. Die gesellschaftliche Tretmiihle gibt es
auch deshalb, weil stindig ungefragt Mittel umgelenkt werden, vom
Konsum in Richtung Investition. Hohe Investitionen in Produk-
tionsanlagen oder Infrastruktur sind aber alles andere als natiirlich
oder unvermeidlich oder gar »gut«, sondern eher das Ergebnis eines
zu hohen Rohstoffverbrauchs, wie wir in Kapitel 6 ausfithren werden.

5.4
Politische MaRnahmen

Aus unserer Sicht besteht die eigentliche soziale Innovation des
modernen Geldes vor allem in der Loslosung von der individuel-
len Leistungsverpflichtung (private Geldschopfung durch Verschul-
dung) und dem Ubergang in eine kollektive Leistungsverpflichtung
(staatliche Geldschopfung), die letztlich eine Verbreiterung der Ver-
trauensbasis bedeutet. Unter dem Stichwort »Vollgeld« wird in der
Debatte tiber das Geldsystem eine Reform der Geldschopfung disku-
tiert. Man konnte den Geschiftsbanken die Schopfung von Giralgeld
wieder untersagen, wie man ihnen historisch schon einmal die Aus-
gabe eigener Banknoten untersagt hat. Der gesplittete Geldkreislauf
wiirde tiberfliissig, und alles Geld, Bargeld ebenso wie Giralgeld, wére
Zentralbankgeld. Damit wire die kollektive Geldversorgung unab-
hingig von individueller Verschuldung. Die Banken wiirden nicht
mehr die Geldversorgung der Wirtschaft itbernehmen, sondern nur
noch die Umlenkung der Gelder und damit von Leistungsansprii-
chen an jene Stellen, die Bedarf an Leistungen haben. Sie wéren wei-
terhin (oder vielmehr erst dann) die Fachleute fiir Finanzierung, also

14 In Krisenzeiten sieht es noch einmal ein bisschen anders aus. Wenn aufgrund
verschiedener Umstdnde die Leistungsfahigkeit der Wirtschaft nicht voll aus-
geschopft ist, kann neu geschaffenes Geld (Bankkredite) zusatzliche Nachfrage
schaffen und damit die Wirtschaft stabilisieren. Allerdings ist gerade in Krisen-
zeiten auch das Interesse an Kreditvergabe und Investitionen gering. Daher fordern
»Keynesianer« seit Langem, dass in so einem Fall der Staat realistischerweise diese
Rolle iibernehmen miisste.
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fiir die Beurteilung von Chancen und Risiken privater Kreditent-
scheidungen, und fiir das Auftreiben (!) der entsprechenden Mittel.
Ironischerweise wiirde das Geldsystem dann in etwa so funktionie-
ren, wie die meisten heute ohnehin glauben: Geld wiirde durch die
Kanile der Wirtschaft flieflen, und Banken wiirden die Ersparnisse
anderer Leute verleihen. Das Geldwesen wiirde wieder einfach und
verstandlich - es wiirde seiner sozialen Utopie der Neutralitit ein
gutes Stiick ndher kommen. Einfachheit und Verstdndlichkeit sind
starke Argumente in sich, denn alle guten sozialen Institutionen sind
strukturell einfach.

Die Debatte um Vollgeld ist derzeit hochaktuell. Kontrovers sind
dabei vor allem folgende Punkte:

Wie restriktiv soll die Zentralbank die von ihr geschopfte Geld-
menge handhaben, und wie unabhéngig von politischen Vorga-
ben soll sie dabei sein? Inwieweit kann und soll die Zentralbank
versuchen, dariiber die Wirtschaft zu steuern? Unter dem Begriff
»Monetative« wird diskutiert, die Geldmenge von einer politisch
unabhingigen Zentralbank als » Vierter Gewalt« strikt kontrollie-
ren zu lassen. Manche bezweifeln, dass eine solche Zentralbank
jemals frei von schadlicher politischer Einflussnahme sein konnte.
Ebenso wird bezweifelt, dass die Geldmenge je vollstindig unter
Kontrolle zu bringen sei.

Wie stark wiirde Vollgeld die Wirtschaft »beruhigen«? Wiirde ein
ausgewogener Leistungsfluss ohne boom and bust erreicht oder
die Grabesruhe eines 6konomischen Friedhofs, auf dem sinnvolle
Investitionen aufgrund von Geldmangel unterbleiben? Es gibt
allerdings auch Okonomen, die sich von Vollgeld explizit positive
Wachstumseftekte erhoffen, weil 6konomisch unsinnige Geldver-
wendungen seltener wiirden.

Welche Auswirkungen hitte diese Reform auf die internationa-
len Kapitalmarkte? Wiirde die Wahrung an Wert verlieren oder
gewinnen?
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Erschwert wird die Debatte durch zahlreiche Heilsversprechen sei-
tens einiger Vollgeldbefiirworter, die nicht nur das Ende aller 6kono-
mischen Krisen prophezeien, sondern auch eine Verschiebung 6ko-
nomischer Aktivitaten hin zu 6kologisch sinnvollen Investitionen
und das Erreichen von mehr sozialer Gerechtigkeit. Wir halten es fiir
illusorisch, ein 6konomisches Problem, das auf der Leistungsebene
besteht (siehe Kapitel 6), lediglich durch Modifikationen des Kom-
munikationsmediums (Geld) 16sen zu wollen. Andererseits sehen
wir durchaus den Einfluss, den die konkrete Organisation dieses
Kommunikationsmediums auf die Wirtschaft hat. Eine detaillierte
Diskussion solcher Vorschlige geht éiber den Rahmen dieses Buches
hinaus, zumal viele Fragen noch ungeklart sind. Aber wir sind zuver-
sichtlich, dass hier Méglichkeiten entstehen, einige Marktverzerrun-
gen zu beheben und Marktwirtschaft zu verbessern.
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Kapitel 6

Technologie, Ressourcenverbrauch
und Wachstumszwang

In der Einfithrung hatten wir die Frage aufgeworfen, warum Wirt-
schaftswachstum derart essenziell ist, dass ihm 6kologische, aber
auch gewisse soziale Ziele systematisch untergeordnet werden miis-
sen. Solche Verhiltnisse bezeichnen wir als »Wachstumszwangx.
Damit kommen wir zum zweiten Brennpunkt der Marktwirtschaft,
denn die Notwendigkeit einer wachsenden Wirtschaft liefert den
Schliissel zum Verstandnis vieler aktueller Politikmafinahmen.

Wirtschaftswachstum ist ein kollektives Phanomen, das sich aus
unzihligen Handlungen vieler Menschen ergibt. Um zu verstehen,
wie es zustande kommt, muss man sich analytisch auf die Mikro-
ebene dieser Menschen hinunterbegeben und ihre Motivation, ihr
Handeln oder ihr Unterlassen beleuchten. Wie kommt es zu jenen
kleinen Beitrdgen, deren Summe wir als wachsendes Bruttoinlands-
produkt auf der Makroebene der Volkswirtschaft messen?

Man muss vor allem zwischen Makro- und Mikroebene unter-
scheiden, um zwei Aspekte eines Wachstumszwanges auseinander-
zuhalten. Die eine Frage ist, wie sich ein Wachstumszwang sozial
und okonomisch duflert. Wann sagen wir von Menschen oder von
Firmen, dass sie einem Wachstumszwang unterliegen? Welche
Handlungen erscheinen ihnen aufgrund welcher Umstande als alter-
nativlos? Hier besteht seit Langem eine Debatte, ob ein »Wachstums-
zwang« iiberhaupt ein sinnvolles Konzept ist und welche Mechanis-
men dafiir infrage kimen. Der Begriffs des Zwanges wird dabei oft
sehr weit gefasst, von internalisierten gesellschaftlichen Erwartun-
gen (»Wollen, was man soll«) bis hin zu existenziellen Konsequenzen
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(grow or die). Die andere Frage ist, warum man einen vermuteten
Wachstumszwang nicht einfach abstellt, warum sich also ein Wachs-
tumszwang auch politisch als alternativlos darstellt. Wann sagen wir
von Staaten, dass sie einem Zwang zur Wachstumspolitik unterlie-
gen? Aus welchen Griinden erscheinen Politikern welche Mafinah-
men als alternativlos? Die Differenzierung beider Aspekte ist zentral
fiir die Analyse. Es ist leicht, »mutlose Politiker« zu kritisieren, sie
wiirden sich an die 6kologische Frage nicht richtig herantrauen. Si-
cherlich unterliegt Politik als solche keinem Wachstumszwang. Um
zu verstehen, wie Wachstum zur politischen Obsession wird, muss
man vor allem die Frage beantworten: Wie sieht der individuelle
Wachstumszwang aus, und was folgt daraus fiir die Politik?

6.1
Was ist ein Wachstumszwang?

Das Wort »Zwang« suggeriert Alternativlosigkeit, aber bei sozialen
Zwiéngen geht es praktisch nie um Alternativlosigkeit. Man wird
nicht gewaltsam gezwungen, etwas Bestimmtes zu tun, wenn man
es aber nicht tut, vergréfiern sich kontinuierlich die Schwierigkei-
ten. Wirklich alternativlos sind physiologische und soziale Grund-
bediirfnisse. Das sind objektive Notwendigkeiten. In modernen
Gesellschaften bedeutet das vor allem, ein (Basis-)Einkommen zu
erzielen. Es gibt hierzu keine realistische Alternative, wohl aber ver-
schiedene Formen der Einkommenserzielung, und damit eréffnen
sich Entscheidungsspielrdume. Ein sozialer Zwang liegt unseres
Erachtens nur vor, wenn soziale Bedingungen die Entscheidungs-
spielrdume fiir die Alternativen einer objektiven Notwendigkeit sys-
tematisch und massiv in eine Richtung verschieben. Die Ehe mag
als Beispiel fiir einen sozialen Zwang dienen. Bis 1969 konnte ein
unverheiratetes Paar in Deutschland kaum eine Wohnung mieten,
denn der Vermieter machte sich strafrechtlich der Kuppelei schuldig.
Somit bestand damals ein sozialer Zwang zur Ehe, um die Grund-
bediirfnisse Unterkunft und Liebesbeziehung befriedigen zu kon-
nen. Die Zeiten haben sich gedndert.
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Ein Wachstumszwang als Spezialfall eines sozialen Zwanges be-
steht in sozialen Bedingungen, die von einem Akteur stindig héhere
okonomische Anstrengungen erfordern, um objektive Notwendigkei-
ten zu befriedigen und dadurch existenzielle Konsequenzen zu ver-
meiden. Er bedeutet eine systematische Schieflage, Investition gegen-
tiber Konsum (bzw. Arbeit gegeniiber Freizeit) zu bevorzugen. Auf
die tiberwiltigende Mehrheit der gesellschaftlichen Akteure wird ein
Druck ausgeiibt, dem sie irgendwann nicht mehr widerstehen kon-
nen und wollen (!), weil entweder Einkommensverlust oder soziale
Exklusion drohen.’ Damit definieren wir einen Wachstumszwang
relativ strikt: objektive Notwendigkeiten, existenzielle Konsequen-
zen. Schwichere Formen wie soziale Erwartungen (»Was sollen die
Nachbarn denken?«) oder »erzeugte Bediirfnisse« reichen unseres
Erachtens nicht aus. Diese Differenzierung ist notwendig, um nicht
in einer argumentativen Beliebigkeit zu enden. Letztlich kann nur
ein 6konomisch begriindeter Wachstumszwang fiir das Phdnomen
fortgesetzter Wachstumspolitik verantwortlich sein, also ein Wachs-
tumszwang auf der Leistungsebene. Der machtvollste Weg, sozialen
Druck aufzubauen, sind deutlich hohere und niedrigere Preise fiir
die infrage kommenden Alternativen. Man muss sich dann aufgrund
des begrenzten Budgets immer haufiger fiir die preiswertere Variante
entscheiden. Genauso konnen sinkende Einnahmen die Profitabili-
tat und damit die Existenz eines Unternehmens bedrohen oder sin-
kende Lohne die wirtschaftliche Existenz von Personen. »Soziale«
Exklusion ist fiir Wirtschaftswachstum nur relevant, wenn sie eigent-
lich 6konomische Exklusion bedeutet.

Die Existenz eines ckonomischen Wachstumszwangs wiirde jenen
widersprechen, die das Festhalten am Wirtschaftswachstum fiir kul-
turelle Pragung halten (»das Wachstumsparadigma in den Kopfen
der Menschen«) und personliche Eigenschaften wie Konkurrenz-
denken, Profitorientierung oder Konsumismus verantwortlich ma-
chen. Ein 6konomischer Wachstumszwang schliefit Ideologien oder

15 Mit sozialer Exklusion bezeichnen wir sehr weitgehende, »harte« Formen sozia-
ler Ausgrenzung, nicht lediglich »sozialen Druck«.
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Wachstumsdogmen nicht aus, aber wenn er existiert, wird jeder kul-
turelle Wandel an ihm scheitern. Der Wachstumszwang wire das pri-
mir zu losende Problem, und nach unserer Analyse lasst sich die
breite Debatte iiber vermutete Wachstumszwinge auf relativ wenige
Mechanismen eindampfen.

Dabei ist zu beachten, dass ein Wachstumszwang das Ritsel
noch nicht vollstindig 16st. Es gibt » Angebote, die man nicht ableh-
nen kann, lange bevor irgendein 6konomischer Zwang auftritt, vor
allem im privaten Bereich. Wir betrachten sie als Wachstumstreiber,
die einen eigenstandigen Druck ausiiben, der jedoch im Gegensatz
zum Wachstumszwang nicht existenziell ist. Viele Autoren, die sich
mit Wachstum befassen, betonen die Bedeutung technischer Inno-
vationen und Infrastrukturen auch fiir Haushalte, insbesondere fiir
den gesamten Bereich beruflichen Fortkommens, aber auch fiir das
Mithalten im Privatleben. Entwicklungen wie die autogerechte oder
die internetgerechte Gesellschaft setzen zunéchst einen bestimmten
Konsum voraus. Darauf gehen wir weiter unten ein.

6.2
Wachstumszwang fiir Unternehmen

Fir Unternehmen ist die Frage zu kldren, welche Bedingungen
eigentlich ihre Profitabilitdt und damit ihre Existenz gefihrden kén-
nen. Wir hatten in Kapitel 4 hervorgehoben, dass zwei Wettbewerbs-
mechanismen unterschieden werden miissen. Der »normale« Leis-
tungswettbewerb begrenzt die wirtschaftliche Macht und die Ein-
kommen der einzelnen Akteure auf ein angemessenes Maf3 und ist
nicht fir einen Wachstumszwang verantwortlich. Der Innovations-
wettbewerb, die Schaffung und Verbreitung von technischen und be-
triebswirtschaftlichen Neuerungen, ist dagegen schon interessanter.
Spitestens seit den 1950er-Jahren hat die 6konomische Theorie
anerkannt, dass es fiir stetiges Wachstum nicht ausreicht, einfach
mehr und mehr Kapital einzusetzen. Stattdessen wurde die Bedeu-
tung des technischen Fortschritts im Sinne von Produktivitatsstei-
gerungen betont und zumeist mit verbesserter Bildung oder gestei-
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gertem Wissen erkldrt. Man spricht auch von »Humankapital«, weil
man in dieses Wissen investieren muss. Dahinter steht ein Bild vom
technischen Fortschritt in Form von immateriellen, potenziell be-
liebig steigerbaren Ideen: »Den Menschen ist noch immer etwas ein-
gefallen!« Allgemein werden technologische Innovationen als be-
sondere Leistung betrachtet, Ausdruck der tiberragenden Fahigkeit
des Menschen, die natiirlichen Beschrdnkungen zu iiberwinden und
die Welt als grofSen Landschaftsgarten zu kultivieren, insbesondere
auch sich von harter kdrperlicher Arbeit zu emanzipieren. Techni-
scher Fortschritt erscheint als natiirlich und unvermeidlich, denn
man will und kann Gedanken und Ideen ja nicht einschranken.

Man kann Technologie aber auch niichterner betrachten. Mit dem
Fokus auf Arbeit, Kapital und Ideen wurde die Rolle natiirlicher Res-
sourcen iibersehen. Viele »Ideen« bestanden letztlich darin, techni-
sche Losungen zu entwickeln, mit denen Produktionsprozesse von
Maschinen erledigt werden konnten. Zunichst wurden sie genutzt,
um mechanische Bewegungen in Webstithlen oder Dreschmaschi-
nen zu verrichten und damit harte korperliche Arbeit zu ersetzen.
Entscheidend war aber nicht die korperliche Hiérte der Arbeit, son-
dern ihr Preis. Maschinen waren billiger.

Stellen Sie sich einen Landwirt vor, der heutzutage noch sein Ge-
treide mit der Hand méhen und ein Ochsengespann nutzen wiirde.
Er mag talentiert und engagiert sein, aber sein Einkommen wiirde
auflerst gering bleiben. Mit einem Traktor und anderen Landmaschi-
nen wiirde er auf jeden Fall besser dastehen. Das ist ein typischer
Fall von Innovationswettbewerb, und ihm unterliegen nicht nur die
Landwirte, sondern auch die Traktorenhersteller. Die interessante
Frage ist dabei nicht, wer den besseren Traktor herstellt (welcher
Traktorenhersteller also den anderen Traktorherstellern tiberlegen
ist — Leistungswettbewerb), sondern warum selbst der schlechteste
Traktor dem besten Ochsengespann weit tiberlegen ist (Innovations-
wettbewerb). Entscheidend ist, dass Maschinen zwar auf der Basis
von »Ideen« konzipiert, aber aus sehr physischen Materialien her-
gestellt werden und nur mit der entsprechenden Antriebsenergie in
Form von elektrischem Strom oder Treibstoffen funktionieren.
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Der Traktor ist also nicht in erster Linie »ideenreicher«, sondern
verbrauchsintensiver als das Ochsengespann, und die 6konomische
Lektion lautet: Man kann Rohstoffe als Naturleistungen gezielt im
okonomischen Prozess zum eigenen Vorteil einsetzen. Das soll nicht
bedeuten, technische Entwicklungsleistungen zu unterschitzen. Der
notwendige »Veredelungsaufwand« von Material zu delikater Fein-
mechanik oder hochintegrierter Halbleiterelektronik, zu Schiffs-
rimpfen und Hochoéfen ist teilweise erheblich und erfordert eine
intensive Ausbildung, viel Arbeitszeit und Hingabe. Dennoch ist die-
ser Aufwand dermaflen lohnend, dass er iiberall begeistert erbracht
wird. Lohnend heif3t: Der Ertrag liegt erheblich iiber dem Aufwand.
Mittlerweile sind Industrieroboter und Computer so prézise und
schnell, dass ihre Arbeit nicht nur viel preiswerter ist, sondern von
Menschen gar nicht mehr erledigt werden konnte. Hier wird mate-
rieller Nettonutzen generiert, und das nicht zu knapp.

Dieser Nettonutzen stammt nicht aus einem sozialen Leistungs-
tausch aufgrund von Arbeitsteilung (Schuhe gegen Gefliigel), son-
dern er wird zusitzlich von auflen in den 6konomischen Kreislauf
eingespeist, der aus diesem Grund wachsen kann. Es ist wissenschaft-
lich empirisch nachgewiesen, dass technischer Fortschritt letztlich
bedeutet, die technischen Beschrinkungen weiter zu verringern,
die dem Ersetzen von teurer menschlicher Arbeit durch preiswerte
»Kapital-Energie-Kombinationen« (Maschinen) noch im Wege ste-
hen. Die menschlichen Einfille konzentrieren sich systematisch
auf die ressourcenintensive Steigerung von Effizienz in allen Berei-
chen: in der Produktion, beim Transport, in der Datenverarbeitung,
bei Dienstleistungen. Der Wettbewerbsvorteil entsteht nicht durch
hohere Leistung, sondern durch erhéhten Ressourcenverbrauch und
sorgt fiir einen generellen Trend zur Automatisierung.

Somit ist der technische Fortschritt seit Beginn der Industrialisie-
rung nicht denkbar ohne den steten Strom an Materialien, die extra-
hiert und fiir die Produktion von Giitern verwendet werden. In

16 Und deren Reste landen kontrolliert oder unkontrolliert in der Umwelt. Okologi-
sche Okonomen kritisieren seit Langem das wirtschaftswissenschaftliche Kreislauf-
modell fiir seine »Materialvergessenheit« (siehe auch die bibliografischen Hinweise).

Kapitel 6 - Technologie, Ressourcenverbrauch und Wachstumszwang 101



Arbeitspldtze

verschwinden
Mitbewerber muss nachziehen
Wettbhewerbsvorteil
Umsatz Umsatz Umsatz
Existenzbedrohung
Kostensenkung durch Automatisierung
Arbeitsplatze
verschwinden

Abbildung 5: Die Wachstumsspirale, befeuert durch Rohstoffverbrauch.

Grafik: Grit Koalick, visuranto.de; Farbversion: www.marktwirtschaft-reparieren.de.

Anlehnung an das bekannte Zitat von Thomas Alva Edison konnte
man sagen: »Innovation ist 1 % Inspiration und 99 % Extraktion.« Die
Notwendigkeit, mit der technischen Entwicklung mitzuhalten, lasst
sich tibersetzen in eine Notwendigkeit, mit den Umsatz- und Kos-
tenvorteilen der Innovatoren mitzuhalten. Dies ist die Ursache fir
einen Investitions- und Wachstumszwang fiir Unternehmen. Aber
das Wirtschaftswachstum ist vor allem Materialwachstum - theore-
tisch und empirisch.

In seinem Lehrbuch geht der bekannte amerikanische Okonom
Gregory Mankiw auf das Thema Produktivitit und Loéhne ein. Er
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stellt zufrieden fest, dass die Reallohne in Deutschland inflationsbe-
reinigt in etwa parallel zur Arbeitsproduktivitit gestiegen sind, von
1971 bis 2009 um durchschnittlich 1,8 % (L6hne) und 2,4 % (Arbeits-
produktivitdt) pro Jahr, sodass es den Menschen besser geht. Diese
scheinbare Steigerung der Arbeitsproduktivitdt kommt jedoch nur
zustande, weil die immer hoheren Naturleistungen weiterhin den ar-
beitenden Menschen zugerechnet werden. Das soziale Desaster ent-
steht dadurch, dass relativ und absolut immer weniger 6konomischer
Nutzen aus menschlicher Arbeit benétigt wird, je mehr 6konomi-
scher Nutzen von Maschinen und Energie erzeugt wird. Es kommt
zu »technologisch bedingter Arbeitslosigkeit«.

Arbeitslosigkeit kann aus vielen Griinden entstehen (zum Bei-
spiel auch durch Sparpolitik oder Aulenhandelsungleichgewichte),
daher wollen wir hier keine einseitige Erklarung fiir Arbeitslosig-
keit insgesamt anbieten. Vielmehr geht es um die Erkenntnis, dass
es eine latente Arbeitslosigkeit in der industriellen Moderne gibt,
die mal mehr und mal weniger (zeitweise auch gar nicht) in Erschei-
nung tritt, aber letztlich eine Bedrohung der sozialen Stabilitat dar-
stellt. Denn sie kehrt verldsslich immer wieder, da die technische
Entwicklung nicht stehen bleibt. Das kurzfristige Auf und Ab der
Arbeitslosenquote ist Anlass fiir vielfdltige politische Interventio-
nen und Diskussionen, aber letztlich sind sich alle einig, dass ohne
solche Eingriffe oder ohne Wachstum schnell ein sozial instabiler
Zustand hoher Arbeitslosigkeit durch technischen Fortschritt er-
reicht wiirde.

Fiir soziale Gerechtigkeit ist diese Rolle von Technologie aus un-
serer Sicht fatal. Einerseits definiert in Marktgesellschaften »der
Markt«, was als 6konomische Leistung gilt, und dementsprechend
werden die Mittel dorthin umgelenkt, wo das beste Preis-Leistungs-
Verhiltnis geboten wird. Andererseits kann dieses Preis-Leistungs-
Verhiltnis durch Technik massiv verbessert werden. Das Leistungs-
prinzip »Wer mebhr leistet, soll auch mehr verdienen« lautet in der
Realitit eher »Es verdient mehr, wer natiirliche Ressourcen markt-
gerechter verbraucht«. An diesen Zustand haben sich mittlerweile
alle so sehr gewohnt, dass das Aulergewdhnliche daran nicht mehr
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wahrgenommen wird. Die Einkommensverteilung ist systematisch
zugunsten jener verschoben, die Technik entwickeln, einsetzen oder
zu ihrem Einsatz beitragen. Das sind vor allem die sogenannten
MINT-Berufe und hier vorrangig die hochproduktiven »Symbol-
analytiker« (Jeremy Rifkin), also jene mit dem Sinn fiir das Abstrakte.
In der Wirtschaftswissenschaft nimmt man an, dass dafiir die schwer
zu erwerbenden, besonderen Qualifikationen der technischen Be-
rufe verantwortlich seien, die auf diese Weise vom Markt honoriert
wiirden (skill premium). Grundsatzlich ist das nicht falsch. Aller-
dings wird die tiefer liegende Frage nicht untersucht, warum die
Nachfrage nach Technik systematisch so hoch ist, dass es zu einem
Mangel an geeigneten Fachkréften kommt, der die Lohne in einigen
Branchen nach oben treibt. Zu den Begiinstigten gehoren auch jene,
die Rohstofte extrahieren und aufbereiten oder die entsprechenden
Maschinen und Anlagen besitzen oder finanzieren. Technologie und
ihr iiberbordender Ressourcenverbrauch untergraben damit funda-
mental das Leistungsprinzip, weil mit technischen Produkten und
Dienstleistungen weniger die Leistungen der entsprechenden Men-
schen am Markt angeboten werden als vielmehr der Brennwert von
Erdol, die Festigkeit von Stahl, die Leitfahigkeit von Kupfer und so
weiter. Obwohl die Herkunft der Leistung woanders liegt, werden die
hoheren Einkommen der Leistung ihrer Anbieter zugeschrieben.
Auf der Niedriglohnseite sorgt eine mehr oder weniger solide
Sockelarbeitslosigkeit (wozu wir auch prekire Arbeitsverhaltnisse
zdhlen, die lediglich nominell die Arbeitslosenstatistik entlasten)
fiir einen freien Fall der Lohne bei den Gering- und Unqualifizier-
ten. Sockelarbeitslosigkeit ist seit jeher ein Garant fiir eine massive
Machtasymmetrie zwischen Arbeit und Kapital, also jenen, die Ar-
beitsplitze suchen, und denen, die sie anbieten. Sie ist hauptverant-
wortlich dafiir, dass die Unternehmerin in unserem Beispiel ihren
Gewinn dadurch erhéhen kann, dass sie nicht ihre Leistung verbes-
sert, sondern ihre Mitarbeiterinnen schlechter bezahlt, also deren

17 Ein Akronym fiir Mathematik, Ingenieurwissenschaften, Naturwissenschaften
und Technik.
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Leistung abwertet. Die Einkommensverteilung wurde durch diese
Machtasymmetrie so schief, dass man einen Mindestlohn einfithren
musste, der allerdings nur jenen niitzt, die Arbeit haben und abhéin-
gig beschiftigt sind. In bestimmten Branchen wird daher ein Min-
destlohn eher tber Subventionen realisiert, beispielsweise durch
Agrarsubventionen fiir bauerliche Familienbetriebe. Letztlich findet
auf diese Weise ein gewisser Ausgleich statt zwischen jenen, die viel
verdienen, und jenen, die wenig oder nichts verdienen. Allerdings
hat diese Sozialpolitik sehr viel mehr mit zentraler Planung zu tun
als mit dezentraler Marktwirtschaft, und die Ergebnisse werden nicht
als gerecht empfunden — weder von den einen noch von den ande-
ren. Diese Schieflage der Einkommensverteilung spiegelt sich in der
gesamtwirtschaftlichen Situation ganzer Linder wider, wenn man
von den »reichen« industrialisierten und den »armen« Liandern des
globalen Siidens spricht.

Ubertragen wir die Gerechtigkeitslogik der heutigen Wirtschaft
einmal auf ein Radrennen. Diirften daran auch Motorradfahrer teil-
nehmen, wire jeder Rennradler abgehingt, denn er konnte mit den
»Leistungstragern« nicht mithalten. Jedem Radfahrer wire klar, dass
er ebenfalls ein Motorrad und Benzin braucht - Kapital und Res-
sourcen. Wenn man den Wettbewerb noch weiter verschérft und
den Radsport auch fiir Formel-1-Autos 6ffnet, geht die Spirale von
Investition und Ressourcenverbrauch weiter. Auf diese Weise gibt es
einen 6konomischen Zwang zu investieren, zu expandieren, mehr
Ressourcen zu verbrauchen — um mitzuhalten und sein Einkommen
zu sichern. Die erzielten Fahrzeiten im Rennen wiirden dann eher
den Benzinverbrauch als die Leistung der Fahrer widerspiegeln. Ent-
sprechend misst das BIP heutzutage nicht 6konomische Aktivitat im
engeren Sinne, sondern vor allem die Leistung billiger, aber niitzli-
cher Rohstofte.

Dieser Mechanismus stellt aus unserer Sicht den entscheiden-
den individuellen Wachstumszwang dar, mit seiner Dynamik von
»schopferischer Zerstérung«, Gewinnmaximierung und Verlustmi-
nimierung - oder auch: mit seiner Verzerrung des Leistungswettbe-
werbs durch geschickten Ressourcenverbrauch. Da nach dem Leis-
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tungsprinzip jeder fiir sein Einkommen selbst sorgen muss, ist
Erwerbsarbeit alternativlos. Der »technische Wandel« macht gleich-
zeitig Investitionen und die Steigerung der 6konomischen Anstren-
gungen fiir Unternehmer und Arbeitnehmer alternativlos. Dabei ist
die Entlastung durch Technologie nicht dauerhaft. Kurzfristig mag
sich ein Unternehmer Vorteile durch eine Technologie sichern kon-
nen. Aber dies zwingt andere nachzuziehen, um ihr Einkommen zu
sichern, womit der Wettbewerb auf eine neue Stufe gehoben wird.
Da die technologische Entwicklung eine systematische Tendenz hat,
Arbeitsplatze zu gefihrden, entsteht hier ein gesellschaftliches Di-
lemma. Seine politischen Auswirkungen diskutieren wir, nachdem
wir noch einen Blick auf die Rolle der Haushalte geworfen haben.

6.3
Wachstumszwang fiir Haushalte

Haushalte unterliegen zwar nicht denselben harten Marktzwingen
wie Unternehmen, doch spielt Technologie ebenfalls eine zentrale
Rolle bei der Erkldrung, warum Konsumenten die stindig gestei-
gerte Produktion iiberhaupt kaufen. Ahnlich wie Firmen verschaffen
sich Haushalte einen Wettbewerbsvorteil, indem sie Maschinen und
Material einsetzen, um produktiver arbeiten und zeiteffizienter leben
zu konnen. Dieser »Effizienzkonsum« umfasst beispielsweise Fahr-
zeuge, Flugreisen, Haushaltsgerdte, Computer und Smartphones.
Damit werden Pendeln, Tiefkiihlkost, der Umstieg von Briefen auf
E-Mail oder von Ladengeschiften auf Onlinehandel méglich. Dank
einer standigen und globalen Erreichbarkeit wird es einfacher, so-
ziale Kontakte tiber grofle Distanzen zu halten. Mithilfe von Tech-
nik kann man also sowohl technologische Exklusion und den Verlust
sozialer Beziehungen vermeiden als auch massiv Kosten sparen
sowie Einkommensverluste verhindern.

Diese Entwicklung ist fast zwangslaufig mit einer Beschleunigung
und Verdichtung des Privatlebens verbunden (Hartmut Rosa). Ein
solcher Konsum ist jedoch nicht freiwillig, sondern erfiillt durchaus
die Kriterien eines sozialen Zwanges. Insofern ist die oben angespro-
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chene Differenzierung von Grundbediirfnissen und hoheren Bediirf-
nissen mindestens zwiespéltig. Wenn ein Arbeitsplatz und damit
ein Einkommen nur noch mit dem »Konsumgut« Auto erreichbar
ist, dann wird das Auto erstens vom Konsumgut (auch) zur Inves-
tition und erfullt zweitens (auch) ein Grundbediirfnis, namlich das
nach einem Einkommen, mit dem dann die eigentlichen, physiolo-
gischen und sozialen Grundbediirfnisse iiberhaupt erst abgedeckt
werden konnen. Dass ein Auto, wenn es erst einmal angeschafft ist,
auch viele andere, weit weniger elementare Zwecke erfiillen kann, ist
klar. Aber das dndert nichts an seiner 6konomischen Bedeutung fiir
sehr viele Menschen. In einer stark arbeitsteiligen und sehr technik-
lastigen Gesellschaft sind die Grundbediirfnisse andere als in einer
Agrargesellschaft mit Subsistenz.

Im Ergebnis beteiligen sich alle Mitglieder der Gesellschaft an
einer Effizienzsteigerungsspirale - die einen vorauseilend als Trend-
setter, die anderen begeistert oder auch widerwillig als Nachahmer.
Aber gar nicht mitzumachen ist fiir viele unméglich, genauer: Nur
unter speziellen Lebensumstidnden kann man sich mehr oder weni-
ger von solchem 6konomischen Druck freimachen.

Wie einfithrend schon gesagt: Die Konsumenten sind durchaus
auch Profiteure dieses Fortschritts. Durch die technologischen Ent-
wicklungen der Firmen werden viele Produkte (wie beispielsweise
Lebensmittel) duflerst preisgiinstig angeboten. Die Konsumenten
profitieren jedoch nicht alle in gleichem Mafle, sondern am meisten
jene, die ressourcenintensive Technologien einsetzen und dabei Kos-
ten auf die Gesellschaft abwilzen, hdufig in Form von langfristigen
Umweltschdden, aber auch durch Verluste an allgemeiner Lebens-
qualitdt. Gunstige Flug- und Bahnreisen sind beispielsweise mit er-
heblicher Lairmbelastung von Anwohnern verbunden, und die Nach-
teile der autogerechten Stadt treffen vor allem die Nichtautofahrer.
Die leistungslosen Vorteile (Ressourcenrenten) sind also sowohl
auf der Einkommens- wie auch der Ausgabenseite sehr ungleich ver-
teilt.
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6.4
Der politische Wachstumszwang

Wir konnen nun das Ritsel 16sen, wie der individuelle Wachstums-
zwang zu einem politischen wird. Eigentlich geht es nicht um Wachs-
tum, sondern um die gesellschaftliche und politische Notwendigkeit
von (anndhernder) Vollbeschiftigung. Wachstumspolitik verfolgt
also ein wichtiges sozialpolitisches Ziel, nimlich die Sicherung von
Einkommen durch Arbeit. Das Ziel von Vollbeschiftigung kann
nicht aufgegeben werden, weil das Leistungsprinzip fordert, dass
jeder fiir sein Einkommen sorgen muss.

Wir haben bereits hinreichend deutlich gemacht, dass das Leis-
tungsprinzip fiir uns nicht in die Kategorie »kulturelle Pragung« fillt,
sondern als fundamentale Gerechtigkeitsnorm fiir Politik unhinter-
gehbar ist, und wir haben auch gezeigt, dass es nicht das »Wachs-
tumsparadigma in den Kopfen« von Politikern ist, welches ursich-
lich fiir Wachstumspolitik verantwortlich ist. Es sind andere Paradig-
men, die den meisten Menschen Wachstumspolitik als alternativlos
erscheinen lassen, und einige davon werden sogar von vielen Wachs-
tumskritikern geteilt. Technischer Fortschritt und Globalisierung
gelten als unaufhaltsam und ohnehin als »gut«, weil Technik die Ar-
beit leichter und das Leben schoner macht und Globalisierung zu
Produktvielfalt und einer Weltgemeinschaft fithrt. Uber lange Zeit
hat die Formel »Mit mehr Bildung bessere Beschiftigung« relativ gut
funktioniert, sodass Arbeitslosigkeit und Geringqualifizierung in
einen ursichlichen Zusammenhang gestellt wurden. Eine aufwen-
dige Infrastruktur und eine hohe Investitionsquote gelten seit jeher
als unverzichtbar fiir eine leistungsfdhige Volkswirtschaft. Es scheint
auflerdem, dass die Machtasymmetrie zwischen Arbeit und Kapital
als selbstverstdndlich betrachtet wird. Insofern war es in einer sozi-
alen Marktwirtschaft immer auch die Aufgabe von Politik, das Kapi-
tal im Zaum zu halten.

Es ist also im Kern die Kombination von »natiirlichen« und un-
aufhaltsamen Produktivitatsfortschritten (dem individuellen Wachs-
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tumszwang), der unhintergehbaren Bedeutung des Leistungsprinzips
sowie der sozialstaatlichen Verpflichtung, allen Menschen wenigs-
tens ein Existenzminimum zu gewéhrleisten, welche diesen politi-
schen Wachstumszwang hervorruft. Das Leistungsprinzip setzt rela-
tiv enge Grenzen, in welchem Mafe den »Leistungsfiahigen« Steuern,
Sozialabgaben und Umverteilung abgefordert werden konnen, wéh-
rend die Produktivitatsfortschritte die technologische Arbeitslosig-
keit und damit die Kosten des Sozialstaats schnell explodieren lassen.
Insofern gibt es zu Vollbeschiftigung keine brauchbare gesellschaft-
liche Alternative. Wirtschaftswachstum ist unter diesen Annahmen
der einzige sinnvolle Ausweg, und es spricht vordergriindig ja auch
sonst einiges dafiir. Hingegen wire es politischer Selbstmord, die Pra-
misse des unaufhaltsamen technischen Fortschritts 6ffentlich infrage
zu stellen.!®

Mit diesen Paradigmen im Hinterkopf werden vor allem zwei Poli-
tikfelder bespielt. Zum einen sind massive staatliche Investitionen
in Infrastruktur und Bildung sowie zahlreiche gesetzliche Anreize
fur private Investitionen ein wesentlicher und bewusster Wachs-
tumstreiber. Allerdings gieft Wachstumspolitik noch Ol ins Feuer,
indem sie bei der Innovationsforderung ihren Fokus auf Produkti-
vitdtssteigerungen legt. Da produktivitdtssteigernde Innovationen
Arbeitsplitze bedrohen, heizen Staaten den Wettlauf zwischen Inno-
vationen, die Arbeitsplitze tiberfliissig machen, und Wachstum, das
Arbeitsplatze schafft, immer wieder an.

Zum anderen wird durch massive staatliche Regulierung versucht,
die grobsten Exzesse der Arbeitgeber auf dem Arbeitsmarkt abzu-
mildern. Mindestlohn, Einschrinkungen fiir Zeitarbeit, Férderung
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf oder allgemeine Arbeits-
zeitverkiirzungen sind allesamt Mafinahmen, die nicht von den Ar-
beitnehmern selbst verhandelt werden konnen, wenn verbreitete
Arbeitslosigkeit oder auch nur die Bedrohung damit deren Verhand-

18 Interessanterweise kann die Prdmisse der universellen Geltung des Leistungs-
prinzips viel leichter 6ffentlich infrage gestellt werden, indem entweder ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen oder eine allgemeine Arbeitszeitverkiirzung gefordert
werden.
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lungsposition schwicht. Diese Situation herrscht seit Beginn der In-
dustrialisierung systematisch vor - allerdings ist sie weder natiirlich
noch gottgegeben.

6.5
Politische MaRnahmen

Offensichtlich ldsst sich ein Wachstumszwang auf der Basis von Res-
sourcenverbrauch nicht dadurch abstellen, dass staatliche Regulie-
rung die Nutzung von Technologie einschrinkt. Eine solche Politik
wire weder vermittelbar noch durchsetzbar, und sie wiirde liberalen
Politikprinzipien widersprechen. Auch sollten die bereits erwahn-
ten kleinteiligen und sehr funktionalistischen Regulierungen ver-
mieden werden, die heute als »Politikersatz« vorgenommen wer-
den. Klar ist aber, dass bisherige Versuche indirekter Anreize viel zu
schwach waren, um zu wirken. Aus unserer Sicht ist liberale Politik
dadurch gekennzeichnet, dass sie (1) Probleme direkt an ihrer Wur-
zel anpackt, also Indirektheit vermeidet, (2) auf der Ebene der Ver-
fassung verankert ist und (3) sowohl normativ sparsam als auch ins-
gesamt sparsam ist, also versucht, ihr Ziel mit moglichst wenigen
Mafinahmen zu erreichen, die moglichst wenig »moralisch« sind.
Liberal bedeutet nicht pauschal »moglichst wenig Staat«, sondern
mit moglichst wenigen politischen Mafinahmen die grundlegende
Wirtschafts- und Sozialordnung herzustellen und abzusichern, ange-
leitet von einer klar identifizierten sozialen Fundamentalnorm.

Eine wichtige Ursache ungerechter Ungleichheit und das ent-
scheidende Hindernis auf dem Weg zu 6kologischer Nachhaltigkeit
ist der hohe Ressourcenverbrauch. Eine direkte Mafinahme konnte
deshalb dort ansetzen und damit mehrere Fliegen mit einer Klappe
schlagen: (1) Sie wiirde auf die okologische Zielgrofle fokussieren,
nidmlich eine Senkung des Ressourcenverbrauchs, um die 6kolo-
gischen Grenzen einzuhalten. (2) Sie wiirde den technischen Fort-
schritt dort bremsen, wo er lediglich Arbeit durch Verbrauch ersetzt,
und insofern die gesellschaftliche Brisanz technologischer Arbeits-
losigkeit entschirfen. Sie wiirde wiinschenswerten technischen Fort-
schritt nicht behindern, der beispielsweise die Ressourcenprodukti-
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vitit erhoht. (3) Sie wiirde die Geltung des Leistungsprinzips wieder
herstellen, indem sie die Kostenabwilzung auf die Gesellschaft und
die Privatisierung der Naturressourcen sowohl von Unternehmen als
auch von Haushalten verhindert. Dies erfordert drei politische Maf3-
nahmen: Externalisierung beenden, Subventionen einstellen, Res-
sourcenverbrauch institutionell begrenzen.

Externalisierung, also das Abwilzen privater Kosten auf die Ge-
meinschaft, ist eine Form des unlauteren Wettbewerbs. Aus der um-
weltékonomischen Theorie sind diverse Losungswege gegen Exter-
nalisierung bekannt, insbesondere staatliche Interventionen wie
Steuern und Subventionen. Einen konsistenteren Ansatzpunkt ver-
ortet die Initiative »Nehmen und Geben« im Wettbewerbsrecht:*
Sie fordert, die Formulierung des Grundgesetzes »Eigentum ver-
pflichtet« mit Bezug auf Nachhaltigkeit zu konkretisieren und die
Schiadigung von Gemeingiitern als unlauteren Wettbewerb einzu-
stufen. Laut Schweizerischem Bundesgesetz gegen unlauteren Wett-
bewerb ist in Artikel 5 bereits die »Verwertung fremder Leistung«
verboten, er wird allerdings explizit nicht auf Naturleistungen bezo-
gen. Wenn Unternehmen die Umwelt schidigen, ohne fiir einen Aus-
gleich zu sorgen, oder Leistungen der Natur als ihre eigenen ausge-
ben, hitten jhre Konkurrenten mit einer solchen Regelung eine klare
Handhabe dagegen. Dieses Prinzip koénnte auch auf Handelsabkom-
men {ibertragen werden, die eigentlich auf der Idee eines »ordentli-
chen« Wettbewerbs basieren, aber derzeit eher unlauteren Wettbe-
werb institutionell absichern.

Als zweite politische Mafinahme sollte man die Subventionierung
fossiler Rohstoffe einstellen. Weltweit belaufen sich deren direkte
Subventionen auf etwa 500 Milliarden Dollar jéhrlich (2013). Das
entspricht 0,7 % der Weltwirtschaftsleistung. Zusammen mit den
nicht in Rechnung gestellten Kosten fiir Umwelt und Gesellschaft
steigen die gewédhrten Vorteile sogar auf 6,5 % der Weltwirtschafts-
leistung. Gelegentlich wird argumentiert, dass mit Subventionen der

19 Die Initiative wurde maRgeblich von dem kiirzlich verstorbenen Wirtschafts-
wissenschaftler Gerhard Scherhorn bekannt gemacht.
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Zugang der Armsten zu Energie ermoglicht wiirde. Allerdings profi-
tieren von diesen Subventionen eher jene mit hohem Ressourcenver-
brauch, und das sind gerade nicht die Armsten.

Schliefllich ist als dritte politische Mafinahme eine institutionel-
le Begrenzung des Verbrauchs iiber Ressourcenlizenzen notwen-
dig. Ein Markt fiir Ressourcenlizenzen ist ein politisch gestalteter
Markt (designed market), der versucht, »Marktversagen« zu beheben,
indem er Giiter mit einer kiinstlichen Knappheit versieht und damit
den Preis erhoht. Der dadurch hervorgerufene Einsparungsanreiz
muss so hoch sein, dass er den massiven 6konomischen Anreiz kom-
pensiert, Arbeit weiterhin durch Maschinen und Ressourcenver-
brauch zu ersetzen. Hierfiir sind Subventionen, Effizienzanreize
oder punktuelle Gesetzgebung erwiesenermaflen nicht ausreichend.
Es gibt bis heute keinerlei praktischen Nachweis, dass Effizienzbe-
mithungen allein zu einer substanziellen Senkung des gesamtwirt-
schaftlichen Verbrauchs fithren konnen. Bislang wurden an einer
Stelle eingesparte Ressourcen umgehend an anderer Stelle genutzt
(Reboundeffekte).?? Dabei ist eine Mengensteuerung einer Preis-
steuerung (zum Beispiel Okosteuern) vorzuziehen. Eine Mengen-
steuerung ist robuster und verldsslicher, weil sie zum einen das
eigentliche Ziel der Mengenobergrenze direkt verfolgt und zum
anderen nicht iiber Preisgestaltung in den Markt eingreift. Preise
werden besser durch den Markt gebildet als ihm vorgegeben, und
der Preis wiirde bei einer Mengensteuerung wirklich die (gewollte)
Knappheit widerspiegeln. Letztlich konnen nur Mengen die »6ko-
logische Wahrheit« ausdriicken, nicht Preise. Wenn diese Mengen-
lizenzen seitens der Eigentiimer wiederum gehandelt werden kon-
nen, kann in vollem Umfang die Fahigkeit von Markten genutzt
werden, knappe Ressourcen sinnvoll zu verteilen: Das Material wiir-
de letztlich dort landen, wo es den grofiten 6konomischen Nutzen
entfaltet. Ein solches Modell wird Cap & Trade genannt, also Ver-
brauche deckeln, aber Lizenzen handelbar machen.

20 Rebound bedeutet »zuriickspringen«: Der mit einer Mallnahme erfolgreich
gesenkte Ressourcenverbrauch bleibt nicht auf dem niedrigeren Niveau stehen,
sondern steigt wieder auf ein hoheres Niveau.
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Ein besonders prominentes Beispiel fiir einen gestalteten Markt
ist das 2005 eingefithrte European Union Emission Trading Scheme
(EU ETS) fiir CO,-Zertifikate. Allerdings ist dieses auch ein Beispiel
dafiir, wie man es besser nicht macht. Basis war die kostenlose jahrli-
che Ausgabe von Lizenzen an etwa 12.000 teilnehmende Firmen, wel-
che die Lizenzen nutzen, halten oder verkaufen konnten. Das Sys-
tem war zunichst erfolgreich, der Markt war lebhaft mit Preisen von
bis zu 30 Euro je Tonne. Auf Betreiben besonders verbrauchsintensi-
ver Industriezweige, welche Nachteile gegeniiber Nicht-EU-Wettbe-
werbern beklagten, lieflen sich viele nationale Regierungen im Jahre
2007 dazu verleiten, zu viele Zertifikate auszuteilen. Die Folge war
ein Uberangebot an Zertifikaten. Entsprechend brach der Preis ein
und sank bis Oktober 2007 auf 0,05 Euro je Tonne, wo er keiner-
lei Lenkungswirkung mehr entfaltete. Mit dieser politischen Inter-
vention reproduzierte das System also genau diejenigen Externalité-
ten, die es urspriinglich verhindern sollte. Das System ist also nicht
gescheitert, wie viele meinen, sondern funktionierte so gut, dass die
Politik zum Handeln gedriangt wurde.

Andere Marktdesigns sind erfolgreicher, wie der US Clean Air Act
fir SO,-Emissionen (und spater auch andere Schadstoffe) oder der
neuseeldndische Markt fiir Fischereiquoten. Die Erfahrungen zeigen,
dass jeder gestaltete Markt eine Gratwanderung darstellt zwischen
Uberregulierung, Unterregulierung und Falschregulierung. Politik
ist gut beraten, diese Marktgestaltung mit viel 6konomischem Sach-
verstand und einer gelungenen Mischung aus Experimentierfreude
und Zuriickhaltung vorzunehmen. Oft kommt es auf die Details der
Gestaltung an, und jeder derart gestaltete Markt hat seine spezifi-
schen Bedingungen, die zu beachten sind.

Die von uns vorgeschlagene willentliche Begrenzung des Ver-
brauchs von »Brot-und-Butter-Ressourcen« wie fossilen Rohstoffen
oder Metallen wire trotz der vorhandenen Erfahrungen mit gestal-
teten Mérkten ein vollig neues Politikfeld. Langfristiges Ziel dieser
Nachhaltigkeitspolitik sollte ein weitgehender Nichtverbrauch »fri-
scher« Rohstoffe sein. Eine solche Politik ware nur wirksam, wenn sie
auch den Handel {iber die Grenzen des Wirtschaftsraums einbezieht
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und letztlich alle relevanten Massenstrome bilanziert. Der biirokrati-
sche Aufwand wire vermutlich leistbar, zumal andere Regulierungen
im Gegenzug entfallen kénnten, darunter auch die CO,-Zertifikate.
Abgesehen davon kann man die Meinung vertreten, dass solcher-
lei nur im globalen Maf3stab sinnvoll und umsetzbar wire. Aber mit
diesem Argument kann man letztlich jede MafSnahme ad acta legen.
Politisch muss es immer Pioniere geben, seien es Nationen, Staaten-
verbiinde oder globale Organisationen. Die Frage ist eher, wie weit
man in den ersten Schritten gehen konnte.

Die Einnahmen aus dem Zertifikatsverkauf, also aus der begrenz-
ten Nutzung von Naturressourcen, lassen sich nach dem Leistungs-
prinzip niemandem legitimerweise zuschreiben. »Die Natur« als
eigentlicher Leistungserbringer nimmt am Geldkreislauf nicht teil,
und man kann als Gegenleistung fiir die Erdélférderung schlecht
Dollarscheine in die Bohrlocher werfen. Daher erscheint es nur an-
gemessen, die Einnahmen im Sinne von Cap & Dividend als 6kolo-
gisches Grundeinkommen an alle Menschen auszuschiitten. Dann
wiirden alle Menschen in gleicher Weise von den »Friichten der
Erde« profitieren, oder anders formuliert: Ein solches 6kologisches
Grundeinkommen wiirde das Recht auf den fairen Zugang zu Natur-
ressourcen monetir realisieren.?! In Alaska beispielsweise werden
im Rahmen des sogenannten Permanent Fund jihrlich rund 1.000
US-Dollar aus den Einnahmen der Erdélforderung an jeden Ein-
wohner ausgeschiittet.

Ein solches 6kologisches Grundeinkommen kann immer nur ein
Zusatzeinkommen darstellen, aber dennoch ist es ein Schritt in die
richtige Richtung. Armere Menschen mit einem ressourcensparsa-
men Lebensstil werden bessergestellt, Ungleichheit wird ein Stiick
weit reduziert. Um die Schere zwischen Arm und Reich zu schlief3en,
wird es nicht reichen. Allerdings muss infrage gestellt werden, dass
es »natiirlicherweise« Arme und Reiche gibt. Auch wenn Armut ein
weites und komplexes Feld ist, so sind viele arm, weil ihnen Arbeits-

21 Ein 6kologisches Grundeinkommen ist daher etwas vollig anderes als ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen. Das erste verschafft dem Leistungsprinzip Geltung,
das zweite verletzt es.
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Leistungsloses Einkommen Quellen von Wert Abschopfen der Ressourcenrente
durch Ressourcenrente durch Lizenzhandel

okologisches
Grundeinkommen

UN/EU verkauft
Ressourcenlizenzen

Abbildung 6: Leistungslose Einkommensanteile durch Ressourcennutzung.
In der Mitte dargestellt sind die Quellen von Wert, von denen nur jene
legitim sind, welche auf eigener Leistung beruhen (Arbeit und Kapital).
Die Abschopfung der Ressourcenrente durch einen institutionalisierten
Lizenzhandel wiirde die Marktverzerrung der Einkommen (links) verringern
und sie auf eine leistungsgerechte Hohe (rechts) reduzieren bzw. ganz
unterbinden, wenn sie nur auf Ressourcenverkauf beruhen. Grafik: Grit Koalick,
visuranto.de; Farbversion: www.marktwirtschaft-reparieren.de.

moglichkeiten fehlen. Das hat oft damit zu tun, dass Arbeit durch
Ressourcenverbrauch ersetzt wurde, auch in weniger entwickelten
Landern. Zu Reichen duflern wir uns noch ausfithrlicher in Kapitel 8.

Die Begrenzung des Ressourcenverbrauchs und die gleichma-
Bige Verteilung der Erlose entspricht dem Prinzip, Kosten und Nut-
zen von Gemeingiitern gerecht zu verteilen. Schiirfrechte wiirden
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dabei natiirlich an Wert verlieren. Darin besteht weltpolitisch aber
auch die Chance, die jahrhundertealten kriegerischen Auseinander-
setzungen um Rohstoffe zu reduzieren. Auch wiirde es vermutlich
viel Sozialpolitik einfach iiberfliissig machen, weil es technologische
Arbeitslosigkeit in dem heutigen Ausmaf} verhindern konnte. Auch
wiren das Steuersystem und die Sozialversicherung in der Folge
nicht mehr auf Wachstum angewiesen. Bisher gefihrdet »Wachs-
tumsschwiche« bei fortgesetzter Automatisierung sofort die Balance
zwischen sozialstaatlichen Einnahmen und Ausgaben. Zudem konn-
ten technologische Innovationen unter einer Verbrauchsdeckelung
ihr wahres Potenzial entfalten, 6kologisch und &konomisch. Der
technische Fortschritt miisste sich erstmals einer vollstdndigen Kos-
ten-Nutzen-Rechnung stellen. Wenn man den Befiirwortern grii-
nen Wachstums Glauben schenken darf, wird er diese Priifung glan-
zend bestehen. Wir sind skeptisch, weil bislang Reboundeffekte noch
jede Steigerung der Ressourcenefhizienz konterkariert haben. Vieles
deutet darauf hin, dass gesamtwirtschaftlich technischer Fortschritt
ohne Mehrverbrauch kaum zu haben ist. Moglicherweise ist unter
einer Verbrauchsdeckelung das technische Niveau gar nicht zu hal-
ten. Die gute Nachricht ist, dass weder unsere Skepsis noch irgend-
eine Technologiegldubigkeit fiir die Realisierung dieser Politikmaf3-
nahme eine Rolle spielen. Alle wollen eigentlich, dass der Verbrauch
reduziert wird, also sollte man das endlich angehen. Letztlich geht es
nicht um mehr oder um weniger technischen Fortschritt, sondern
um 6kologische Nachhaltigkeit, 6konomische Stabilitit und soziale
Gerechtigkeit.
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Kapitel 7

Grundeigentum, Lage
und offentliche Investitionen

Die Bodenfrage ist unseres Erachtens der dritte Brennpunkt der
Marktwirtschaft. Auf dem Land steigen die Pachten fiir Ackerland
und machen den Landwirten das Uberleben schwer. In den Stidten
und Metropolen steigen die Mieten und Hauspreise. Bewohner wer-
den aus ihren Stadtvierteln verdringt, weil sie sich die Wohnkos-
ten nicht mehr leisten kénnen. Die Wertsteigerungen begiinstigen
Vermogende, die steigenden Mieten belasten jene ohne Vermdgen,
und die Schere zwischen Arm und Reich klafft weiter auseinander.
Verzweifelt und mit wenig Erfolg versucht man in Deutschland, die
steigenden Mieten mit Mietpreisbremsen zu bekdmpfen, aus unse-
rer Sicht ein weiteres Beispiel politischer Ratlosigkeit. Den Immo-
bilienblasen scheint man vollig machtlos gegeniiberzustehen. Wie
kommt es dazu?

7.1
Bodenwerte und Immobilienkrisen

Empirisch werden rund 80 % des weltweiten Wohnkostenanstiegs
vom Anstieg der Bodenpreise verursacht, auch wenn dieser Effekt in
Deutschland weniger stark ausgeprégt ist. Es steigen nicht die Preise
der Bauwerke, sondern hauptsichlich die der Fldchen, auf denen
sie stehen. Fiir deren Wert ist die Lage maf3geblich. Der Uberbe-
griff der »Lage« beinhaltet die umgebende menschengemachte Infra-
struktur, seien es private Produktionsstitten, Biirogebdude, 6ffent-
liche Bauwerke sowie Versorgungsangebote oder die Verfiigbarkeit
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von nutzbaren Ressourcen wie Kohle, Sonne oder Wind. Beim Bau
einer neuen Verkehrsanbindung, eines Glasfaserkabels oder eines
Gewerbegebdudes profitieren die Eigentiimer der Grundstiicke vor
Ort durch steigende Mieten und Grundstiickspreise. Die Eigentiimer
tragen zumeist kaum (Opportunitits-)Kosten.

Besonders erblithen Bodenspekulation und politische Einfluss-
nahme, wenn die Umwandlung in Bauland erwartet oder herbeige-
fithrt wird. Der langfristige Anstieg der Bodenpreise kann also in
der Regel nicht aus den Leistungen der Eigentiimer erkldrt werden.
Stattdessen sind die Bodenpreise eine erhebliche Quelle leistungs-
loser Einkommen, die man mit einem klassischen 6konomischen
Begriff als »Bodenrenten« bezeichnet. Diese Bodenrenten sind sehr
ungleich verteilt, weil einerseits die 6ffentliche Infrastruktur weit-
gehend aus besteuerten, leistungsgebundenen Einkommen - wie
Lohnen und Kapitalertragen - finanziert wird und andererseits vor
allem Vermogende iiber grofles Grundeigentum verfiigen. Kosten
und Nutzen der 6ffentlichen Leistungen klaffen hier besonders weit
auseinander.

Banken vergaben und vergeben Kredite hauptséchlich fiir Immo-
bilien, nicht fiir produktive Investitionen, wie es in vielen volkswirt-
schaftlichen Lehrbiichern dargestellt wird. In den Vereinigten Staa-
ten war zu Beginn der 2000er-Jahre der Traum vom Eigenheim fiir
jeden greifbar. Die steigenden Immobilienpreise dienten als Kredit-
sicherheit fiir Hypothekenkredite an »Ninjas«, Menschen mit no
income, no job, no assets, also ohne Einkommen, Arbeit oder Ver-
maogen.

Wir wollen hier nicht darauf eingehen, wie die Kreditrisiken tiber
Verbriefungen und Derivate versteckt wurden, aber das Spiel konnte
nur weitergehen, solange die Immobilienpreise stiegen. Genau dafiir
sorgte die Vergabe immer weiterer Kredite an Hausinteressenten. Als
die Zinsen stiegen, Hypotheken nicht mehr bedient werden konn-
ten und die Immobilienpreise nicht mehr stiegen, wurden die Kre-
dite faul: Die Schulden iiberstiegen den Immobilienwert, die Blase
platzte und drohte die Weltwirtschaft in den Abgrund zu reiflen. Da
die Immobilienpreissteigerungen wiederum weitgehend Bodenpreis-
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steigerungen waren, hingen Bodenwerte und Bankenkrisen traditio-
nell eng zusammen.

Man darf dabei Boden nicht nur im Sinne von produktivem
Ackerland verstehen. Grofien 6konomischen Wert haben insbeson-
dere stiadtische Grundstiicke und solche, von denen auf natiirliche
Ressourcen zuriickgegriffen werden kann. Nichtsdestotrotz steigen
auch die Pachten und Preise fiir Agrarland deutlich, und eine inter-
nationale Dimension bekommt das Problem mit dem land grabbing,
vor allem (aber nicht nur) in Entwicklungslandern.

7.2
Wie die Bodenrente
aus der Theorie verschwand

Warum wird die Bedeutung des Bodens fiir Vermogensungleich-
heit und Immobilienblasen so oft iibersehen? Da dies eine zentrale
Frage der Wirtschaftswissenschaften beriihrt, machen wir einen kur-
zen, etwas holzschnittartigen Ausflug in die Geschichte des 6kono-
mischen Denkens.

Traditionell sind die drei fiir die Produktion wichtigen »Fakto-
ren« Arbeit, Kapital und Boden. Den drei Produktionsfaktoren ent-
sprechen drei Einkommensarten, welche die Okonomen Léhne, Zin-
sen (oder Rendite) und Bodenrenten nennen. In der zweiten Halfte
des 19. Jahrhunderts gab es eine ausgedehnte Debatte dariiber, wel-
che dieser Einkommen legitim sind und welche nicht. Interessanter-
weise waren sich alle dartiber einig, dass jeder fiir seine Leistung fair
entschddigt werden sollte. Alle orientierten sich also am Leistungs-
prinzip. Die Kontroverse bestand darin, welcher der Faktoren Arbeit,
Kapital und Boden iiberhaupt eine Leistung erbringe.

Karl Marx (1818-1883) vertrat die These, Zinsen und Bodenrenten
seien illegitime Einkommen, denn Arbeit sei die einzige Quelle von
Wert (Arbeitswertlehre). Wer keine Werte schaffe, solle auch nichts
erhalten. Die Okonomie wollte er entsprechend so organisieren, dass
es nur noch Einkommen aus Léhnen gab und die Preise der Giiter
sich somit aus den Léhnen ergaben. Fiir ihn war die Losung eindeu-
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tig: Vergesellschaftung des Bodens und der Produktionsmittel (also
des Kapitals) gleichermaflen.?

Eine andere Perspektive nahm der amerikanische Bodenreformer
Henry George (1839-1897) ein, insbesondere in seinem berithm-
ten Buch »Fortschritt und Armut«. Er vertrat die These, dass nur die
Bodenrenten ungerechtfertigte Einkommen seien, und kritisierte
die Marxisten darin, dass nicht Markt, Wettbewerb und Eigentum
als solche die sozialen Missstinde hervorrufen wiirden. Zinsen seien
eine legitime Entlohnung der Eigentiimer von Kapital, da sie zu des-
sen Aufbau gearbeitet und auf Konsum verzichtet hitten. Boden-
renten hingegen seien immer leistungslose Einkommen und sollten
daher jener Offentlichkeit zugutekommen, die den Wert des Bodens
geschaffen habe. Sein Vorschlag war, samtliche Steuern durch eine
einzige zu ersetzen (single tax), namlich eine Bodenwertsteuer auf
Eigentum an Land. Sie sollte die unverdiente Bodenrente abschdpfen
und zur Finanzierung der o6ffentlichen Infrastrukturen verwendet
werden. Auch George wollte Kosten und Ertrage in Einklang bringen
und dem Leistungsprinzip wieder Geltung verschaffen.

Die Neoklassik, deren theoretische Spielarten die Wirtschaftswis-
senschaften bis heute weitgehend dominieren, nimmt einen dritten
Standpunkt ein: Alle Preise spiegeln die Niitzlichkeit von Giitern im
Produktionsprozess wider. Land spiele keine grundsitzlich andere
Rolle als »klassisches« Kapital, weshalb beide im Kapitalbegrift zu-
sammengefasst wurden. Dies geht insbesondere auf Arbeiten von
John Bates Clark (1847-1938) und Frank Fetter (1863-1949) zuriick,
wahrend frithe Neoklassiker wie Léon Walras (1834-1910) noch fiir
eine Verstaatlichung des Bodens eintraten. Die Begriffe »Boden« und
»Bodenrente« verschwanden aus der Theorie, und Léhne und Zin-
sen verblieben als einzige (und legitime) Einkommen aus Arbeit und
Kapital.

22 Ubrigens: Gerade in der Arbeitswertlehre offenbart sich die Orientierung des
Marxismus am Leistungsprinzip. Wenn Marxisten sagen, dass Arbeit die einzige
Quelle von Wert ist, dann meinen sie damit eigentlich, dass Arbeit die einzige Quelle
von Preisen sein soll. Damit haben sie normativ vdllig recht. Das Dilemma besteht
darin, dass Arbeit nachweislich nicht die einzige Quelle von Wert ist.
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7.3
Bodensteuern sind gute Steuern

Weder Marxismus noch Neoklassik oder spiter der Keynesianismus
und ihre Spielarten differenzierten zwischen Boden und Kapital.
Auch die statistischen Daten der Behorden erfassen die Bodenwerte
nur unzureichend, und die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
behandelt grundsatzlich alles, was jemand verdient, als Entgelt fiir
eine Leistung.

Ein weiteres Beispiel fiir fehlende Differenzierung sind Thomas
Piketty und sein viel diskutiertes Buch »Das Kapital im 21. Jahrhun-
dert« aus dem Jahr 2013. Er erklarte die wachsende Vermdgensun-
gleichheit damit, dass Kapitalertrage langfristig schneller wachsen
wiirden als das Bruttoinlandsprodukt. Dadurch wiirden Reiche
immer reicher, und der Anteil der Lohne am Gesamteinkommen
sinke. Spétere Untersuchungen zeigten jedoch, dass die gestiegenen
Kapitalwerte hauptsachlich durch gestiegene Bodenpreise zu begriin-
den sind. Wihrend eine Vergrofierung des Kapitalstocks im enge-
ren Sinne die Produktionskapazititen erhoht, sorgen Steigerungen
der Bodenwerte und -renten nur fiir eine unproduktive Umvertei-
lung von Einkommen.

Infolge der neoklassischen Vermischung von Boden und Kapi-
tal betrachten die meisten Wirtschaftswissenschaftler heute priva-
tes Eigentum an Land und menschengemachtem Kapital gleicher-
maflen als optimale Losung. Eine Abschopfung der leistungslosen
Bodeneinkommen durch Besteuerung wird kaum noch diskutiert.
Steuerlich und in der Wirtschaftsstatistik zdhlen Bodenrenten heut-
zutage zu den Kapitalertragen. Kapitalsteuern gelten wiederum als
politisch nicht wiinschenswert, weil man produktive Investitionen
nicht unterbinden moéchte. Damit wird auch auf eine Besteuerung
der Bodenwerte verzichtet. Zudem gibt es vermutlich eine histo-
risch bedingte Scheu, das Eigentum an Grund und Boden anzutas-
ten, und es ist offensichtlich, dass die Eigentiimer daran wenig Inte-
resse haben.
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Enteignungen werden aus guten Griinden mit grofler Skepsis
betrachtet, denn zum einen sind sie berechtigterweise als Angriff
auf die 6konomische Freiheit und Eigenstandigkeit zu werten, zum
anderen sind die Eigentiimer laut Grundgesetz angemessen zu ent-
schidigen. Historisch spielten die Bodenreformen in der Sowjeti-
schen Besatzungszone und der spiteren DDR eine bedeutende Rolle.
Nach der Wiedervereinigung gab es dann allerdings juristische Strei-
tigkeiten um die damals entschadigungslos enteigneten Grundstii-
cke, die bis zum Europdischen Gerichtshof fiir Menschenrechte gin-
gen. Dies alles sind Griinde dafiir, warum Boden und Bodenrenten
in der politischen Debatte kaum eine Rolle spielen.

Aus unserer Sicht ist die Unterscheidung zwischen Boden und
Kapital aber zentral, aus mehreren Griinden. Kapital ist reproduzier-
bar und vermehrbar, Boden nicht. Zinsen sind eine gerechtfertigte
Entlohnung fiir den riskanten und mit Opportunititskosten verbun-
denen Einsatz von Kapital. Die Bodenrente als Einkommen fiir die
Lage ist jedoch ein leistungsloses Einkommen, das dem Leistungs-
prinzip eklatant widerspricht.

Die FDP formulierte es in ihren Freiburger Thesen von 1971 so:
»Die Wertsteigerungen beruhen aber vorwiegend auf der gesell-
schaftlichen Entwicklung oder entstehen sogar direkt durch Mafi-
nahmen der 6ffentlichen Hand. Die Gesellschaft ist daher berech-
tigt, mindestens einen Teil des Wertzuwachses zur Finanzierung
des Gemeinbedarfs in Anspruch zu nehmen.« Wiirde man die Pri-
vatisierung der Bodenrente verhindern, konnte eine gerechtere und
vermutlich weniger polarisierte Vermdgensverteilung mit positi-
ven 6konomischen Auswirkungen erzielt werden. Denn Steuern auf
Boden haben mehrere Vorteile.

Eine Bodensteuer kann kaum umgangen werden. Kapital mag
ein »scheues Reh« sein, Land hingegen kann nicht auler Landes flie-
hen, was in Zeiten massiver Steuerflucht von Vorteil ist. Wahrend
Kapitalsteuern die Rentabilitit von Investitionen reduzieren und
Lohnsteuern die geleistete Arbeit verringern, verschwindet Land
nicht, wenn es besteuert wird — und wird nicht erzeugt, wenn es
unbesteuert bleibt. Daher verursacht eine Steuer auf 6konomische
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Renten ganz allgemein im Idealfall keine Wohlfahrtsverluste.?® Zu-
gleich haben Bodensteuern eine Lenkungswirkung gegen Boden-
spekulation und reduzieren damit Landpreise und Immobilienbla-
sen. Aus den Bodensteuereinnahmen konnen 6ffentliche Investitio-
nen getdtigt werden. Wenn offentliche Investitionen den Wert der
Grundstiicke erhéhen, aber diese Wertsteigerung per Besteuerung
zur Finanzierung der Investitionen genutzt wird, sind Kosten und
Nutzen in Einklang gebracht. Dafiir kénnten (schadliche) Steuern
auf Lohne und Gewinne aus individueller Leistung zum Ausgleich
verringert werden. Durch eine verringerte Besteuerung »echter Leis-
tungen« wiirde auch hier das Leistungsprinzip gestarkt. Gleichzeitig
wiirde die Vermdgensungleichheit reduziert. Auf diese Weise kann
man die Selbststeuerung marktwirtschaftlicher Prozesse mit der be-
rechtigten Forderung nach Staatseingriffen fiir mehr Gerechtigkeit
kombinieren.

1.4
Politische MaRnahmen

Tatsachlich gab und gibt es konkrete Ansitze, gegen leistungslose Ein-
kommen aus Bodenrenten etwas zu unternehmen. Viele davon blie-
ben erfolglos. Die Verfassungen der Weimarer Republik (Art. 155),
des Freistaats Bayern (Art. 161) oder der Freien Hansestadt Bremen
(Art. 45) besagen, dass Steigerungen des Bodenwerts, die ohne Ar-
beits- oder Kapitalaufwand entstehen, fiir die Allgemeinheit nutz-
bar zu machen sind. Wirkliche Auswirkungen hatte dies nicht. In der
Schweiz forderte die 1988 gescheiterte »Stadt-Land-Initiative gegen
die Bodenspekulation« unter anderem, dass Bodenwertsteigerungen
infolge von »Raumplanungsmassnahmen oder Erschliessungsleis-
tungen des Gemeinwesens« von den Kantonen abgeschopft werden

23 Der tiefere Grund dafiir ist, dass eine Besteuerung zundchst nichts an der
Attraktivitat eines Geschaftsmodells dndert, solange mit ihm noch leistungslose
Einkommensanteile erzielt werden kdnnen. Ein Aufgeben dieser 6konomischen
Aktivitdt (und damit ein potenzieller Wohlfahrtsverlust) wird erst erwogen, wenn
die Steuer beginnt, Leistung zu besteuern.
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sollten. Hier sollten also Veridnderungen der Bodenwerte besteuert
werden (Bodenwertzuwachssteuer).

Einige Wirtschaftswissenschaftler schlugen der Sowjetunion in
den 1990er-Jahren vor, Land in 6ffentlichem Eigentum zu belassen
(worauf auch Gorbatschow bestand) und mit privaten Mérkten zu
kombinieren - den »besten Bestandteilen des Kapitalismus sowie des
Sozialismus« (Mason Gaffney). Mit unbesteuerter Arbeit und unbe-
steuertem Kapital bei sicheren Landnutzungsrechten konne man die
Wirtschaft aufbauen und Infrastruktur sowie Staat aus natiirlichen
Ressourcen und der Landpacht finanzieren. Damit sollte die gesell-
schaftliche Solidaritdt bewahrt und Raum fiir die Entwicklung des
kulturellen Individualismus und einer freiheitlichen Wirtschaftsord-
nung geschaffen werden. Es kam anders: Nach dem Augustputsch
und dem Aufstieg Jelzins gelang es den Oligarchen als Klasse poli-
tischer Insider, sich die Eigentumsrechte an Russlands legendaren
natiirlichen Ressourcen zu sichern, und das Land erlebte einen wirt-
schaftlichen Zusammenbruch.

Neben diesen erfolglosen Versuchen gibt es einige gute Erfahrun-
gen, meist im Rahmen der Grundsteuer, die in allen Landern der
Europiischen Union existiert (abgesehen von Malta). In Deutsch-
land erbringt die Grundsteuer nahezu konjunkturunabhingig rund
15 % der Gemeindesteuereinnahmen. Sie wird auf der Basis der Ein-
heitswerte von 1935 (Ostdeutschland) bzw. 1964 (Westdeutschland)
berechnet. Es handelt sich um eine Substanzsteuer, denn sie wird
nicht auf der Grundlage von Einkommen, sondern ausgehend vom
Wert des Bodens bestimmt. Da sich die Marktpreise inzwischen
massiv geandert haben, wurde die Grundsteuer vom Bundesverfas-
sungsgericht als verfassungswidrig eingestuft und muss reformiert
werden, was auch die OECD seit Lingerem anmahnt, damit die
Kommunen héhere Einnahmen erzielen.

Zu beachten ist, dass die Grundsteuer in mehreren Varianten exis-
tiert. Meist werden - wie in Deutschland und Osterreich - Boden-
und Gebdudewert gemeinsam besteuert. Andere Lander konzentrie-
ren sich auf eine reine Bodenwertsteuer, die auch wir fiir geeigneter
halten. Die Gebaudewertbesteuerung hat den Nachteil, dass sie mit

124 Teil ITI - Vier Brennpunkte der Marktwirtschaft



deutlich héherem Begutachtungsaufwand verbunden ist als die Er-
stellung oder Uberarbeitung der bestehenden Karten von Boden-
richtwerten. Zudem bestraft und verteuert sie private Investitionen
in Gebédude. Aber die gestiegenen Immobilienpreise sind ja vor allem
gestiegene Bodenpreise. Man konnte die Bodenwertsteuer als Sub-
stanzsteuer ergdnzen mit einer Bodenwertzuwachssteuer, mit der die
Steigerungen der Bodenwerte (wie sie vor allem in den Grof3stdd-
ten vorkommen) abgeschépft werden, um Bodenspekulation zu ver-
meiden.

Die Idee dahinter ist, dass eine Bodenwertbesteuerung Bodenspe-
kulation so verteuert, dass mehr gebaut wird und dadurch die Mie-
ten sinken. Wahrend dadurch sicher manche Exzesse abgemildert
werden konnen, hilft das nur begrenzt gegen Landflucht, die resul-
tierende »Dauerknappheit« von Wohnungen in den Stidten und den
Strukturwandel in grof3stadtischen Vierteln. Hier muss ohnehin poli-
tisch eingegriffen werden, um zu verhindern, dass zumeist ldndliche
Regionen abgehdngt und entvolkert werden. Mit den Erkenntnissen
dieses Kapitels erscheint es vollends absurd, dass in Deutschland die
Flachenldnder iiber den Landerfinanzausgleich die Hauptstadt mit-
finanzieren, anstatt dass diese die Berliner Bodenwertsteigerungen
abschopft. Die mit dem Stadtwachstum einhergehende Zunahme
der Bautatigkeit ist auch dkologisch nicht nachhaltig. Bereits heute
liegt die Neuversiegelung (!) von Boden iiber dem Doppelten des in
der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie formulierten Ziels von »nur«
30 Hektar tdglich. Sogar dieses okologisch recht anspruchslose Ziel
wird nur erreichbar sein, wenn eine explizite politische Begrenzung
der Flachenversiegelung vorgenommen wird.

International sind mit reinen Bodensteuern beispielsweise in
Diénemark gute Erfahrungen gemacht worden. In den 1920er-Jahren
wurde die Grundsteuer auf reine Bodenwerte umgestellt. Im Jahr
1957 wurde die »Gerechtigkeitspartei« (Retsforbundet), die sich auf
Henry George bezieht, Teil der Regierungskoalition. Die New York
Times berichtete am 2. Oktober 1960 unter dem Titel » Big Lesson From
A Small Nation, dass Investoren nun hohere Bodensteuern erwar-
teten und in der Folge in Produktivkapital statt in Immobilien inves-
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tierten. Die Arbeitslosigkeit sank, und die Lohne stiegen deutlich.
In Hongkong oder Singapur sind Bodenwertsteuern die staatliche
Haupteinnahmequelle. Den Bau von Nahverkehrssystemen finan-
zieren sie durch die Besteuerung der um die Haltestellen steigenden
Bodenwerte (land value capture). Dadurch konnen die Fahrkarten
duflerst preiswert angeboten werden, weil nur die laufenden Kosten
zu decken sind. So kénnen 6ffentliche Dienstleistungen effizient und
glinstig bereitgestellt werden — Kosten und Nutzen sind in Deckung
gebracht.

Dementsprechend gibt es prominente Fiirsprecher einer Boden-
wertsteuer. Laut dem Nobelpreistriager Joseph Stiglitz wiirde sie
»einige der wesentlichen Probleme l6sen«. Selbst der marktbegeis-
terte Milton Friedman hielt die Grundsteuer auf den unveridnderten
Landwert fiir »die am wenigsten schlechte Steuer«. Tatsichlich sind
sich in diesem seltenen Fall das arbeitgebernahe Institut der Deut-
schen Wirtschaft (IW) und das gewerkschaftsnahe Institut fiir
Makrodkonomie und Konjunkturforschung (IMK) einig. Bei der
britischen Zeitschrift The Economist fragte man sich, warum die
Bodenwertsteuer dann so wenig genutzt werde, obwohl sie von
allen Okonomen gepriesen wird. Die Antwort lasst sich so iiberset-
zen: »Bodenwertsteuern wiren gebiindelte Kosten fiir heutige Land-
besitzer, die neuen Steuern und einem reduzierten Verkaufspreis
ins Auge sehen miissten. Der Nutzen wiirde hingegen gleichmaflig
tiber die heutige Bevolkerung und zukiinftige Generationen verteilt.«
Gerade deshalb verdienen es diese Vorschldge doch, stirker offent-
lich diskutiert zu werden.

Unser Anliegen ist nicht, alle Steuern durch eine Bodenwertsteuer
zu ersetzen, auch wenn im 20. Jahrhundert Mason Gaffney der theo-
retische Nachweis gelang, dass eine konsequente Bodenwertsteuer
tatsachlich mehr als genug Einnahmen bringen kénnte, um samt-
liche staatlichen Investitionen zu finanzieren. Eine moderat und
schrittweise zu erhhende Bodenwertsteuer kénnte genutzt werden,
um leistungsgebundene Einkommen steuerlich zu entlasten. Die
Grundsteuer trigt in Deutschland, Osterreich und der Schweiz nur
marginal (nicht mehr als 1 %) zum Gesamtsteueraufkommen bei. Im
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Leistungsloses Einkommen Quellen von Wert Abschépfen der Bodenrente
durch Bodenrente durch Bodenwertsteuer

6ffentliche Hand

Abbildung 7: Leistungslose Einkommensanteile durch Bodenrente. In der
Mitte dargestellt sind die Quellen von Wert, von denen hier nur der eigent-
liche Hausbau legitim ist. Die Abschopfung der Bodenrente durch eine
Bodenwertsteuer wiirde die Marktverzerrung der Einkommen (links) verrin-
gern und sie auf eine leistungsgerechte Hohe (rechts) reduzieren. Kosten
und Nutzen staatlicher Leistungen wiirden in Einklang gebracht. Grafik: Grit
Koalick, visuranto.de; Farbversion: www.marktwirtschaft-reparieren.de.

Vereinigten Konigreich oder Kanada sind es rund 10 %. Hier konnte
also problemlos eine Umschichtung zu mehr Bodensteuern vorge-
nommen werden.

Daneben gibt es — trotz der Privatisierungswellen - noch Land
in offentlichem Eigentum, fiir das derzeit keine o6ffentliche Nutzung
vorgesehen ist. Statt kommunale Grundstiicke zu verkaufen, konnen
langfristige Erbbaurechte vergeben werden. Das deutsche Erbbau-
recht feiert 2019 seinen 100. Geburtstag. Es wurde seinerzeit einge-
fithrt, um Bodenspekulation zu bekdmpfen und der Bevolkerung den
Bau eines Eigenheims zu erleichtern. Hiuslebauer miissen zunachst
nur die Baukosten aufbringen und zahlen einen jéhrlichen Erbbau-
zins fiir die Nutzung des Grundstiicks. Bodenwerte und -ertrage blei-
ben dauerhaft in kommunaler Hand und kommen allen Einwohnern
zugute. Dass diese Losung attraktiv ist, zeigt die 2016 erfolgreiche
»Neue Bodeninitiative«, die dem Kanton Basel-Stadt den Verkauf des
Bodens untersagte. Der Slogan lautete: »Boden behalten und Basel
gestalten.«
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Die Auswirkungen der Steuerreform wéren: Grundeigentum
wiirde dort abgewertet, wo die Bodenwertsteuer hoher ist als die
heutige Grundsteuer. Arbeitseinkommen wiirden weniger belastet.
Vermogende wiirden im Vergleich zu heute stirker belastet, da sie
tiber grofleres Immobilienvermdgen und damit das Grundvermogen
verfiigen. Zugleich wiirden durch die Reduktion des Bodenpreises
andere Vermogensgegenstinde wie Unternehmenseigentum aufge-
wertet. Dies sind sogenannte Marktlagengewinne und -verluste, die
auf plétzliche, auflergewohnliche Veranderungen der Marktsituation
zurlickzufithren sind. Eine solche plétzliche Drehung des politi-
schen Windes stellt natiirlich eine Herausforderung fiir jene dar, die
sich mit der Situation eingerichtet haben. Beispielsweise wiirden
unbebaute Grundstiicke in Stadten eklatant an Wert verlieren. Rent-
ner mit geringem Einkommen, aber groflem Immobilienbesitz wiir-
den relativ hart getroffen. Es ist daher zu tiberlegen, ob mittels eines
Lastenausgleichsgesetzes wie nach dem Zweiten Weltkrieg die Ver-
teilungswirkungen abgemildert werden konnen. Auch Freigrenzen
oder Hartefallregelungen sind denkbar. Obwohl es grundsétzlich nie
ungerecht ist, Gerechtigkeit herzustellen, konnen Schnelligkeit und
Art der nétigen politischen Anderungen ungerecht sein. Dies kann
aber kein Grund sein, all jene ohne Eigentum, die mit den steigenden
Mieten zu kimpfen haben, weiterhin systematisch zu benachteiligen.
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Kapitel 8

Kapitalakkumulation
und wirtschaftliche Macht

Den vierten Brennpunkt der Marktwirtschaft stellen leistungslose
Einkommen dar, die auf »Grof3e« beruhen, also der Akkumulation
von Kapital. Grofle (oder sogar riesige) Unternehmen und sehr rei-
che Personen, die hdufig gut miteinander vernetzt sind, profitieren
von Marktmacht und politischer Einflussnahme.

So wurden beispielsweise im Jahr 2011 betriigerische Manipu-
lationen des Referenzzinssatzes LIBOR durch bis zu 20 beteiligte
Geschiftsbanken bekannt. Der Schaden wird auf iiber 15 Milliar-
den Euro geschitzt, und die in der Folge verhdngten Strafen sum-
mierten sich auf mehrere Milliarden Euro. Laufend werden in allen
Industriestaaten Wirtschaftskartelle aufgedeckt, in denen grofle
Unternehmen Preis- und Mengenabsprachen treffen, beispielsweise
fur Stahl, Zement, Zucker, Kaffee und Bier. Im Januar 2009 beschloss
die deutsche Bundesregierung im Rahmen des sogenannten Kon-
junkturpaketes II zur Starkung der Pkw-Nachfrage die »Umweltpra-
mie«, umgangssprachlich auch » Abwrackpriamie« genannt. Fir die
Verschrottung und den gleichzeitigen Neuerwerb eines Pkw wurden
insgesamt finf Milliarden Euro ausgezahlt, um die finanziellen Fol-
gen der Bankenkrise 2007/08 fiir die deutsche Autoindustrie abzu-
mildern. Die beiden schwerreichen amerikanischen Briider Charles
und David Koch setzten in den vergangenen Jahrzehnten Hunderte
von Millionen Dollar fiir Lobbyarbeit ein, um in Politik, Wissen-
schaft und Zivilgesellschaft ihre libertir-konservativen Ansichten zu
verbreiten und fiir ihre geschiftlichen Interessen giinstige Bedingun-
gen zu erzeugen.

Kapitel 8 - Kapitalakkumulation und wirtschaftliche Macht 129



8.1
Die Rolle von groRen Vermogen
im politischen Prozess

Durch das Wachstum einzelner erfolgreicher Unternehmen iiber
Fusionen und Beteiligungen sowie Gewinne aus Kapitalanlagen ent-
stehen im Laufe der Zeit grof3e wirtschaftliche Strukturen, meist als
Kapitalgesellschaften organisiert, die unter einer einheitlichen Kon-
trolle stehen. Laut einer Studie an der ETH Ziirich von 2011 werden
40 % der internationalen Unternehmen weltweit durch nur 147 Kon-
zerne kontrolliert.

Im Gegensatz zur Politik ist in der freien Wirtschaft hohe Macht-
konzentration nicht nur akzeptiert, sondern Zeichen des wirtschaft-
lichen Erfolges und hoherer Effizienz. Wenn hohe Investitionen
notwendig sind, wie im Schiffbau oder Flugzeugbau, in der Pharma-
industrie oder bei der Herstellung von Computerchips, erscheinen
grofle Unternehmen ohnehin als unverzichtbar. Grofle wird nur
dann als problematisch angesehen, wenn der Wettbewerb leidet,
ein Unternehmen also eine marktbeherrschende Stellung ein-
nimmt. Aus diesem Grund sind auch Wirtschaftskartelle verbo-
ten, weil mit ihnen genau diese marktbeherrschende Stellung ohne
formale Fusion erreicht wiirde. Macht wird in den Wirtschaftswis-
senschaften oft eng als die Fihigkeit von Unternehmen definiert,
bestimmte Preise durchzusetzen. Wenn ein Markt von nur wenigen
groflen Anbietern bespielt wird, die sich jedoch ordentlich Konkur-
renz machen, sieht kaum jemand ein Problem darin. Weitergehende
Einflussnahmen auf politische Entscheidungen werden allerdings oft
tibersehen.

Ebenso gelten grofle Privatvermdgen nicht per se als problema-
tisch. Viel Geld zu verdienen und nach eigenem Gutdiinken ausge-
ben zu kénnen gilt als Ausdruck von Freiheit und als notwendige
Bedingung einer Marktwirtschaft. Reichtum koénne durch harte Ar-
beit, organisatorisches Geschick und unternehmerischen oder auch
kiinstlerischen Weitblick im wahrsten Sinne des Wortes »verdient«
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sein. Das entsprechende Schlisselwort heif$t »Verfahrensgerechtig-
keit«. Es besagt, dass eine Vermogensverteilung, die auf Chancen-
gleichheit und gerechten Regeln beruhe, nicht ungerecht sein kénne,
auch wenn sich mancher vielleicht ein anderes Ergebnis wiinschen
wiirde. Eine solche »Ergebnisgerechtigkeit« sei jedoch nur durch
relativ willkiirliche normative Setzungen und entsprechende Ein-
griffe in die Marktprozesse zu erreichen und damit dem »freien Spiel
der Marktkrifte« in puncto Effizienz und Gerechtigkeit unterlegen.
Einige betonen, dass von superreichen Mizenen Segnungen ausge-
hen, wenn sie substanzielle Teile ihres Vermdgens fiir wohltétige
Zwecke einsetzen - dafiir steht beispielsweise die Bill and Melinda
Gates Foundation, der auch der Milliardar Warren Buffett einen gro-
Ben Teil seines Vermdgens gestiftet hat.

Angesichts der anhaltenden Schwierigkeiten, Mafinahmen fir
mehr 6kologische Nachhaltigkeit politisch durchzusetzen, Konzerne
zum Einhalten von Gesetzen zu bewegen oder Privatpersonen daran
zu hindern, mit jhrem Vermégen Politik zu finanzieren, argumen-
tieren wir fiir eine andere Bewertung von wirtschaftlicher Grofle.
Wir halten die Vorstellung, es gebe »guten, verdienten« und »bosen,
unverdienten« Reichtum, zum einen empirisch fiir eine Illusion und
zum anderen politisch fiir wenig zielfithrend. Dies lésst sich 6ko-
nomisch und demokratietheoretisch begriinden. Aus unserer Sicht
kann Reichtum nicht verdient sein, weder als Privatvermoégen noch
als Bilanzsumme. Grofivermégen sind aus einer ganzen Reihe von
Griinden ein quasi natiirlicher Gegenpol von Demokratie, Gerech-
tigkeit und Nachhaltigkeit. Diese Erfahrung wird so systematisch
gemacht, dass von einer prinzipiellen Ursache auszugehen ist. Was
passiert da, und warum macht die Grofle den Unterschied?

Das wichtigste Kennzeichen von Grofivermdgen ist der Verlust
an Pluralitat durch das »Vermogen« (im wahrsten Sinne des Wor-
tes), die Loyalitdt und die Werte anderer Menschen auf ein bestimm-
tes Ziel hin auszurichten und sie gegebenenfalls auch wirtschaftlich
davon abhingig zu machen, zum Beispiel tiber ein Gehalt. Ein Grofi-
vermogen und sein Personal sind innerhalb der Gesellschaft eine
entschlossene und gut organisierte Minderheit von Menschen, die
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ihre Energie auf ein gemeinsames Ziel richten. Dieses Ziel entwickelt
eine Eigendynamik und bezieht immer mehr Menschen ein, weil es
ihnen dank seiner Mittel wirtschaftliche Vorteile bieten kann. Ein
Grofivermogen ist dann nicht mehr einfach nur ein Teil des gesell-
schaftlichen Diskurses, sondern formatiert ihn fortwéihrend. Es kann
seine Mittel in die soziale Konstruktion seiner Wahrnehmung ste-
cken: die 6ffentliche Meinung einseitig beeinflussen, Medien auf-
kaufen, Lobbyismus betreiben, andere verklagen.?* Dabei ist es prin-
zipiell unerheblich, ob dieses Groflvermdgen eine juristische Person
oder eine Privatperson ist. Mit Groflvermégen bezeichnen wir grofle
Unternehmen und Konzerne, deren Bilanzwert Hunderte von Mil-
lionen oder gar Milliarden Euro betragt, aber auch grofle Privatver-
mogen in dhnlicher Hohe. Fiir uns ist vor allem relevant, ob maf3-
geblich wirtschaftliche Ziele verfolgt werden. Insofern stellen auch
Verbinde oder Gewerkschaften machtvolle wirtschaftliche Interes-
senbldcke dar, auch wenn sie iiblicherweise kein grofles Vermogen
besitzen. Walter Eucken prégte fiir solche institutionalisierten Inte-
ressenblocke den Begrift »Machtkorper«. Unser Fokus liegt jedoch
auf Grofivermdgen.

8.2
Theoretiker der Macht

Betrachten wir zunéchst einmal die géngigste Form von Grof3ver-
mogen, ein sehr grofles Unternehmen. Mit seiner Gréfie wachsen
regional oder auch tiberregional der Druck und die Bereitschaft, das
Unternehmen und seine Arbeitsplitze zu erhalten. Zulieferfirmen
werden zunehmend abhingig von diesem Auftraggeber, der wiede-

24 Klagemoglichkeiten offenbaren eine erhebliche Machtasymmetrie, die dem
Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz offensichtlich widerspricht. Es ist fiir ein
GroRvermogen nicht sehr riskant, eine kleine Firma beispielsweise wettbewerbs-
rechtlich zu verklagen und den Streitwert dabei in die Hohe zu treiben, selbst
wenn die Klage wenig Aussicht auf Erfolg hat. Das Risiko fiir den Gegner ist sofort
existenziell, und erfahrungsgemaR wird er bereits angesichts der Androhung klein
beigeben.
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rum seine Marktmacht einsetzen kann, um ihnen die Bedingun-
gen zu diktieren. Typische Beispiele sind die Konzentrationen im
Lebensmittelhandel oder in der Mébelindustrie. Im schlimmsten
Fall wird das Auslastungs- und Absatzrisiko einer ganzen Industrie-
sparte zur »nationalen Aufgabe« (wie im Falle Deutschlands bei der
Autoindustrie), was dann in einer Krise zu »Feuerwehrsubventio-
nen«, Ministererldssen oder eher breitbandigen Konjunkturpake-
ten fiihrt.

International hat ein solches Unternehmen viele Méglichkeiten,
Staaten gegeneinander auszuspielen. Stichwdrter wie »Steueropti-
mierung« oder »Steuerbefreiung« — zum Beispiel fiir Flugbenzin -
und natiirlich weiterhin Subventionen wie »Ansiedlungspramienc
mogen an dieser Stelle ausreichen. Anstatt vom Wettbewerb kontrol-
liert zu werden, formt ein solches Unternehmen den Markt - haupt-
sdchlich mit dem Ziel, den Wettbewerb einzuschranken. Die Grof3e
des Unternehmens macht seinen Lobbyismus lohnender, seine ho-
here Effizienz stellt die Mittel fiir seinen Lobbyismus bereit, seine
gesellschaftliche Bedeutung macht seinen Lobbyismus hoffdhig und
Menschen eher willens, fiir das Unternehmen als Lobbyisten zu ar-
beiten.

Das Interesse einer privatwirtschaftlichen Organisation ist zum
gesellschaftlichen Interesse geworden, mit der Bereitschaft, Kosten
zu vergesellschaften und Nachhaltigkeitsziele zu ignorieren, da zu-
satzlicher Ressourcenverbrauch und fehlende Nachhaltigkeit Wett-
bewerbsvorteile darstellen. Der entscheidende Hebel, mit dem die
staatlichen Interventionen motiviert werden, sind natiirlich die stets
knappen Arbeitsplitze. Die Gesellschaft hat sich selbst in eine Lock-
in-Situation mandvriert, indem sie Grofle zulasten von Pluralitdt und
Flexibilitdt zugelassen hat. Der Kapitalismus ist hier nicht mehr fle-
xibel, wie seine Befiirworter behaupten, sondern hat gesellschaftli-
che Garantien erhalten.

Am besten lassen sich die sozialen Mechanismen, die dabei zum
Tragen kommen, als systematische Schieflagen beschreiben. Das be-
deutet keine unausweichlichen Entwicklungen, sondern eine hohe
Wahrscheinlichkeit, dass sich Dinge so und nicht anders ereignen.
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Die Einkommens- und Vermdgensverteilung ist wie ein Schiff: So-
bald die Ladung einmal verrutscht und eine Schieflage eingetreten
ist, kann die Situation mit Bordmitteln kaum mehr bewiltigt wer-
den. Die sozialen Gravitations- und Beharrungskrifte bewirken, dass
einem die Ladung immer wieder entgegenkommt. Der deutsche So-
ziologe Heinrich Popitz (1925-2002) hat in seinem Klassiker »Pha-
nomene der Macht« (1992) diese Prozesse in drei anschaulichen Bei-
spielen meisterhaft beschrieben. Die Aneignung der Liegestiihle auf
einem Schiff, die Entwicklung einer »Aristokratie« in einem Ge-
fangenenlager und die Unterdriickung von Jungen in einem Inter-
nat haben alle gemeinsam, dass wenige die Macht iiber viele gewin-
nen, gegen die eindeutigen Interessen und Intentionen der Mehrheit.
Seine Analyse lautete: Ein geringer Vorsprung wird durch das ge-
schickte Ausnutzen von Chancen immer weiter ausgebaut. Macht-
bildung ist nicht selbstverstdndlich, nicht alle Versuche sind erfolg-
reich. Die erfolgreichen Machtbildungen jedoch vollziehen sich oft
mit einer »absurden Selbstverstandlichkeit«. Popitz hat klar erkannt,
dass und wie das Streben nach Vorteil und das Ausnutzen 6konomi-
scher Chancen Hierarchien erzeugt: Ordnungen dieser Art gleichen
Machtmaschinen, deren Antriebsenergie die Beherrschten selbst lie-
fern. In ihrem viel beachteten Buch »Warum Nationen scheitern«
(2012) haben der Okonom Daron Acemoglu und der Politikwissen-
schaftler James Robinson aufgezeigt, wie diese Mechanismen in vie-
len Staaten dazu fithren, dass kleine Eliten den grofien Rest ausbeu-
ten konnen.

Nun beschreiben Popitz sowie Acemoglu und Robinson Fille, die
wir mit unserem modernen Demokratieverstindnis allesamt als ille-
gitime Formen der Machtausiibung klassifizieren wiirden. Grofie
Konzerne sind aber etwas anderes als eine Militdrdiktatur. Das Pro-
blem der Wachstumspolitik in modernen Industriegesellschaften ist
vor allem die grundsitzliche Legitimitat dieser Machtprozesse, ein
Thema des Okonomen Walter Eucken (1891-1950), Mitbegriinder des
sogenannten Ordoliberalismus und ein weiterer wichtiger Theore-
tiker wirtschaftlicher Macht. Eucken analysierte die wirtschaftliche
Entwicklung in Europa zwischen 1850 und 1950: eine Zeit, die von
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der bemerkenswerten wirtschaftlichen Experimentierfreude vieler
Regierungen und Behdrden gekennzeichnet war. Fiir ihn war wirt-
schaftliche Macht das zentrale Problem der Okonomie, denn er hatte
erkannt, dass Wirtschaft am besten funktioniert, wenn man die Men-
schen individuell, vor Ort und eingebunden in die lokalen Abldufe
selbst entscheiden ldsst. Zudem wurde ihm klar, dass ein moglichst
unbehinderter Preisbildungsmechanismus ein geniales Steuerungs-
instrument von Angebot und Nachfrage und damit fiir Arbeitstei-
lung ist. »Richtige Preise« fithren die Wirtschaft in Gleichgewichte -
genau in dem Sinn, den wir oben skizziert haben. Zwei Dinge sah
er als zentrale Voraussetzung, damit dieser Mechanismus funktio-
nieren kann: eine stabile Wahrung, damit Preise »die 6konomische
Wahrheit« sagen kénnen, sowie die Verhinderung von Machtkon-
zentration, die letztlich nur zu monopolistischen und oligopolisti-
schen Strukturen, zum Unterbinden von Wettbewerb und damit zu
falschen Preissignalen fithrt. Macht war fiir ihn unproduktiv, weil
sie weg vom Gleichgewicht und in eine schlechtere Versorgung der
Mehrheit fithrt.

Eucken interessierte sich fiir wirtschaftliche Macht generell, ins-
besondere jedoch fiir strukturelle Ballungen, die er »Machtkdrper«
nannte. Darunter verstand er vor allem wirtschaftliche Akteure, bei-
spielsweise grof3e Konzerne, aber auch Interessenverbande, welche
die politische Landschaft beeinflussen, sowie staatliche Stellen, die
insbesondere in einer Planwirtschaft kraft Gesetz wirtschaftliche
Gestaltungsmacht haben. Seine grundsétzliche Erkenntnis war, dass
Macht praktisch immer missbraucht wird, wenn sie keiner wirksa-
men Kontrolle unterliegt, und dass es eine wirksame Kontrolle jen-
seits einer bestimmten Groéf3e von Machtkorpern nicht geben kann.

Eucken sieht also eine prinzipielle Grenze bei dem, was Politik auf
der Basis eines realistischen Menschenbildes tatsachlich leisten kann.
Mit den folgenden Beispielen bezieht er sich auf reale »wirtschaftli-
che Grof3experimente, die in jenen wilden Zeiten des 20. Jahrhun-
derts in Deutschland durchgefiihrt wurden:
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Nach dem Ersten Weltkrieg wurden einige bestehende wirtschaft-
liche Syndikate?® vonseiten der Politik zu »Selbstverwaltungs-
korpern« aufgewertet. Es wurde eine Zwangsmitgliedschaft fiir
Unternehmen verordnet, andererseits wurden auch Vertreter der
Arbeiterschaft und der Konsumenten an der Leitung beteiligt.
Die Idee der heutigen Bewegung fiir eine Solidarische Okono-
mie, dass Kooperation besser sei als Konkurrenz, wurde damals
testweise realisiert. Eucken stellte lakonisch fest, dass der Ver-
such scheiterte: Alte Gegner wurden auf einmal zu Verbiindeten
in der Bewahrung der Monopole, von denen sie gemeinsam profi-
tieren konnten. War die Arbeiterschaft erst einmal am Monopol-
gewinn beteiligt, hatte sie ein ebenso starkes Interesse daran wie
die Unternehmer.

Die Kartellverordnung von 1923 installierte eine staatliche Kar-
tellaufsicht und ein Kartellgericht. Kartelle blieben rechtsgiiltig,
ihnen wurde lediglich bestimmter »Missbrauch« untersagt. Diese
Mafinahme wurde von der Wirtschaft zunachst als Eingriff in die
Unternehmerfreiheit emport bekampft. Als dann aber das Wirt-
schaftsministerium parallel dazu begann, den Wettbewerb zu bele-
ben und die stark »kartellisierten« Markte aufzulockern, drehte
sich der Wind: Wettbewerb war viel schlimmer als staatliche Kon-
trolle. Anstelle eines ruinésen Wettbewerbs wurden Kartelle nun -
unter Einbeziehung der Gewerkschaften - als eine héhere Form
wirtschaftlicher Entwicklung gepriesen. Mehr und mehr Indus-
trieunternehmen begannen, sich lieber staatlicher Aufsicht zu
unterwerfen und Kartelle zu bilden, als im Wettbewerb zu stehen.
1925 gab es 2.500 Kartelle im Deutschen Reich. Euckens zweite
Feststellung lautete: Eine Monopolkontrolle, die sich gegen den
sogenannten Missbrauch wirtschaftlicher Machtstellung wendet,
scheitert. Einmal etablierte Macht ist nicht wieder in den Griff zu

25 Ein Syndikat war damals eine Zusammenarbeit mehrerer Unternehmen der glei-
chen Branche mit einer gemeinsamen Verkaufsorganisation. Ende des 19. Jahrhun-
derts waren solche Zusammenschliisse (faktisch Monopole) gang und gabe, heute
sind sie als Wirtschaftskartelle illegal.
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bekommen, deshalb muss sich Wirtschaftspolitik gegen die Ent-
stehung von Macht tiberhaupt wenden.

Das Problem wird auch nicht gelost, wenn die wirtschaftliche
Macht von der privaten in die staatliche Hand wechselt. Unter
den Nationalsozialisten wurden Kartelle zunehmend von der
staatlichen Zentralverwaltung gesteuert, durch Rohstoffzutei-
lungen und globale Produktionsanweisungen. Nach dem Zwei-
ten Weltkrieg sollten in Ostdeutschland Staatsbetriebe die Be-
volkerung mit Giitern versorgen. Der Wirtschaftsprozess wurde
also von einer kleinen Schicht von Funktiondren beherrscht.
Eucken schlussfolgerte: Sowohl unter einer Zentralverwaltung
bei formaler Beibehaltung des Privateigentums als auch nach
einer Verstaatlichung iiben die zentralen Planstellen eine erheb-
liche Macht aus, von der alle anderen abhingig sind, auch Arbei-
ter und Konsumenten.

8.3
Systematische Regelbriiche
und zwangslaufige Akkumulation

Nun muss man zugeben, dass die Verhiltnisse, wie Eucken sie erlebt
und analysiert hat, in dieser Form heute iiberwunden sind. Uber die
negativen Folgen von Kartellen ist man sich einig, und die wich-
tige Rolle, die ein funktionierender Wettbewerb fiir den Wohlstand
spielt, ist unbestritten. Allerdings bleibt Euckens Perspektive weiter-
hin aktuell, wenn man den Lobbyismus von Grofivermégen betrach-
tet und auch wenn man den Wettbewerbsblick nicht auf einzelne
Branchen verengt (wie es das Bundeskartellamt und entsprechende
andere nationale Behorden tun), sondern die Giiterproduktion ins-
gesamt betrachtet und vor allem das Zusammenspiel von Produzen-
ten und Politik. Wiederum liefert Deutschland als modernes Indus-
trieland reichlich Beispiele.

Dass Deutschland ein »Autoland« ist, schmeichelt der nationa-
len Seele und erzeugt selbstbewusste Bilder von begabten Tiiftlern
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und tiichtigen Ingenieurinnen, die aufgrund »deutscher Tugenden«
und eines weltweit kopierten dualen Ausbildungssystems ein einzig-
artiges Humankapital darstellen wiirden: »Deutschland - Land der
Ideen«. Solange die Autokonzerne nicht tibertreiben, wird niemand
ihre dominierende Marktstellung auch nur ansatzweise infrage stel-
len. Damit ist nicht ihre Marktstellung innerhalb des Automarktes
gemeint, denn dort herrscht durchaus Wettbewerb, sondern die Tat-
sache, dass der ganze Wirtschaftszweig 2016 einen Umsatz von etwa
400 Milliarden Euro generierte und 7,7 % der gesamten Wirtschafts-
leistung Deutschlands direkt oder indirekt von der Autoproduktion
abhidngen, vor allem von ihren Exporten. Der Eucken’sche Macht-
korper ist heute nicht mehr nur eine einzelne Kérperschaft, sondern
eine nationale Industriesparte, die mehr gemeinsame Interessen als
Konfliktfelder hat. Das Kartell benétigt gar keine Preisabsprachen
mehr, es reicht vollig aus, dass es 7,7 % der nationalen Wirtschafts-
leistung fiir sich vereinnahmt. Die politische »Landschaftspflege«,
wie der parteiiibergreifende Lobbyismus beschonigend genannt wird,
kommt letztlich irgendwie allen zugute, und die getétigten Investi-
tionen sind viel zu grof3, als dass man sie jemals aufgeben konnte.
Selbst im Falle von systematisch manipulierten Abgassystemen bleibt
es (zumindest in Deutschland) bei einer scharfen 6ffentlichen Riige,
die kaum weitere Konsequenzen hat. Die Autoindustrie ist nicht nur
too big to fail, sondern anscheinend auch too big to jail, dhnlich wie
manche Grofibanken.?® Andere Lander haben andere Branchen von
»nationalem Interesse«: Luxemburg verkauft seine Steuerpolitik (mit
symbolischen Steuersdtzen fiir internationale Konzerne), Russland
seine Rohstoffe, das Vereinigte Konigreich seine Finanzdienstleis-
tungen.

Neben der Hoffnung, es handele sich bei Regelbriichen und ex-
zessivem Lobbyismus um individuelle Ausrutscher, vereinzelte Ab-
weichungen vom sozial erwiinschten Verhalten, gibt es in der Politik

26 So wurden die Geldwaschevorwiirfe gegen die britische GroRbank HSBC im
Dezember 2012 laut Aussage des stellvertretenden US-Justizministers Lanny Breuer
deshalb nicht strafrechtlich verfolgt, weil dies zur Destabilisierung des ganzen
Bankensystems gefiihrt hatte.
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ebenso wie in der Offentlichkeit die Hoffnung, man kénne durch bes-
sere Regulierung, Strafgesetzgebung oder internationale Abkommen
Probleme dieser Art einddmmen, in der Autoindustrie genauso wie
bei Libor-Manipulationen, Wirtschaftskartellen oder Steueroasen.
Beide Hoffnungen sind eine Illusion, denn wenn ein systematischer
Anreiz besteht, gegen Regeln zu verstof3en oder sie zu beeinflussen,
werden solche wirtschaftlichen und politischen Manipulationen sys-
tematisch auftreten miissen. Das ist die moderne Formulierung der
Botschaft von Eucken, der den Abgasskandal vermutlich mit dem al-
lergrofiten Interesse studiert hitte.

Die besondere Schieflage besteht darin, dass die Anreize zum
Regelbruch zu grof8 sind, und zwar bereits aufgrund der Unterneh-
mensgrofle bzw. der gehandelten Volumina. Ein Regelbruch kann
hier einen finanziellen Vorteil verschaffen, der nicht Tausende oder
Millionen von Euro, sondern Milliarden von Euro betrdgt. Daher
lohnt es sich, viele Menschen ausschliefllich mit der Aufgabe zu
beschiftigen, »Optimierungspotenziale« zu suchen, die systematisch
in Regelbriichen enden: Techniker, Anwiltinnen, Lobbyisten - eine
volkswirtschaftliche Zeitverschwendung ersten Ranges. Die bekannt
gewordenen Skandale sind dabei vermutlich nur die Spitze des Eis-
bergs. Im Falle der Abgasmanipulationen von Autos wurde beson-
ders deutlich, wie eng Big Business verquickt ist mit Big Govern-
ment und Big Administration: Es waren auch die mit der Kontrolle
beauftragten Behorden, welche personell und ideell der Autoindus-
trie nahestehen, und es war die Bundesregierung (es wiére jede Bun-
desregierung gewesen), welche ein Klima des Wohlwollens und der
Nachldssigkeit mittrugen.

Zur politischen und gesellschaftlichen Zurtickhaltung, wirtschaft-
liche Macht zu begrenzen, kommen noch weitere, 6konomische Ef-
fekte. Da ist zum einen die fast »automatische« Konzentration von
Reichtum. Ungleichheit in einer Gesellschaft tendiert zur Selbst-
verstirkung, weil Groflvermogen mehr und bessere Gelegenheiten
fir Handel, Investition und Spekulation haben. Die beiden franzo-
sischen Physiker Jean-Philippe Bouchaud und Marc Mézard haben
diese Effekte im Jahr 2000 numerisch simuliert und herausgefunden,
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dass bereits unter normativ sehr sparsamen Bedingungen Ungleich-
heit sprunghaft ansteigen und zu einer zufélligen Konzentration von
Vermogen in den Hénden weniger fithren kann - ein Effekt, den sie

wealth condensation nannten. Dafiir braucht es keine Gier, sondern
nur Popitz’ 6konomische Chancen: Wer mehr Geld hat, hat »freies

Risikokapital« zur Verfiigung und kann Verluste verschmerzen. Da
Investitionen und Geldanlagen aber systematisch 6fter gelingen als

scheitern, wichst das Kapital im Mittel. Zudem wird die Kapitalver-
waltung immer professioneller, je grofler das Kapital ist, Spezialisie-
rung und Arbeitsteilung haben auch hier positive Effekte. Die Verof-
fentlichungen der Arbeitsgruppe um den franzésischen Okonomen
Thomas Piketty haben gezeigt, dass es so fast zwangslaufig zu Akku-
mulation kommt, wenn auch nicht bei jedem, der dies beabsichtigt.
Ein betrichtlicher Anteil dieser groflen Vermdgen ist inzwischen
teils iber mehrere Generationen vererbt, sodass die wirtschaftliche
Ungleichheit wieder so grofi ist wie zuletzt vor 100 Jahren. Akkumu-
lation hat also nur marginal etwas mit besserer Leistung der Eigen-
tiimer im origindren Sinne zu tun. »Der Teufel scheifft immer auf
den grofiten Haufen« ist die dazugehorige Volksweisheit. Wenn das
Wachstum des Nationaleinkommens mit den Kapitalertragen nicht
mithélt (und das tut es empirisch nicht), so wird der Kapitalismus
laut Piketty instabil. Mit Marktwirtschaft hat das alles nichts zu tun.

8.4
Akkumulation
als unwiderstehliches Angebot

Letztlich ist es vollig nachvollziehbar und »natiirlich«, dass Men-
schen versuchen zu akkumulieren. Das soll keine naturalistische
Begriindung fiir die Toleranz gegeniiber Fehlverhalten sein, sondern
ein Appell fiir die Verwendung eines realistischen Menschenbildes
in der Politik - ein Anspruch, der seit jeher ein Kennzeichen des
politischen Liberalismus war. Es gibt fiir Personen gute 6konomi-
sche Griinde, »mehr haben zu wollen«. Geltungskonsum (also das
Angeben mit Konsumgiitern) und Vermdgensakkumulation sind
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funktional, weil sie Wege des Aufstiegs eroffnen. Weit oben auf der
sozialen und 6konomischen Leiter zu stehen fithrt zu substanziellen
materiellen Vorteilen, beispielsweise beruflichem Fortkommen, und
ist mit besserer Gesundheit und héherer Lebenserwartung verbun-
den - und besseren Chancen bei der Partnerwahl. Zugleich wirkt ein
solches Verhalten als Vorsichtsmafinahme: Status, soziale Distink-
tion und Akkumulation dienen unter anderem dazu, existenzielle
Bedrohungen beispielsweise durch Arbeitsplatzverlust zu vermei-
den. Das ist sicherlich nicht das, was wir als »personlichen Wachs-
tumszwang« bezeichnen wiirden, denn es bestehen Alternativen.
Aber wenn gesamtgesellschaftlich eine Tretmiihle entsteht, aus der
herauszufallen jeder verhindern méchte, dann kann sich dieses fast
unwiderstehliche Angebot dhnlich zwingend auswirken. Auch aus
dieser Perspektive hitte ein individueller Wachstumsverzicht gewis-
sermaf3en inakzeptable Konsequenzen.

Das Gleiche gilt fiir Unternehmen: Thr Wachstum hat rationale
Griinde, denn eine Spitzenposition sorgt fiir eine hohere Kapital-
rendite. Marktfithrer gelten als solide und vertrauenswiirdig, ihr
Erfolg spricht aus Sicht potenzieller Kunden fiir sich. Sehr grofle
Unternehmen oder Verbénde mit politischem Einfluss konnen die
Politik mit systemischen Risiken oder Arbeitspltzen erpressen. Die
enge Verzahnung grofler Unternehmen macht Marktakteure too
big to fail und fithrt zu staatlichen Garantien, die als Subventionen
angesehen werden miissen. So konnen sie einen Teil ihrer Einnah-
men leistungslos erzielen und - was fast noch wichtiger ist — die
Bedeutung ihrer Branchen steigern und erhalten, indem existen-
zielle Voraussetzungen von staatlicher Seite garantiert und gefordert
werden. Deutschland als »Autoland« bedeutet eben vor allem auch
okologisch nicht nachhaltige Rohstoffimporte, gesicherten Freihan-
del, maflvolle Umweltauflagen, eine iippige, offentlich finanzierte
Strafleninfrastruktur, ein steuerliches Dienstwagenprivileg, staatlich
geduldete Wettbewerbsnachteile fiir alternative Verkehrsmittel und
so weiter. Das betrifft auch das mitunter geduflerte Argument, In-
novationen wiirden nicht in Behdrden entwickelt, sondern nur in
marktorientierten Unternehmen. Die Okonomin Mariana Mazzucato
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konnte empirisch untermauern, dass grundlegende Innovationen
wie GPS, Internet, Touchscreen, der Suchalgorithmus von Google
oder bestimmte neue Medikamente durch staatliche Einrichtungen
oder Finanzierungen ermdglicht wurden. Die Ertriage werden aber
privatisiert, wodurch ein weiteres Auseinanderfallen von Kosten und
Nutzen vorliegt. Gerade im Bereich von »Zukunftstechnologien« ist
es iberhaupt nicht zielfithrend, Unternehmen und Staat in einen
Gegensatz zu stellen.

Eucken sah auch solche Fille kritisch, in denen sich zwei Macht-
korper als Verhandler gegeniiberstehen, beispielsweise Arbeitgeber-
verbande und Gewerkschaften. Man kénnte vordergriindig meinen,
die Machtpositionen wiirden sich ausgleichen. Aber die aus diesen
Verhandlungen resultierenden Preise (in diesem Fall Lohne) kon-
nen die realen wirtschaftlichen Bedingungen nicht korrekt wider-
spiegeln. Sie sind ein eher zufélliges Ergebnis der aktuellen Machtpo-
sitionen und als »Globalpreise« der Kleinrdumigkeit von Wirtschaft
nicht angemessen. Einige Gewerkschaften sind heute ein grofles
Hindernis auf dem Weg zu 6kologischer Nachhaltigkeit, weil sie
eine feste Koalition mit den industriellen Arbeitgebern in der Ver-
teidigung von Arbeitspldtzen - richtiger: Einkommensprivilegien
durch Ressourcenverbrauch - eingegangen sind. Zehntausende
Airbus-Mitarbeiter haben ihre Existenz vom Ressourcenverbrauch
abhingig gemacht. Sie (bzw. ihre Vertreter) konnen nicht fir 6ko-
logische Nachhaltigkeit sein. Eucken war nicht gegen Gewerkschaf-
ten, sondern gegen wirtschaftliche Macht. Er erkannte wohl an, dass
Gewerkschaften die plausible Antwort auf die Machtkonzentratio-
nen der Arbeitgeberseite waren. Aber das Grundproblem wurde
nicht geldst. Das Problem der wirtschaftlichen Macht kann niemals
durch Gegenmacht (also weitere Konzentration von Macht) geldst
werden, so seine Uberzeugung.
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8.5
Wirtschaftliche Macht und Demokratie

»Machtkorper«, welche die Interessen vieler Akteure biindeln und
»gleichrichten, sind fiir Demokratien, deren wesentliches Ziel die
Machtbegrenzung ist, inakzeptabel. Reprasentative Demokratie ist -
im Gegensatz zu einem wirtschaftlichen Markt - vor allem ein poli-
tisches Konzept fiir den Umgang mit Fehlbarkeit, nicht mit Exzel-
lenz. In einer représentativen Demokratie werden Vertreter gewahlt,
die sich ganz im Sinne der Arbeitsteilung auf eine wichtige gesell-
schaftliche Aufgabe konzentrieren und dabei hdufig eine beachtliche
und wertvolle Expertise aufbauen. Allerdings kommt es hier, noch
stiarker als im Markt, systematisch zu Konflikten zwischen Gemein-
wohl und Eigennutz, weil Politik vor allem auf das Gemeinwohl aus-
gerichtet sein soll.2’ Das ist nicht weiter schlimm, wenn das Aus-
maf des Eigennutzes tiberschaubar bleibt, aber dafiir braucht es vor
allem Transparenz sowie eine systematische Begrenzung der Mog-
lichkeiten des Einzelnen. Im Markt wird diese Aufgabe durch die
standige, flexible und kleinteilige Abstimmung mittels Kaufentschei-
dungen (Wettbewerb) wahrgenommen, wobei diese Kaufentschei-
dungen durch Geld und Budgets in Richtung Rationalitit gedrangt
werden. Ein solcher Mechanismus ist im politischen Prozess nicht
vorgesehen und wohl auch nicht wiinschenswert.

Stattdessen gibt es periodische (Ab-)Wahlen, und fiir die Zeit-
rdume dazwischen miissen andere Mechanismen greifen. So kom-
men wir zu den Institutionen der reprisentativen Demokratie mit
ihren Prinzipien von Machtbegrenzung und Begrenzung der Versu-

27 Die New Political Economy nimmt sich dieses Themas wissenschaftlich an und
betrachtet (1) Politiker ebenso wie alle anderen als persdnliche Nutzenmaximie-
rer, sodass sich (2) das Gemeinwohl eher als unbeabsichtigter Nebeneffekt ihres
Handelns ergebe. Wir halten (1) fiir plausibel, aber (2) fiir zu pointiert und nehmen
an, dass die Anreize zu gemeinwohlschadlichem Verhalten zu grof sind, weil es
machtige Wirtschaftsinteressen gibt. Frderung des Gemeinwohls und persénliche
Nutzenmaximierung sind durchaus kompatibel als generalisierte Reziprozitat, wie
beim Leistungsprinzip in Kapitel 3 ausgefiihrt.
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chung sowie den Regeln der Verfassung mit einer Gewaltenteilung
als System von Checks and Balances. Wir teilen die Macht des Staates
in verschiedene Bereiche auf, Legislative, Exekutive und Judikative,
und zwar aus dem einfachen Grund, weil die Reprdsentanten Men-
schen sind. Menschen sind fehlbar, sie neigen zur Unvernunft und
zum Interessenkonflikt. Die Gewaltenteilung ist der Versuch, es den
menschlichen Représentanten zu erleichtern, die Konflikte zwischen
Amt und personlichen Interessen zu iiberwinden. Es ist der Versuch,
den Représentanten Vernunft zu ermoglichen.

Dieser Versuch muss allerdings scheitern, wenn neben der politi-
schen Sphére eine wirtschaftliche Sphire existiert, welche diese Form
der Machtbegrenzung nicht kennt und systematisch in die politische
Sphire interveniert, direkt durch Lobbyismus, aber auch indirekt
durch die latente Drohung mit Arbeitsplatzverlust oder die Aussicht
einer hohen Wettbewerbsfihigkeit als » Exportweltmeister«. Wir ver-
suchen derzeit, eine politische Demokratie mit einem wirtschaftli-
chen Feudalsystem zu kombinieren. Welches System dabei die Ober-
hand gewinnt, ist offensichtlich.

Die Begriindung ist letztlich einfach: Macht macht unsozial. Sie
verzerrt die Wahrnehmung zugunsten der eigenen Position und fithrt
zu einem Verlust an Empathie (Robert Trivers). Sie bildet konzentri-
sche Kreise von grofieren und kleineren NutzniefSern aus, vor allem
auch von Politikern, welche die Macht stiitzen und dafiir mit Vortei-
len belohnt werden — weit jenseits personlicher Leistung (»Unter-
mieter der Macht«, Heinrich Popitz).

Der biindnisgriine Finanzexperte Gerhard Schick hat in seinem
Buch »Machtwirtschaft - nein danke!« beschrieben, wie stark grofle
Konzerne international verflochten sind und im Verbund mit einer
willfahrigen Politik Markt und Wettbewerb zu ihren Gunsten aus-
hebeln. Grofivermégen konnen mit wenigen Beteiligten eine hohe
Energie entwickeln. Dem wirtschaftlichen Gewicht entspricht ein
politisches Gewicht, ohne dass es dafiir einen guten gesellschaftli-
chen Grund gibt.
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Zusammenfassend lasst sich also sagen:

Vermogen konnen mehr oder weniger zufillig zustande kommen
und haben die Tendenz, sich zu Grofivermogen zu vermehren.

Historisch sind Grofivermogen fast immer (auch) durch die Aus-
nutzung natiirlicher Ressourcen sowie von Grund und Boden
zustande gekommen. Diese Quellen leistungsloser Einkommen
schafften die Voraussetzung fiir ein Vermogen, welches sich dann
auch weiterhin leistungsarm vermehren konnte.

Grofivermégen auf der Basis eines dquivalenten Leistungstau-
sches sind ein Widerspruch in sich, denn gerade die Entwicklung
von Groflverméogen zeigt an, dass die Bedingung der Aquivalenz
systematisch nicht erfiillt war. Niemand kann beliebig viel leisten,
und aus diesem Grunde schitzen wir Arbeitsteilung. Man kann
die Arbeitsteilung jedoch nicht nur auf die Erbringung von Leis-
tungen beziehen, sondern muss auch den Genuss ihrer Friichte
gerecht teilen. Insofern ist die beliebige Steigerung von Vermo-
gen mit marktwirtschaftlichen Prinzipien kaum vereinbar. In
einer arbeitsteiligen und geldbasierten Wirtschaft hat ehrlich
erwirtschafteter Wohlstand enge Grenzen, und die weitverbrei-
tete Intuition, dass das Verhiltnis von hohen zu niedrigen Ein-
kommen ein bestimmtes Verhiltnis nicht tiberschreiten solle, ist
korrekt.

Massive Ungleichheit gefahrdet die soziale Stabilitat. Ungleichheit
an sich halten wir nicht fiir ein Problem. Menschen sind unter-
schiedlich leistungsfihig, und sie haben sehr unterschiedliche
Vorstellungen von Wohlstand. Ein deutlich héherer Wohlstand,
als andere ihn haben, ist durch hohere Leistung erreichbar. Aller-
dings erzeugt massive Ungleichheit vielfiltige soziale Verwer-
fungen, die letztlich auch die Reichen beeintrichtigen. So haben
die beiden britischen Epidemiologen Richard Wilkinson und
Kate Pickett in ihrer berithmten Studie The Spirit Level zahlreiche
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Belege angefiihrt, dass ungleichere Gesellschaften in vielen Indi-
zes sozialen Wohlbefindens schlechter abschneiden als gleichere,
und zwar quer durch alle Bevilkerungsschichten.

Massive Ungleichheit gefihrdet die finanzielle Stabilitat. Forde-
rungen (Geld und sonstige Finanzanlagen) stellen Anspriiche auf
zukiinftige Wirtschaftsleistung dar. Wachsen sie stets, besteht die
Notwendigkeit von Wachstum, um sie plausibel bedienen zu kon-
nen. Wir haben in Kapitel 5 ausgefiihrt, dass ihre Akkumulation
zu steigender Verschuldung an anderer Stelle fithrt. Damit kann
Akkumulation 6konomisch destabilisierend wirken.

Grofivermogen werden genutzt, um gesellschaftliche Regeln fol-
genlos brechen zu kénnen, und sie werden insbesondere genutzt,
um zu verhindern, dass gesellschaftliche Regeln beschlossen wer-
den, welche das Geschéftsmodell bedrohen.

8.6
Politische MaRnahmen

Euckens Schlussfolgerung war so klar wie einfach: Alle Groflvermo-
gen und wirtschaftlichen Machtkorper sind aufzulésen, zu entflech-
ten, zu verkleinern, weil mit ihnen kein anderer Umgang zu finden
ist. Machtanspriiche und die Energie zu ihrer Durchsetzung wachsen
mit den Moglichkeiten, also muss man die Moglichkeiten begrenzen.
Das Bestreben von Menschen, Macht zu missbrauchen, ist anders
nicht wirksam einzuddmmen. Eucken formulierte, das Ziel miisse
eine »Wettbewerbsordnung« sein, was fiir viele Menschen intuitiv
nach gehetzter Tretmiihle klingt. Aber nur der Innovationswettbe-
werb ist gehetzt, nicht der Leistungswettbewerb. Letztlich meinte
Eucken das Gleiche wie wir: Ziel miisse sein, dass die Menschen
wirklich die Friichte ihrer eigenen Arbeit genieflen kénnen, denn
davon profitieren letztlich alle.

Das klingt angesichts der wirtschaftlichen Rolle von Konzernen
widerspriichlich und unrealistisch. Der Verzicht auf Konzerne soll
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zu mehr Wohlstand fithren? Firmen wie Airbus, IKEA, Nestlé und
Facebook abschaffen? Die Pharmaindustrie schrumpfen? Das schein-
bar Unrealistische dieser Forderungen hat unseres Erachtens zwei
Urspriinge: Zum einen ist das Unbehagen grof3, anderen wieder weg-
zunehmen, was sie einmal erworben haben. Reichtum stark zu be-
steuern oder zu enteignen gilt vielen als problematisch, da Reichtum
»verdient« sein konnte. Zum anderen haben wir hier das gleiche Pha-
nomen wie beim technischen Fortschritt, von dem sich kaum jemand
vorstellen kann, dass er jemals authort. Die mit Konzernen und um
sie herum aufgebaute Infrastruktur, im Grunde die gesamte indus-
trielle Moderne, kann nicht zur Disposition gestellt werden. Auf ihr
beruhen unser Wohlstand, die Erfolge der Medizin, die soziale Sta-
bilitdt und die demokratischen Errungenschaften. Die entsprechen-
den Argumentationen enthalten Begriffe wie Mittelalter oder Stein-
zeit, man verweist gerne auf die Notwendigkeit des medizinischen
Fortschritts oder die Notwendigkeit von Gentechnik zur Bekampfung
des Welthungers. Die Befreiung der Menschen von harter und gefahr-
licher oder auch nur stumpfsinniger Arbeit, die dank der Technolo-
gie nun von Maschinen verrichtet wird, wird als sozialer Fortschritt
gefeiert, ebenso wie die Uberwindung von Zeit und Raum durch die
Digitalisierung.

Das ist jedoch eine sehr funktionalistische Sichtweise und damit
typisch fiir die Politik. Die Plausibilitdt dieser Sichtweise hangt vom
Wohlstandsbegriff ab und davon, ob man Wohlstand kurz- oder
langfristig betrachtet. Vor allem aber meint man, sozial Wiinschens-
wertes gegen objektiv Notwendiges aufrechnen zu konnen, was seit
jeher das Kennzeichen eines politischen Funktionalismus ist. Diese
Aufrechnung ist ein sogenannter Kategorienfehler: Das eine hat mit
dem anderen einfach nichts zu tun. Es geht weniger darum, was wir
gerne erhalten oder noch erreichen méchten, sondern darum, was
auf Dauer tragfihig ist, und hier verweisen wir erneut auf das unse-
rer Ansicht nach dringendste und bislang vollig vernachldssigte Pro-
blem der 6kologischen Nachhaltigkeit.

Es fehlt bis heute jede Evidenz, dass unser heutiges Wohlstands-
niveau auch nur annihernd mit einer notwendigen Kreislaufwirt-
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schaft kompatibel ist. Stattdessen ist {iber fast 50 Jahre hinweg sys-
tematisch der Nachweis erbracht worden, dass sich die Rohstoftver-
brauche von Industriegesellschaften nicht substanziell reduzieren
lassen. Es ist vollig fehlgeleitet, dies als mangelnden politischen Wil-
len zu deuten. Viel eher ist es offensichtlich unmaoglich, auf die 6ko-
nomischen Leistungen von Rohstoffen zu verzichten, welche auf-
grund ihrer materiellen Eigenschaften den gréf3ten Anteil an der 6ko-
nomischen Wertschopfung haben. Energiewende, Materialwende,
Verkehrswende sind zwar technisch denkbar, aber 6konomisch nicht
leistbar. Thre Durchfiithrbarkeit setzt die enorm verbrauchende Infra-
struktur, die sie iiberwinden wollen, stets 6konomisch voraus. Um
es noch einmal zu wiederholen: Weder unsere Skepsis noch irgend-
eine Technologiegldubigkeit spielen fiir die Realisierung der von uns
vorgeschlagenen Politikmafinahmen eine Rolle. Wer iiberzeugt ist,
dass die industrielle Moderne sich mit 6kologischer Nachhaltigkeit
vereinbaren lasse, kann eigentlich nichts gegen Verbrauchsbeschrin-
kungen haben, denn nur dadurch wird sich der Nachweis erbringen
lassen. Wenn wir es weiterhin privatwirtschaftlicher Initiative tiber-
lassen, wie viele Rohstoffe verbraucht werden, wird es nie genug sein,
weil man sich durch Mehrverbrauch am Markt immer besserstellen
kann. Mit Konzernen werden wir Verbrauchsbeschrankungen kaum
je erreichen, und mit Grofivermégen wird Demokratie immer fra-
gil bleiben. Die 6kologische Frage ist untrennbar mit der Frage wirt-
schaftlicher Macht verkniipft.

Zudem hat es bereits einige »realistische« Ansétze gegeben. Es gibt
fiir diese Art der 6konomischen Machtbegrenzung historische Vor-
bilder und bewihrte Mechanismen, die fiir Demokratien gangbar
sind. Ein Gutteil dieser Erfahrungen stammt sogar aus dem »Mutter-
land des Kapitalismus«, den USA, wo von Anfang des 20. Jahrhun-
derts bis in die Zeit des Zweiten Weltkriegs Antitrustgesetze, neue
Institutionen auf Bundesebene und eine substanzielle Besteuerung
hoher Einkommen fiir eine Wiedergewinnung staatlicher Hand-
lungsfihigkeit gegeniiber méchtigen Wirtschaftsakteuren sorgten.

Ahnlich wie eine Verbrauchsbegrenzung ist auch diese Form poli-
tischer Grenzsetzung strukturell einfach. Eine progressive Einkom-
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Leistungsloses Einkommen Gkonomische Macht begrenzen:
durch Marktmacht und Akkumulation Entstehung der Renten verhindern

KONZERN

Zentrale

Abbildung 8: Leistungslose Einkommensanteile durch Marktmacht und
Akkumulation. Das gesellschaftliche Erpressungspotenzial des Konzerns
fiihrt zu Einkommen, die liber der wirtschaftlichen Leistung liegen. Die Auf-
teilung in machtbegrenzte Einzelunternehmen reduziert diese Einkommen
auf ihren gesellschaftlichen Leistungsanteil. Grafik: Grit Koalick, visuranto.de;
Farbversion: www.marktwirtschaft-reparieren.de.

mensteuer mit sehr hohen Grenzsétzen (in der Groflenordnung von
90 %) wiirde dafiir sorgen, dass Akkumulation auf hohem Niveau
immer schwieriger wird. Wie in Kapitel 7 angedeutet, sollte die Ein-
kommensteuer fiir niedrige Einkommen hingegen reduziert werden.
Kapitaleinkommen diirfen dabei keinesfalls geringer besteuert wer-
den als Arbeitseinkommen, wie dies heute beispielsweise durch die
Abgeltungssteuer der Fall ist. Ergdnzen wiirde man dies mit einer
Vermogensteuer, die weit geringere Grenzsitze haben konnte. Das
wire die zweite Sicherung, die man gegen Akkumulation einbauen
miisste. Sie wire notig, um die systematische Schieflage zugunsten
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der zunehmenden Investitionserfolge von Grofivermogen zu besei-
tigen (wealth condensation), die auch bei einer progressiven Einkom-
mensteuer immer noch zum Tragen kdme.

Intuitiv klingt das ungerecht, weil man den Eindruck hat, dass eine
erwirtschaftete Leistung durch Besteuerung gewissermafien wegge-
nommen wird - Libertdre beklagen dementsprechend Steuern als
»Raub« und die dafiir aufzuwendende Arbeitszeit als »Zwangsarbeit«.
Wir haben jedoch deutlich gemacht, dass niemand beliebig viel leis-
ten kann und extrem hohe und niedrige Einkommen Zeichen einer
ungerechten und sozial instabilen Wirtschaftsordnung sind. Wenn
man die Privatisierung leistungsloser Ertrage verhindert, wird auch
die Idee einer hundertmal hoheren »Leistung« ihren Sinn verlieren.
Es gibt hohere Leistungen, und es ist auch gesellschaftlich funktional,
sie hoher zu entlohnen. Aber ein hohes personliches Einkommen
jenseits einer gewissen Grenze ist ebenso wie ein hohes Vermogen der
Nachweis, dass systematisch Reziprozitit verletzt wurde, selbst wenn
dieser Transfer »freiwillig« geschieht.

Menschen sind moglicherweise auch deshalb dagegen, hohe Ein-
kommen zu besteuern, weil dies ihren eigenen Traum gefihrden
konnte. Das archetypische Narrativ des american dream erzahlt, dass
jeder mit Talent und Anstrengung eine realistische Chance habe, sich
mit seinem Einkommen {iber die Masse zu erheben. Der american
dream ist eng mit dem Narrativ der frontier verbunden, der Aus-
dehnung des Lebensraums in die unendlichen Weiten des Westens.
Durch harte Arbeit konnte man damals tatsdchlich einen im Ver-
gleich zu heute bescheidenen materiellen Reichtum selbst erwirt-
schaften. Man rang der Natur buchstéblich seinen Wohlstand ab, und
diese Intuition trdgt bis heute weiter. Thr wiirde dadurch entspro-
chen, dass die Einkommensteuer im »normalen« Einkommensbe-
reich deutlich reduziert werden konnte, wenn die staatlichen Ein-
nahmen zu einem hoéheren Anteil aus Bodenwertsteuern stammten
und die Sozialversicherungssysteme durch Vollbeschiftigung entlas-
tet wiirden. Arbeit wiirde dadurch finanziell deutlich bessergestellt.

Ahnlich wie eine Bodenwertsteuer brichte auch eine Vermogen-
steuer gesellschaftliche Kosten und Nutzen in Einklang: Eine wich-
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tige, allgemein anerkannte und kostspielige Aufgabe des Staates ist
die Gewihrleistung des Eigentums. Grundbiicher und Handelsregis-
ter werden gefiihrt, weite Teile der Polizeiarbeit und des Gerichts-
wesens sind dieser Aufgabe gewidmet. Wenn derjenige die Kosten
tragen soll, der die Vorteile gesellschaftlicher Leistungen genief3t,
konnte diese gesellschaftliche Aufgabe plausibel aus einer Vermogen-
steuer mitfinanziert werden.

Progressive Einkommen- und Vermogensteuern wiirden eine fak-
tische Obergrenze fiir Vermdgen sichern, ohne dass man diese genau
spezifizieren miisste. Letztlich ist es eine Frage der richtigen Parame-
ter, also der Steuersitze: Welche Formen von »grofier wirtschaftli-
cher Aktivitit« mochte die Gesellschaft Menschen und Korperschaf-
ten noch zugestehen? Derzeit werden massiv Mittel in fragwiirdige
Groflindustrien gesteckt, weil sich dort viel Gewinn machen lésst,
der jedoch nicht in erster Linie auf Quellen gesellschaftlichen Wohl-
standes hindeutet, sondern vor allem auf die Abhéngigkeit von be-
stimmten gesellschaftlichen Infrastrukturen. Obergrenzen fiir Ver-
mogen konnten diese Fehlallokationen verringern und zu mehr
wirtschaftlicher Freiheit fiir den grofieren Teil der Wirtschaftsakteure
beitragen.
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Kapitel 9

Regulierung richtig verstanden

Die Idee der Marktwirtschaft ist eine verniinftige soziale Utopie. Sie
kann Freiheit, Gerechtigkeit und 6kologische Nachhaltigkeit syste-
matisch verbinden und bietet dafiir gangbare politische Gestaltungs-
moglichkeiten an. Bewéihrte Mechanismen wie Gewinn, Geld, Zins
und Wettbewerb sorgen fiir eine strukturell einfache und dezentrale
Koordination wirtschaftlicher Aktivititen. Der heutige Kapitalis-
mus als real existierende Marktwirtschaft ist weit von dieser Utopie
entfernt. Soziale Ungerechtigkeit, Armut neben Reichtum, 6kolo-
gische Zerstérung sowie ein geradezu verzweifeltes Streben nach
Wirtschaftswachstum sind Belege dafiir. Die Ursachen liegen in leis-
tungslosen Einkommen, fehlenden 6kologischen Leitplanken und
Machtakkumulation. Diese sind nicht Ausdruck marktwirtschaftli-
cher Prinzipien, sondern ihrer Verletzung.

Auch wenn es (mitunter spektakulire) Fille von Gier und Riick-
sichtslosigkeit gibt, so sind viele dieser Verwerfungen nicht das Er-
gebnis unmoralischen Verhaltens im engeren Sinne. Sie sind eher
unbeabsichtigte Nebeneftekte des Handelns ganz normaler Men-
schen unter 6konomischen Rahmenbedingungen, die falsche An-
reize setzen und unproduktive Sachzwinge erzeugen. Hiufig geht
es schlicht um die dauerhafte Erzielung eines Einkommens. Dar-
aus ergibt sich, dass soziale Ungerechtigkeiten und ckologische Zer-
storung primar ékonomisch angegangen werden sollten und nicht
moralisch. Eine rein kulturelle Transformation ist sehr ambitioniert,
weil die 6konomische Anreizstruktur unverandert michtig bleibt.
Das soll niemanden davon abhalten, sein Verhalten zu iiberdenken,
dem eigenen moralischen Kompass zu folgen und innerhalb seines
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Wirkungsraums auf die grobsten Ungerechtigkeiten und Nichtnach-
haltigkeiten zu verzichten. Institutionelle Losungen bleiben aber un-
entbehrlich, um gesellschaftliche Ziele wie Leistungsgerechtigkeit
oder die Bewahrung der Lebensgrundlagen in der Wirtschaftsord-
nung abzubilden und zu verankern.

9.1
Wo muss man die Hebel ansetzen?

Wir haben versucht, die institutionellen Bedingungen von Marktwirt-
schaft genauer zu spezifizieren, indem wir das Leistungsprinzip als
gut begriindeten gedanklichen Ausgangspunkt nehmen und damit
die Aufgabe von Politik negativ als das institutionelle Trockenlegen
von Quellen systematisch leistungsloser Einkommen formulieren.
Der Vorteil dieser Methode besteht zum einen in der guten An-
schlussfahigkeit an breit geteilte Gerechtigkeitsvorstellungen, zum
anderen in der empirischen Tatsache, dass es offensichtlich leichter
fallt zu spezifizieren, was Leistung nicht ist.

Unsere erste Analyse leistungsloser Einkommen bezog sich auf
den eigentlichen Wachstumszwang moderner Okonomien und er-
kundete den Zusammenhang von Technologie und Ressourcenver-
brauch. Der Wert von Technologie besteht in den allermeisten Fal-
len nicht in der Innovation an sich, sondern im Ersetzen von Arbeit
durch Ressourcenverbrauch. Das Leistungsprinzip wird hier eher
subtil verletzt, weil Technologie weiterhin »viel Arbeit« bedeutet und
somit die leistungslosen Anteile nicht so offensichtlich sind wie bei-
spielsweise bei der Bodenrente. Nur eine explizite Deckelung von
Ressourcen- und Naturverbrauch erméglicht, innerhalb planetari-
scher Grenzen zu wirtschaften. Damit spielt neben Gerechtigkeitsfra-
gen die Okologie eine prominente Rolle. Der technische Fortschritt,
bei dem es sich heute an vielen Stellen um unlauteren Wettbewerb
handelt, miisste auf jeden Fall in eine andere Richtung gelenkt wer-
den. Der Fokus lige auf dem Ressourcensparen, und die gesellschaft-
liche Bedrohung durch Arbeitslosigkeit wiirde zuriickgehen. Da-
durch wire Wirtschaftswachstum nicht mehr derart alternativlos
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wie heute. Die Einnahmen aus dem Verkauf der Nutzungszertifikate
fiir Rohstoffe und Natur sollten dazu dienen, ein Minimaleinkom-
men an alle Biirger auszuzahlen, wodurch jene bessergestellt wiir-
den, die wenig Naturgiiter verbrauchen. Damit wiirde letztlich tiber
die Verteilung von Geld ein gleicher Anspruch der Menschen auf die
»Friichte der Erde« umgesetzt.

Die zweite unserer Analysen widmete sich Grund und Boden.
Zwar macht erst menschliche Arbeit Acker- oder Bauland und deren
Werte nutzbar, aber das ist nur zum geringsten Anteil das Verdienst
der Eigentiimer. Der eigentliche Wert beruht auf der Nahe anderer
Menschen und auf der gemeinschaftlich geschaffenen Infrastruktur,
die das Grundstiick umgibt. Dieser gesellschaftlich erzeugte Wert
der Lage wird bisher auf private Rechnung verkauft. Dem ist mit ge-
eigneten Bodensteuern entgegenzuwirken. Die Einnahmen kénn-
ten genutzt werden, um 6ffentliche Investitionen zu finanzieren, im
Gegenzug konnten die Steuern auf Arbeit und Kapital (also leistungs-
gebundene Steuern) reduziert werden. Es wiirde dann darauf ver-
zichtet werden kénnen, wirtschaftliche Aktivitdt zu besteuern und
Leistungstrdger um die Friichte ihrer Arbeit zu bringen.

Unsere dritte Analyse befasste sich mit der Akkumulation von
Vermégen und somit Macht. Machtbegrenzung ist ein zentrales
Prinzip von Demokratie. Die Begrenzung 6konomischer Macht war
davon bisher weitgehend ausgenommen, was zu Einschrdnkungen
des freien Wettbewerbs fithrt. Die Wettbewerbsregeln verbieten zwar
Monopole und Kartelle, aber wegen der riesigen Gewinnmdglich-
keiten treten sie doch immer wieder auf. Die Regeln verbieten nicht
das »iibliche« dominante Verhalten von Groflunternehmen gegen-
tiber kleineren Wettbewerbern oder Zulieferern und Kunden, und
die Schieflage von Politik zugunsten von Grofivermogen und Kon-
zernen konnen sie ohnehin nicht beseitigen. Okologische Relevanz
ist dadurch gegeben, dass 6kologische Regulierungsmafinahmen oft
an »Machtkoérpern« scheitern. Gerechtigkeit und damit Marktwirt-
schaft konnen nur in machtarmen Strukturen erreicht werden. Infol-
gedessen ist die Grofle von personlichen Vermdgen sowie von Unter-
nehmen zu begrenzen. Eine solche 6konomische Machtbegrenzung
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sichert nicht nur die Leistungsgerechtigkeit, sondern ist auch eine
notwendige Bedingung fiir eine funktionierende Demokratie und
letztlich fiir die wirtschaftliche Freiheit des Einzelnen.

Geld ist unverzichtbar in einer stabilen und transparenten Markt-
wirtschaft. Wir haben aufgezeigt, wie Geld zur formalen Leistungsge-
rechtigkeit in einer anonymen Gesellschaft beitragen kann, indem es
die Fihigkeit des Menschen zur mentalen Buchhaltung (Reziprozitit)
optimal unterstiitzt. Als Kommunikationsmedium soll Geld den Pro-
zess der Leistungserbringung begleiten und ihn nicht beeinflussen.
Dazu muss Geld sicher, der Geldumlauf stabil und die Geldschop-
fung transparent sein. Das heutige Geldsystem erfiillt diese Anforde-
rungen nicht gut. Die Geldschopfung durch private Geschiftsbanken
verstiarkt Konjunkturzyklen und erzeugt eine Schieflage zugunsten
von Investitionen und Geldanlagen. Indem man Giralgeld ebenso
wie Bargeld formell zu einem gesetzlichen Zahlungsmittel macht und
seine Geldschopfung in die 6ffentliche Hand legt, konnte Geld seine
originire Funktion besser erfiillen.

All diese Vorschldge betreffen in der einen oder anderen Weise
die gesellschaftliche Institution des Eigentums. Eigentum soll sicher-
stellen, dass wer sit, auch ernten kann (Einheit von Aufwand und
Ertrag). Eigentum stellt Verantwortung sicher und wirkt der Ver-
nachldssigung entgegen. Diese Funktionen sind richtig und wichtig.
Aber Eigentum kann kein Absolutum sein, weil es in erster Linie
eine soziale Funktion erfiillen soll, nicht eine individuelle: Es soll
Arbeitsteilung unter Unbekannten ermdglichen, nicht Akkumula-
tion. Eigentum muss seine Grenze dort finden, wo es die Freiheit an-
derer einschréinkt, also zu tiberméfliger Machtakkumulation fithrt
und unweigerlich ermdglicht zu ernten, ohne zu séen.
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9.2
Grenzen setzen statt Folgen tragen

Heute wird eine Politik des relativen »Laisser-faire« betrieben, die
den wirtschaftlichen Akteuren zunéchst viele Freiheiten lasst, gefolgt
von teuren Anreizen fiir Ressourcensparen und okologische Nach-
haltigkeit sowie teuren Mafinahmen der finanziellen Umverteilung
und des sozialen Ausgleichs. Mit der Umsetzung unserer Vorschlige
wiirde eine aktive und direkte Begrenzung von Ressourcenver-
brauch und Ungleichheit vorgenommen, gefolgt von einem relativen
»Laisser-faire« innerhalb dieser Grenzen - eine wahrhaft liberale
Politikvision. Im Ergebnis konnte man tatséchlich zu einem sehr viel
»schlankeren Staat« kommen, wie ihn Liberale immer wieder for-
dern, weil viele heute notwendig erscheinende Marktinterventionen
tiberfliissig werden konnten. Ein weiterer Pluspunkt dieses Vorge-
hens wire, dass Politik in weitaus geringerem Mafle Ziel von Lob-
byismus und Korruption wire, wenn sie eher grundsitzliche Gren-
zen setzen als Wirtschaftspolitik im engeren Sinne betreiben wiirde.

Politisch spricht man gerne von »Marktversagen«, um Interven-
tionen in den Markt zu rechtfertigen, wenn er nicht zur gewiinsch-
ten Verteilung der Giiter fiihrt. Die neoklassische Theorie lehnt
den Begriff des Marktversagens eigentlich ab oder méchte ihn auf
Falle beschrianken, wo ein Markt (meist aufgrund eher technischer
Umstinde) gar nicht mehr zustande kommt. Unsere Analysen legen
eine andere Definition von Marktversagen nahe: Ein Marktversagen
liegt vor, wenn systematisch das Leistungsprinzip verletzt wird. Da
das Leistungsprinzip nur systematisch verletzt werden kann, wenn
die Wirtschaftsordnung falsch verfasst ist, ist ein Marktversagen
immer ein Politikversagen. Ein richtig verfasster Markt kann eigent-
lich nicht versagen, genau wie es die neoklassische Utopie verspricht.

Liberale Politik bedeutet daher wenige, aber grundsitzliche Maf3-
nahmen - eher auf der Ebene der Verfassung als auf der Ebene von
Einzelgesetzen und Verordnungen. Der schlanke Staat hat wenig Fett,
aber kriftige Muskeln. Das ist, was die Okonomen der sogenann-

Kapitel 9 - Regulierung richtig verstanden 159



ten Freiburger Schule vor 70 Jahren unter einer Wirtschaftsordnung
verstanden. Wir beziehen uns auf ihre macht- und konzernkritische

Denktradition, die vor allem durch ihren Vordenker Walter Eucken
gepriagt wurde. Diese Okonomen begriindeten die Notwendigkeit
von Staatseingriffen mit dem Ziel einer »Wettbewerbsordnung«. Der
Begriff sorgte fiir Missverstindnisse in einer Gesellschaft, in der die

meisten ohnehin schon meinten, es gebe zu viel Wettbewerb im 6ko-
nomischen und sozialen Alltag. Heute konnen wir dieses Ziel besser
verstehen und konzeptuell prazisieren, indem wir zwei Wettbewerbs-
mechanismen differenzieren und die Bedeutung des dahinterste-
henden Leistungsprinzips als Gerechtigkeitsnorm offenlegen. Eine

gerechte Wirtschaftsordnung bedeutet somit die institutionell ab-
gesicherte Geltung von fundamentalen Gerechtigkeitsnormen und

nicht nur die Sicherstellung jener »spontanen Ordnung des Marktes«,
welche der ultraliberale Okonom Friedrich A. Hayek so begeistert als

Ausdruck evolutiondrer Weisheit pries.

Aus unserer Sicht zeigen unsere Analysen exemplarisch, wie die
These vom Leistungsprinzip als sozialer Fundamentalnorm hilft,
konsistente Politikmafinahmen zu entwerfen, welche 6kologische
Nachhaltigkeit, 6konomische Stabilitdit und soziale Gerechtigkeit
verbinden konnen und nicht gegeneinander ausspielen miissen. Sie
folgen dem bereits von Henry George formulierten Grundsatz: Ver-
pflichte und befihige die Leute, fiir die Leistungen von Natur und
Gesellschaft zu bezahlen, und halte die Steuern auf verdiente Ein-
kommen gering. Dadurch wird die »Reziprozitit von privatem Nut-
zen und Kosten sowie staatlichen Einnahmen und Ausgaben herge-
stellt« (Dirk Lohr).

Die von uns vorgeschlagenen Politikmafinahmen folgen einem
neuen politischen Paradigma: »Grenzen setzen statt Folgen tragen«.
Grenzen haben unter Liberalen keinen guten Ruf - sie stehen im Ver-
dacht, das Gegenteil von Freiheit zu sein. Aber Grenzen kénnen auch
Freiheiten schaffen, namlich neue und bessere Handlungsalternati-
ven (Karl Homann). Mit unseren Vorschldgen wiirde Politik struk-
turell einfacher und billiger. Anschaulich gesprochen, vermeidet sie
teure Aufraumaktionen, indem sie das Haus von vornherein in besse-
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rer Ordnung hilt und es gar nicht erst »so weit kommen ldsst«. Dies
entspricht auch viel besser dem 6kologischen Paradigma, wonach
Rohstoffverbrauche und Umweltschdden, zu denen es gar nicht erst
kommt, die beste Form von Nachhaltigkeitspolitik sind. In sozia-
ler Hinsicht sieht es dhnlich aus. Anstatt mittels Subventionen und
Sozialpolitik eine nachtrigliche Umverteilung der Markteinkommen
gegen vielfiltige Widerstinde durchzusetzen (Sekundirverteilung),
wiirde man von vornherein die Gerechtigkeit der Markteinkommen
verbessern (Primérverteilung). Steuern wiirden vor allem dazu die-
nen, leistungslose Einkommensanteile abzuschépfen. Das Ergebnis
wiren Einkommen durch »ehrliche Arbeit« statt durch Ressourcen-
verbrauch und Marktmacht.

Wir gehen davon aus, dass jene, die arbeitsfihig sind, auch ange-
messen bezahlte Arbeit finden wiirden, wenn die hohe technologi-
sche Sockelarbeitslosigkeit reduziert wiirde. Die Zweige der gesetz-
lichen Sozialversicherung sind sinnvolle Einrichtungen, die voll
kompatibel mit dem Leistungsprinzip sind. Wenn die Einnahmen
aus den Ressourcenzertifikaten an alle Menschen verteilt wiirden,
wiirde auch die absolute Armut reduziert. Weitere staatliche Sozial-
leistungen »ohne Gegenleistung« wiirden dauerhaft nur noch von
jenen benétigt, die wirklich nicht leistungsfihig sind - und wiren
wegen des Sozialprinzips auch vollig angemessen.

93
Der Ubergang

Unsere Vorschlige auf der Ebene der Wirtschaftsordnung sind struk-
turell einfach und versuchen, das 6konomische Problem zu 19sen.
Wir konnen nicht versprechen, dass sie ausreichend sind, um eine
freiheitliche, gerechte und nachhaltige Wirtschaft herbeizufithren.
Sie wiirden allerdings einige der offensichtlichen und groéfiten Unge-
rechtigkeiten der heutigen Wirtschaftsordnung beseitigen. Daher
sind sie als Gesamtpaket zu betrachten. Es ist nicht zielfihrend, sie
als Einzelmafinahmen zu diskutieren, oder anders gesagt: Die Umset-
zung eines einzelnen Vorschlags unter ansonsten gleichbleibenden
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Bedingungen wiirde die Absurditit des aktuellen Systems moglicher-
weise noch vergroflern. Das Leistungsprinzip und damit Gerechtig-
keit ist der einheitliche Blickwinkel unserer Analyse. Insofern gibt
es nur einen inhaltlichen Grund, eine der Mafinahmen héher oder
als dringlicher zu bewerten als die anderen, ndmlich die Tatsache,
dass eine Gesellschaft zwar mit Ungerechtigkeiten (iiber-)leben kann,
nicht jedoch mit der Zerstorung ihrer natiirlichen Lebensgrundlagen.

Man kann gegen unsere Vorschlige unter anderem einwenden,
dass ihre Umsetzung ein unkalkulierbares gesellschaftliches Risiko
darstellen wiirde: Niemand konne vorhersehen, wie sich die Maf3-
nahmen auswirken wiirden. Natiirlich sind Verdnderungen immer
mit Unsicherheiten behaftet, aber es gehort gerade zu den Fahigkei-
ten von Marktwirtschaft, sich flexibel an Regulierungen anzupassen.
Wir halten es im Gegenteil fiir ein unkalkulierbares Risiko, gegen
die heutige Ungerechtigkeit und 6kologische Zerstérung nichts zu
unternehmen. Marktwirtschaft ist erfolgreich, weil (und sofern) sie
gerecht ist, darum kann die Beseitigung von Ungerechtigkeiten das
System nur erfolgreicher machen. Gerechtigkeit ist gesellschaftlich
hochst funktional, denn wenn Menschen die Friichte ihrer Arbeit
selbst genief3en diirfen, haben sie den starksten Anreiz, sich 6kono-
misch zu engagieren.

Natiirlich miissen diese Mafinahmen gegen michtige Interessen-
gruppen durchgesetzt werden, die von den heutigen Ungerechtig-
keiten profitieren: Bodeneigentiimer, Eigentiimer (und Angestellte)
grofler Unternehmen, Ressourcen extrahierende Konzerne. In der
ungerechten Wirtschaftsordnung haben sich Strukturen, Machtkor-
per und Anspriiche aufgebaut, die es in einer Marktwirtschaft eigent-
lich nicht geben darf. Bei bestehenden (mafivollen) Vermogen ist es
aber nachtriglich fast unmaoglich zu entscheiden, was »leistungsge-
recht« erworben wurde und was nicht. Daher ldsst es sich nicht ver-
meiden, dass die Umstellung auf eine gerechtere Wirtschaftsordnung
an manchen Stellen als ungerecht wahrgenommen wird. Das konnte
aber durch langsames Umsteuern und Ausgleichsmafinahmen (Las-
tenausgleich) abgemildert werden. Ohnehin ist eine plétzliche Ver-
anderung unrealistisch, selbst wenn eine gesellschaftliche Mehrheit
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befinde, dass unsere Vorschlige richtig sind. Ein langsames Umsteu-
ern gibt den Anpassungsmechanismen von Gesellschaft und Markt-
wirtschaft Zeit zu wirken.

Grundsitzlichere Ziele vor Augen zu haben als verschérfte Eigen-
kapitalanforderungen fiir Banken, eine Million Elektrofahrzeuge
zum Zeitpunkt x oder einen Mindestlohn ist vor allem aus Griin-
den der Berechenbarkeit ausgesprochen wichtig. Sonst wird Politik
immer nur eine Reaktion auf neue Probleme und die Gesetzesland-
schaft ein Flickenteppich bleiben. Unternehmen und Biirger miis-
sen sich derzeit jihrlich, mitunter nachtraglich auf grundlegende
Verinderungen ihrer Rahmenbedingungen einstellen. Alle von uns
vorgeschlagenen Mafinahmen bieten sich fiir graduelle Veranderun-
gen an, da sie keinen Systemwechsel und auch keine »tibermensch-
lichen« Verhaltensanderungen erfordern, sondern im Wesentlichen
bewihrte gesellschaftliche Mechanismen nutzen und auf quantitativ
bestimmbaren Grofien basieren (Stoffmengen, Bodenwerten, Ver-
mogen). Dies erleichtert eine rationale Diskussion und die Umset-
zung durch eine Politik, die durch berechenbare Rahmenbedingun-
gen Planungssicherheit schafft.

Ein anderer Einwand konnte lauten, dass wir mit staatlich festge-
legten Obergrenzen fiir Ressourcenverbrauch, staatlich geschitzten
Bodenwerten und staatlicher Begrenzung von Privateigentum letzt-
lich doch ein planwirtschaftliches Modell mit zentralistischen Vor-
gaben etablieren wollten. Aber das wire ein Missverstandnis. Letzt-
lich funktioniert Gesellschaft nicht ohne Institutionen: kollektive
Vereinbarungen, an die sich alle halten miissen. Die Alternative wire
Anarchie, bei der ausschlieSlich auf individuelle Selbststeuerung
und Selbstbegrenzung gesetzt wird.

Wir haben deutlich gemacht, dass Selbstbegrenzung angesichts
von Angeboten, die man kaum ablehnen kann, geradezu iiber-
menschliche Selbstbeherrschung verlangt. Planwirtschaft ist dadurch
gekennzeichnet, dass sie konkrete Verwendungsentscheidungen fiir
die Produktionsfaktoren Arbeit, Kapital und Boden trifft, sich also
ein globales Wissen anmafit, welches objektiv nicht gegeben ist.
Unser Modell beschrénkt sich hingegen darauf, Obergrenzen fiir defi-
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nitive gesellschaftliche Fehlentwicklungen zu setzen und Extreme
zu verhindern, ohne dabei konkret in den wirtschaftlichen Zutei-
lungsprozess einzugreifen.

9.4
Veranderungen voranbringen

Wir haben Wege aufgezeigt, gegen die sich {ibliche Ausfliichte wie
»Umverteilung ist nicht leistungsgerecht« oder »unbesteuerte Unter-
nehmensgewinne sind wichtig fiir die Schaffung neuer Arbeitsplatze«
nicht vorbringen lassen. Im Gegenteil, unsere Vorschlage liefSen sich
sogar mit »Leistung soll sich wieder lohnen« zusammenfassen, einem
alten liberalen Credo. Allerdings widersprechen wir auch zahlrei-
chen anderen gingigen Vorstellungen: Der technische Fortschritt
lasse sich nicht aufhalten oder umlenken, Reichtum kdnne verdient
sein, Arm und Reich werde es immer geben, und Eigentum diirfe
nicht infrage gestellt werden. Solche Kategorien des Denkbaren und
Undenkbaren kénnen wohl das konomische Handeln beeinflussen,
aber nicht die objektiven Bedingungen des 6konomischen Prozesses
verdndern. Beziiglich solcher Uberzeugungen sind durchaus noch
dicke Bretter zu bohren, doch halten wir unsere Vorschlédge fiir in
sich konsistent. Deshalb sind wir vorsichtig optimistisch, dass das
gesellschaftliche Dilemma damit aufgel6st werden kann.

Dass die Gesellschaft heute nach ihrem eigenen Selbstverstindnis
die Regeln der Marktwirtschaft und die Grundsatze sozialer Gerech-
tigkeit verletzt, haben wir dargelegt. Die entscheidenden Faktoren
einer Transformation hin zu einer freiheitlichen, gerechten und
nachhaltigen Gesellschaft lassen sich nur institutionell und damit
politisch 16sen. Vorrangig an die gesellschaftlichen Eliten ist nun die
Frage zu richten, ob sie eigentlich eine gerechte Gesellschaft wollen
oder nicht, denn letztlich sind sie diejenigen, die politisches Handeln
bewirken oder verhindern konnen. Die historischen Erfahrungen
mit Eliten sind sehr zwiespaltig, denn sie haben soziale Fortschritte
genauso oft verhindert wie eingeleitet. Viele politische Reprisen-
tanten betonen immer wieder, wie ernst es ihnen mit substanziellen
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Reformen sei. Daher méchten wir sie beim Wort nehmen und hoften,
dass wir ihnen mit unseren Argumenten den Riicken gegen funktio-
nalistische Einwénde stirken konnen, die behaupten, auf Konzerne,
Globalisierung und die weitere Nutzung fossiler Rohstoffe konne
unmoglich verzichtet werden.

Unsere Vorschldge sind zwar »systemkonforme, aber bei einer
auch nur halbwegs ernsthaften Einfithrung derartiger Begrenzun-
gen wiirde man wohl nicht mehr von Kapitalismus im alten Sinne
sprechen konnen. Vielleicht wird sich der Kapitalismus nie in die-
ser Weise begrenzen lassen. Dann stellt sich aber auch die Frage,
warum andere, weitaus utopischere, kompliziertere und willkiir-
lichere Modelle hohere Erfolgschancen haben sollen. Wir bezwei-
feln, dass die Nichtreformierbarkeit eines Systems allein am Sys-
tem liegt. Vielleicht sind es ja auch die Menschen, die (derzeit) nicht
reformierbar sind. Wir halten Marktwirtschaft fiir die realistischste
aller unrealistischen Ideen. Aber vielleicht ist »der Mensch« ja nicht
nur fiir den Sozialismus, sondern auch fiir die Marktwirtschaft zu
schlecht.
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Epilog

BeiIhnen, liebe Leserin, lieber Leser, konnten unser Fokus auf politi-
scher Verdnderung und unser Appell an die Eliten eine gewisse Hilf-
losigkeit auslésen. Kann man denn individuell gar nichts machen?
Wir denken, dass jeder dazu beitragen kann, dass bestimmte Debat-
ten in der Offentlichkeit gefithrt werden. Aber dazu reicht es nicht,
dieses Buch gelesen zu haben und zustimmend zu nicken. Es ist
gut, wenn Sie privat auf den grobsten 6kologischen Unfug verzich-
ten und einen Beitrag fiir mehr soziale Gerechtigkeit leisten. Aber
»das Gewissen des Einzelnen kann das Versagen der Institution nicht
kompensieren« (Hermann Krings). Wir bendtigen zwingend bessere
gesellschaftliche Institutionen. Das haben die letzten knapp 50 Jahre
gezeigt, in denen wir uns trotz grofSer Anstrengungen weiter und
weiter von okologischer Nachhaltigkeit und sozialer Gerechtigkeit
entfernt haben. Es braucht Zeit und Engagement, um bessere Regeln
auf politischem Wege zu etablieren, und dafiir sind Sie unverzichtbar.
Sie miissen diesem Projekt Zeit widmen, wenn Sie nicht wollen, dass
alles beim Alten bleibt. Diskutieren Sie mit Freunden und Unbe-
kannten, {iberzeugen Sie mit unseren Thesen — oder entwickeln Sie
bessere. Konfrontieren Sie die Eliten mit den dargestellten Vorschld-
gen, und zeigen Sie Auswege aus dem gesellschaftlichen Dilemma
auf. Eine freiheitliche, gerechte und nachhaltige Gesellschaft ist ein
Ziel, fiir das sich der Einsatz lohnt.
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Website

Besuchen Sie gerne unsere Website, auf der Sie kurze Zusammenfas-
sungen unserer Vorschlage, Videos sowie weitere Informationen zu
unserer Arbeit finden: www.marktwirtschaft-reparieren.de.
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Bibliografische Informationen
und Quellen

Literatur fiir Kapitel 1

Fiir die historische Entwicklung und die Bedeutung von Wirtschafts-
wachstum in den OECD-Lindern siche Schmelzer (2016). Einschat-
zungen zum StabG liefern Hickel, Priewe und Stratmann-Mertens
(1991) sowie Schmidt (1993). Zur Lissabon-Strategie siehe Europii-
scher Rat (2000). Die Folgestrategie »Europa 2020« hat an deren
Grundausrichtung wenig gedndert (Rat der Europdischen Union
2015). In einem Sammelband gibt Wolfgang Streeck eine exzellente
Darstellung des bundesrepublikanischen Korporatismus in der sozia-
len Marktwirtschaft (»Deutschland AG«) und seines Niedergangs
zum Ende des 20. Jahrhunderts (Streeck 2006).

Die These des neuen geologischen Zeitalters » Anthropozin« geht
auf Crutzen (2004), Steffen u. a. (2011) zurtiick. Vor allem durch die
zwei Ver6ffentlichungen von Rockstrom u. a. (2009) sowie Steffen
u.a. (2015) wurde das Konzept der »planetarischen Grenzen« be-
kannt gemacht. Es basiert auf der Zusammenarbeit Dutzender wis-
senschaftlicher Arbeitsgruppen weltweit. Sie weisen nach, dass einige
okologische planetarische Grenzen bereits heute tiberschritten und
die meisten anderen in kritischem Zustand sind. Im Einzelnen befas-
sen sich beispielsweise Rohde und Muller (2005), Dirzo u. a. (2014)
sowie der WWF (2016) mit dem Biodiversitatsverlust, Barnes u. a.
(2009) mit der Plastikbelastung der Meere sowie Montgomery (2010)
mit sinkender Bodenfruchtbarkeit.

Zu den nicht sinkenden Rohstoffimporten und -verbrauchen mo-
derner Industriestaaten gibt es unzahlige gute Quellen. Wir nennen
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hier einige nur beispielhaft. Stark aggregierte Zahlen fiir Deutsch-
land nennen der »Bericht zur Rohstoffsituation in Deutschland«
(BGR 2017) sowie die Energiedaten-Gesamtausgabe (BMWi 2018).
Die Zahlen zur Plastikverwertung in Deutschland sind von Consul-
tic (2016). Zum Recycling von Metallen war insbesondere Thomas
E. Graedel aus Yale an wichtigen Arbeiten beteiligt, die nicht sehr
optimistisch stimmen (Reck und Graedel 2012; Graedel u. a. 2011;
Chen und Graedel 2012).

Herman E. Daly gilt als einer der Altmeister der Wachstumskritik.
Er hat seit dem Beginn der 1970er-Jahre zahlreiche Arbeiten zum
Thema einer »stationdren Wirtschaft« (steady-state economy) ver-
oftentlicht (Daly 1973; Daly 1980; Daly und Townsend 1993). Mit sei-
ner dezidiert marktfreundlichen Wachstumskritik ist er einer unserer
Inspiratoren. Die These vom undkonomischen Wachstum wird aus-
gefiihrt in Daly und Farley (2011, S.19-23). Ein weiterer wachstums-
kritischer Klassiker ist »Die Grenzen des Wachstums« (Meadows
u.a. 1972). Die beiden Optionen des Wachstumsdilemmas stellte
Jackson (2009) einander gegeniiber. Der Diskurs ist bis heute viel-
faltig und untibersichtlich (Steurer 2002; Richters und Siemoneit
2017a; 2017b), in Deutschland wird er unter Begriffen wie Post-
wachstumsokonomie (Paech 2012), Postwachstumsgesellschaft (Seidl
und Zahrnt 2010), Degrowth oder Wachstumswende gefiihrt. Rele-
vante Webseiten sind das Degrowth-Portal (www.degrowth.info)
oder das Netzwerk Wachstumswende (www.wachstumswende.de).

Die Sachbuchliteratur zu den Vorziigen, Schwichen und Krisen
des Kapitalismus ist schier uniibersehbar. Ausfithrlich und verstind-
lich ist beispielsweise » Der Sieg des Kapitals« von Ulrike Herrmann
(2013).

Literatur fiir Kapitel 2

Die These, dass Marktwirtschaft und représentative Demokratie
keine zufillige Entwicklung, sondern eher »das Ende der Geschich-
te« darstellen, wurde bereits von Francis Fukuyama pointiert vorge-
tragen (1992). In seinem einflussreichen Werk »The Great Transfor-
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mation« pragte der ungarisch-osterreichische Wirtschaftssoziologe
Karl Polanyi 1957 den Begriff der »Entbettung« (Polanyi 1977). Mit
Polanyi (und gegen Fukuyama) sind viele bis heute der Ansicht, dass
der Kapitalismus ein planvoll vorangetriebenes Projekt einer rei-
chen Minderheit sei und dass ohne die machtverzerrte Entwicklung
die Welt eine ganz andere sein konnte (z. B. Scheidler 2015). Ohne
hier detaillierter darauf eingehen zu konnen, moéchten wir doch
darauf hinweisen, dass der Standpunkt der zwangslaufigen Entwick-
lung und sein Gegenpol, die sogenannte Kontingenzperspektive
der Kultur (z. B. Reckwitz 2004), zu den ganz grofien sozialwissen-
schaftlichen Kontroversen gehéren: Folgen sowohl das menschliche
Handeln als auch die gesellschaftliche Entwicklung bestimmten »Ge-
setzen« (Zwangslaufigkeiten, Notwendigkeiten, Regelmafligkeiten,
Wahrscheinlichkeiten ...), oder ist das Heute immer ein zufilliges
(kontingentes) Ergebnis des Gestern und Vorgestern, bestimmt von
spezifischen sozialen Praktiken, historischen Umstanden und hege-
monialen Deutungen (»Kultur«)?

Eine explizite Unterscheidung zwischen Marktwirtschaft und
Kapitalismus treffen beispielsweise Braudel (1997) oder der Ordo-
liberale Riistow (2001, S. 119-126). Herrmann (2013, Kap. 6) argumen-
tiert, echte Markte gebe es nur in Nischen. Stattdessen dominiere der
Kapitalismus die Wirtschaft mit Monopolisierungstendenzen, ¢ko-
nomischer Macht der Konzerne und garantierten Einkommen, bei-
spielsweise als Subventionen in der Landwirtschaft.

Die Vor- und Nachteile von Marktwirtschaft vs. Planwirtschaft
werden von Walter Eucken in seinen Londoner Vorlesungen schon
beschrieben (Eucken 2012). Ronald Coase gilt als der Klassiker zu
Transaktionskosten und zur »optimalen Grofle« von Unternehmen
(Coase 1937). »Climate Crimes - Umweltverbrechen im Namen des
Klimaschutzes« ist der Name eines Dokumentarfilms von Ulrich
Eichelmann, der Naturzerstérungen fiir die Erzeugung sogenannter
erneuerbarer Energien in allen Teilen der Welt dokumentiert. Die
Daten des US-amerikanischen Supplemental Nutrition Assistance
Program stammen von https://www.fns.usda.gov/pd/supplemental-
nutrition-assistance-program-snap. Zur Umfrage {iber Marktwirt-
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schaft und Planwirtschaft siehe Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage
11017 (November 2013), sowie den Artikel »Stille Liebe zur Planwirt-
schaft« von Thomas Petersen (FAZ vom 27. November 2013, S. 8).
Die Gerechtigkeitsfrage wurde in der IfD-Umfrage 11001 (Allens-
bacher Archiv) dokumentiert. Die internationalen Zahlen des Pew
Research Center basieren auf dem Spring 2014 Global Attitudes Survey
(Pew Research Center 2014). Den Begriff des »fordistischen Gesell-
schaftsvertrages« haben wir Gerhard Scherhorns Beitrag in Weiz-
sacker (1997, S.160-176) entnommen.

Literatur fiir Kapitel 3

Wie aus Kleingruppen die anonyme Gesellschaft wurde und iiber
die (6konomische) Relevanz des Ubergangs fiir die ganze Moderne
gibt es zahlreiche populdrwissenschaftliche Darstellungen, beispiels-
weise »Eine kurze Geschichte der Menschheit« (Harari 2013) oder
»The Righteous Mind« (Haidt 2013). Einen sehr guten Uberblick iiber
klassische Texte und moderne Studien zur Soziologie der Reziprozi-
tat bietet der Sammelband von Adloff und Mau (2005). In jiingerer
Zeit hat sich das Interesse an Reziprozitit ein wenig belebt, beispiels-
weise im Rahmen der Spieltheorie (Stichwort Gefangenendilemma)
oder bei Untersuchungen kooperativen Verhaltens (z.B. Fehr und
Géchter 2000). Der Begrift der generalisierten Reziprozitit wurde
von Sahlins (1965) in die Diskussion eingefithrt. Er ist besonders
wichtig, weil nur so »altruistische« Handlungen in einen plausiblen
Zusammenhang mit dem Konzept des individuellen Nutzenmaxi-
mierers gebracht werden konnen, was dann eine Fiille von analyti-
schen Moglichkeiten er6ffnet, von denen wir hier nur einige angeris-
sen haben. So beruhen praktisch samtliche Versicherungen, darunter
auch die Institutionen der Sozialversicherung, auf generalisierter
Reziprozitit. Voland (2013) beschreibt in seinem Lehrbuch »Sozio-
biologie« in Abschnitt 2.2.2 die natiirlichen Grundlagen von Rezi-
prozitit und ihre mentalen Voraussetzungen, die wohl erst ab den
hoheren Primaten gegeben sind. Dazu gehéren unter anderem die
Fahigkeiten, Individuen wiedererkennen zu kénnen sowie Kosten
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und Nutzen langfristig iber wiederholte Transaktionen hinweg zu
bilanzieren (affektive Selbstkontrolle), was relativ hohe Anforderun-
gen an die Geddchtnisleistung stellt (Stevens, Cushman und Hauser
2005). Dass diese Fahigkeit des Menschen zur mentalen Buchhaltung
nicht notwendig bedeutet, dass sie stets auch »korrekt« angewendet
wird, ist evident und in gewisser Weise Thema dieses Buches.

Das Leistungsprinzip ist ein kraftvoller Begriff der gesellschaft-
lichen Debatte, dessen Begriffsgeschichte erst jiingst von Nina
Verheyen (2018) vorgestellt wurde. Seine soziale Bedeutung ist immer
wieder breit diskutiert worden. In Deutschland lassen sich ungeféhr
von 1960 bis 1980 drei iiberlappende Diskurse zu Begriffen wie Leis-
tungsprinzip und Leistungsgesellschaft unterscheiden. Die zitierten
Arbeiten sind beispielhaft zu verstehen:

eine tarifpolitische Auseinandersetzung zwischen Arbeitgebern
und Gewerkschaften, die bis heute unter dem Stichwort »leis-
tungsgerechte Entlohnung« anhdlt (Pornschlegel, Birkwald und
Wiesner 1967; Verband fiir Arbeitsstudien REFA 1974; Breisig
2003),

eine teilweise ideologisch gefarbte Kritik an » Arbeitsgesellschaft«
und »Leistungskultur« sowie die (konservative) Antwort darauf
(Offe 1970; 1984; Heckhausen, Graf von Krockow und Schlaffke
1974; Miller 1974; Jenkis 1980)

und schlief8lich die niichternere sozialwissenschaftliche Bearbei-
tung des Themas (Dreitzel 1962; Braun 1977; Hartfiel 1977; Bolte
1979).

Die Debatte lebte ab etwa 2000 wieder auf und hatte im Gefolge der
Bankenkrise 2008 einen erneuten Hohepunkt, als iiberzogene Gehil-
ter und Boni fiir Fithrungskrifte sowie die zunehmende Flexibilisie-
rung der Arbeitswelt im Fokus der Kritik standen. Wahrend in den
1970er-Jahren das Leistungsprinzip kritisiert wurde, wurde es nun
verstarkt eingefordert (Neckel 2001; Droge, Marrs und Menz 2008).
In Grofibritannien und den USA war die Debatte schmaler, aber
in gewisser Weise konzentrierter. Ein wichtiger Wegbereiter war der
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sogenannte Northcote-Trevelyan Report im adelig geprigten vikto-
rianischen England des Jahres 1854. Seine damals geradezu herr-
schaftskritische Empfehlung war, sowohl die Beférderungen als auch
die Bewerbungen beim britischen Civil Service ausschliefllich nach
Leistung zu organisieren. Ein weiterer »Fixpunkt« der britischen
Debatte war das Erscheinen der politischen Satire »The Rise of the
Meritocracy« von Michael Young (1958), in welcher er den Begriff
»Meritokratie« prégte als Ideal einer in seinen Augen dystopischen
Gesellschaft, in der die Leistungsfahigen herrschen sollen. Anléss-
lich des 50-jahrigen Erscheinens des Buches veranstaltete das Ins-
titute of Community Studies (heute The Young Foundation) 2004 ein
Symposium unter dem Titel »The Rise and Rise of Meritocracy«, und
der aus diesem Anlass erschienene Sammelband (Dench 2006) bie-
tet einen guten Querschnitt durch die aktuelle Debatte in Grof3bri-
tannien und den USA. Insbesondere Marris (2006) und Saunders
(2006) brechen hier eine Lanze fiir das Leistungsprinzip und das
Gerechtigkeitspotenzial von Marktwirtschaft.

Ein weiterer wichtiger Fiirsprecher des Leistungsprinzips ist der
britische Philosoph David Leslie Miller, der das Leistungsprinzip
neben die beiden anderen (Verteilungs-)Prinzipien Gleichheit und
Bedarf stellt und diesen Prinzipien verschiedene Geltungsbereiche
zuweist, von denen allerdings der marktliche Austausch und damit
das Leistungsprinzip vergleichsweise dominant ist (Miller 1999).
Miller kritisiert deutlich die »Empirievergessenheit« verschiedener
Gerechtigkeitstheoretiker (u. a. John Rawls), entsprechend nimmt die
empirische Untermauerung der breiten Zustimmungstahigkeit des
Leistungsprinzips bei ihm viel Raum ein. Weitere empirische Belege
finden sich beispielsweise bei Saunders (2006) sowie Neckel, Droge
und Somm (2008). Neckel, Droge und Somm (2008, S. 45) verdan-
ken wir auch die Anregung, den Ausschluss von Nichtleistungen als
praktikable Operationalisierung des Leistungsprinzips zu betrachten.

Letztlich ist Leistungsgerechtigkeit aus unserer Sicht die spezielle
Formulierung einer allgemeineren Auffassung von Gerechtigkeit,
néamlich jener von Aristoteles, der das Verdienst in den Mittelpunkt
seiner Gerechtigkeitstheorie stellte (Sandel 2013, Kap. 8).
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Literatur fiir Kapitel 4

Die verschiedenen Begriffe und Konzepte von Marktwirtschaft,
Giitertausch usw. werden grundsatzlich in 6konomischen Standard-
lehrbiichern aufgefithrt. Okonominnen und Okonomen erzihlen wir
insofern nichts Neues. Allerdings findet man in diesen Lehrbiichern
wenig zu Reziprozitit, Aquivalenz und Leistungsprinzip. Dazu muss
man eher soziologische Literatur heranziehen. Eine dsthetische wie
inhaltsreiche Ubersicht der verschiedenen 6konomischen Schulen
und ihrer grundlegenden Begriffe wie Knappheit oder Wert wird auf
der Webseite www.exploring-economics.org des Netzwerks Plurale
Okonomik dargeboten. Das Modell des 6konomischen Kreislaufs
wird seit Lingerem von 6kologischen Okonomen kritisiert, weil es
den Material- und Energieverbrauch véllig vernachléssigt. Das Lehr-
buch von Daly und Farley (2011) diskutiert dieses Thema in Kap. 2,
und in Kap. 9 findet sich eine detaillierte und kritische Auseinan-
dersetzung mit neoklassischen Konzepten wie Produktionsfaktoren,
Produktionsfunktionen und Substituierbarkeit.

Zur Bienenfabel von Bernard de Mandeville findet man viele er-
hellende Aspekte bei Sedld¢ek (2013). Graeber (2011) verdankt man
tiefe Einsichten zur Entstehung von Kredit und Geld und vor allem
die Widerlegung des Narrativs vom ach so unpraktischen Tausch-
handel als Motiv der »Gelderfindung«. Joseph Hubers Buch »Mone-
tdre Modernisierung« (2016) ist eine unserer wesentlichen Inspira-
tionen zur Darstellung von Geld, »wie es sein soll«. Camera, Casari
und Bigoni (2013) haben im Experiment nachvollzogen, wie Geld
Vertrauen und Kooperation zwischen Fremden herstellt. Viele inter-
essante Aspekte zu Konkurrenz und Wettbewerb finden sich im Sam-
melband von Thomas Kirchhoff (2015). Dass Menschen mit hohen
Gewinnen kein Problem haben, lduft sowohl in der 6konomischen
Theorie als auch in der Soziobiologie unter dem Stichwort »Nut-
zenmaximierung« (Trivers 2011; Kirchgédssner 2013; Voland 2013).
Zur Begrifflichkeit und zu den Auswirkungen von Innovationswett-
bewerb siehe Schumpeter (1980) und Pianta (2005). Moralische As-
pekte von Mirkten und vor allem auch von Nichtmérkten diskutiert
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der bekannte Gerechtigkeitsphilosoph Michael Sandel in seinen Bii-
chern (Sandel 2013; 2015). Zur destruktiven Dynamik von Ungleich-
heit siehe die klassische Studie von Wilkinson und Pickett (2009), die
allerdings immer noch hochumstritten ist, was ihre Schlussfolgerun-
gen im Einzelnen angeht.

Karl Homann ist ein liberaler Wirtschaftsethiker, der aus unse-
rer Sicht eine moderne und zukunftsweisende Interpretation der
ordoliberalen Idee einer Rahmenordnung vornimmt (auch wenn er
ein eiserner Wachstumsbefiirworter ist). Aus seiner Sicht kénnen
moralische » Werte« weder moderne Handlungsrestriktionen noch
-moglichkeiten wiirdigen. Er mochte den Schwerpunkt einer (wirt-
schafts-)ethischen Diskussion von den individuellen Handlungen auf
die gesellschaftliche Rahmenordnung legen, als »freiheitsforderli-
che Grenzen« bis hoch auf die Ebene der Verfassung (beispielsweise
Homann und Blome-Drees 1992; Homann 2002). Als sein Gegenpol
kann der Wirtschaftsethiker Peter Ulrich gelten, welcher Ethik und
»0konomische Sachlogik« einander gegeniiberstellt und sehr viel star-
ker die individuelle Verantwortung im Wirtschaftsprozess herausar-
beitet (Ulrich 2016). Letztlich haben natiirlich beide recht, nur weist
Homann den besseren Weg zu einer Operationalisierung.

Literatur fiir Kapitel 5

Zur Kritik an der iblichen Darstellung der Geldschopfung und
der Bedeutung von Kreditgeldschépfung siehe McLeay, Radia und
Thomas (2014) sowie Jakab und Kumhof (2015). Auch in diesem Kapi-
tel war Huber (2016) fiir uns eine wichtige Quelle zu den Begrifflich-
keiten und kontroversen Standpunkten in der Debatte um Kredit-
geld und Vollgeld. Vollgeld unter wachstumsforderlichen Aspekten
wird diskutiert von Bene$ und Kumhof (2012). Zur Gefahr von Kre-
ditzyklen siehe beispielsweise Minsky (1986). Von Minsky stammt
auch die Unterscheidung der beiden Sphéren (two masters) Geld-
versorgung und Kreditangebot mit ihren unterschiedlichen Ansprii-
chen an das Geldsystem (Kregel 2012). Die erhohte Stabilitidt durch
die Einschriankung der Geldschépfung von Banken haben Chiarella
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u. a. (2012) nachgewiesen. Kritisch zu Vollgeld stehen beispielsweise
Sauber und Weihmayr (2014) sowie Fontana und Sawyer (2016), ins-
besondere zur starren Geldmengenregel und zu den héheren Zinsen.
Rochon und Rossi (2013) vertreten die These, dass die Geldschop-
fung niemals durch eine duflere Instanz kontrolliert worden sei (und
auch nicht kontrolliert werden konne). Zur heutigen Nutzung von
Bargeld siehe die Rede von Thiele (2017). Zu den Gefahren eines Bar-
geldverbots siehe Haring (2016). Schneider (2017) widerlegt die oft-
mals geduflerte These, dass ein Bargeldverbot zur Bekimpfung von
Schattenwirtschaft nétig sei.

Literatur fiir Kapitel 6

Im vorliegenden Buch gehen wir auf viele behauptete Wachstums-
zwiénge nur indirekt ein, indem wir einerseits aufzeigen, welche Rolle
Eigentum, Wettbewerb oder Gewinnerwartungen tatsichlich spie-
len, und andererseits »Innovationswettbewerb« als den entscheiden-
den Wachstumszwang offenlegen. Die eigentliche Grundlage unse-
rer Uberlegungen findet sich in einer von uns erstellten umfangrei-
chen Ubersicht (Review) zu angenommenen Wachstumszwingen, in
denen wir auch Thesen als unplausibel zuriickweisen:

In Richters und Siemoneit (2017a; 2018) haben wir herausgearbei-
tet, was eigentlich sozialen Zwang und dementsprechend Wachs-
tumszwang ausmacht. Wir haben uns kritisch mit soziokultu-
rellen (nicht 6konomischen) Sachverhalten auseinandergesetzt,
die als Wachstumszwang infrage kommen, aber auch die These
von Angeboten entwickelt, die man nicht ablehnen kann. Mehr
haben zu wollen ist fiir Menschen eine sinnvolle und Erfolg ver-
sprechende Strategie, weshalb man eine freiwillige individuelle
»Wachstumsriicknahme« kaum erwarten kann.

Die Herleitung des technologischen Wachstumszwangs findet
sich in Richters und Siemoneit (2017b; 2018). Sie bezieht sich ins-
besondere auf die von Schumpeter (1980) beschriebene Innova-
tionsspirale sowie die Analysen zur Rolle von Energie als Produk-
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tionsfaktor von Ayres, Ayres und Warr (2003), Ayres und Warr
(2005; 2009), Kiimmel (2011) sowie Kiimmel und Lindenberger
(2014). Zur Bedeutung hoher Lohne und der verhéltnismafiig
giinstigeren Kombination von Maschinen und Energie fiir die
Entstehung der Industrialisierung siehe Herrmann (2013). Zudem
gehen wir auf die Schieflage der Einkommensverteilung zuguns-
ten jener ein, die Maschinen besitzen, entwickeln oder bedienen.
Das wird in der Literatur unter den Stichwortern capital-skill com-
plementarity und skill premium diskutiert (Berman, Bound und
Machin 1998; Krusell u. a. 2000; Jaumotte, Lall und Papageorgiou
2013). In diesen Artikeln untersuchen wir auch weitere verdach-
tige Elemente der Marktwirtschaft wie Eigentum an sich, Wettbe-
werb oder Gewinnerwartungen. Wir zeigen zudem die 6konomi-
schen Griinde auf, warum Wachstum auch fiir Unternehmen ein
Angebot ist, welches sie kaum ablehnen kénnen.

Behauptete Wachstumszwinge im Geldsystem wurden von uns
in Richters und Siemoneit (2017¢) untersucht. Solche Argumen-
tationen verfolgen vor allem zwei Linien: Sparen, Zins und Zin-
seszins wiirden einen monetidren Wachstumszwang erzeugen,
oder die Geschiftsbanken wiirden iiber Gewinnriicklagen dem
Kreislauf einen Teil des selbstgeschopften Kreditgeldes entziehen
und so ein »Geldleck« erzeugen, welches nicht gestopft, sondern
nur durch mehr Kreditgeld ausgeglichen werden konne, das aber
wiederum nur fiir produktive Investitionen (= Wachstum) neu
geschopft wiirde. Die zweite Argumentationslinie ist vor allem mit
den Namen der Okonomen Hans Christoph Binswanger (2009)
und seinem Sohn Mathias Binswanger (2009) verbunden. Beide
Argumentationslinien vernachlédssigen wichtige Aspekte. Dieser
Artikel ist sehr technisch, es geht um numerische Modellierungs-
ansétze mit vielen Formeln.

Die These des Effizienzkonsums wurde in Siemoneit (2017) formu-
liert. Sie bezieht sich phdnomenologisch u. a. auf den » Akzelerations-
zirkel« von Rosa (2005). Die Idee, den Ressourcenverbrauch institu-
tionell zu begrenzen, geht letztlich auf Daly (1973) zuriick. Damals
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wurde das Instrument Cap & Trade intensiv diskutiert. In Daly und
Farley (2011) werden die Vor- und Nachteile von Mengen- und Preis-
steuerung erortert. Zum Versagen von Effizienzbemithungen fiir
die Reduktion des Rohstoffverbrauchs (Reboundeffekte) siehe bei-
spielsweise Santarius (2015). Zu Marktversagen und seiner Behe-
bung durch designed markets ein schoner Beitrag von Caion, Friebel
und Seabright (2013), dem wir auch die detaillierte Beschreibung
des EU-ETS entnommen haben, sowie die ironische Bemerkung zur
Reproduktion der Externalititen. Zum Schutz der Gemeingiiter
mittels Wettbewerbsrecht sieche Hoffmann u. a. (2015) sowie www.
nehmenundgeben.de. Das schweizerische Gesetz gegen unlauteren
Wettbewerb findet man unter http://admin.ch/ch/d/sr/241/index.
html. Der Vorschlag von Cap & Dividend geht auf Barnes (2000) zu-
riick, siehe auch Kunkel und Kammen (2011) sowie Segal (2011). Die
Zahlen zu fossilen Subventionen sind nach Coady u. a. (2017) zitiert.

Literatur fiir Kapitel 7

Zur Verteilungsdiskussion siehe Piketty (2014). Die Bedeutung von
Bodenwerten fiir Hauspreise und Wohnkosten diskutieren Knoll,
Schularick und Steger (2017) und die dominierende Rolle von Hypo-
theken bei der Kreditvergabe sowie von Immobilienpreisen fiir Ban-
kenkrisen Jorda, Schularick und Taylor (2016) sowie Brunnermeier,
Rother und Schnabel (2017).

Zum Verschwinden des Bodens aus der volkswirtschaftlichen
Theorie siche Gaffney und Harrison (1994) sowie Blaug (2000). Die
Vorschldge zur Bodensteuer gehen auf George (2009 [1881]) zuriick
und wurden beispielsweise von Arnott und Stiglitz (1979) ausgear-
beitet. Gaffney (2009) zeigte, dass die Bodenwertsteuer »mehr als
genug« Einnahmen bringen wiirde. Die Geschichte aus der Sow-
jetunion und das Zitat von Mason Gaffney stammen aus Lohr und
Harrison (2017, S. 33-38), das Zitat von Stiglitz ist dort auf S.13 zu
finden. Zur Bodenreform in allen vier Besatzungszonen siehe Roper
(2005), zum Erbbaurecht Oefele und Winkler (2008). Informatio-
nen zur Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie unter www.deutsche-
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nachhaltigkeitsstrategie.de. Die Freiburger Thesen der FDP wur-
den herausgegeben von der Friedrich-Naumann-Stiftung (1971), das
Zitat findet sich auf Seite 28.

Aktuell wird eine Debatte tiber Landpreise und die Bodenwert-
steuer gefiithrt, international (Stiglitz 2015; Ryan-Collins, Lloyd und
Macfarlane 2017) sowie in Deutschland im Rahmen der Reform der
anstehenden Grundsteuer, sieche www.grundsteuerreform.net sowie
Lohr (2008), Lohr und Harrison (2013) und Henger und Schaefer
(2015). Fir die Anmerkungen der OECD siehe OECD (2014). Einen
Uberblick iiber Grundsteuern in der EU bieten Claus, Nehls und
Scheffler (2016), eine weltweite Ubersicht Andelson (2000). Gene-
relle Aussagen zu Landbesteuerung finden sich auch im grofien
Mirrlees Tax Report der britischen Regierung (Mirrlees und Adam
2011, Kap. 16). Zu den politischen Schwierigkeiten einer Umsetzung
beispielsweise Norregaard (2013). Chi-Man Hui, Sze-Mun Ho und
Kim-Hin Ho (2004) diskutieren die Staatseinnahmen von Hong-
kong und Singapur. Zum Konzept der land value capture siche Batt
(2001), Smith und Gihring (2006) sowie Medda (2012). Fiir eine
kurze Geschichte der Grundsteuer in Danemark siehe Kristensen
(1945). Das Zitat von den Vorziigen und Folgen einer Reform stammt
aus The Economist (2014). Kritisch sehen Chaney, Sraer und Thesmar
(2012), dass sinkende Immobilienpreise fiir mangelnde Kreditsicher-
heiten und sinkendes Investitionspotenzial sorgen.

Literatur fiir Kapitel 8

Die Studie der ETH zu Unternehmensnetzwerken ist von Vitali,
Glattfelder und Battiston (2011). Die methodologische Grundsatz-
diskussion, dass Macht in den Wirtschaftswissenschaften weitge-
hend ignoriert wiirde, zieht sich durch das Lebenswerk des Oster-
reichischen Okonomen Kurt W. Rothschild (2002). Die bessere
Organisationsfahigkeit von entschlossenen Minderheiten und das
daraus resultierende Machtgefille beschreibt klassisch Popitz (1992).
Popitz zeichnet sich als Soziologe durch ein eminent 6konomisches
Denken und eine klare, einfache Sprache literarischer Qualitét aus.
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Die Asymmetrie der Organisierbarkeit von Interessen wird auch von
Gerken, Mirkt und Schick (2000, S. 45-49) behandelt, vor allem in
Hinblick auf den Steuerwettbewerb der Staaten untereinander. Eben-
falls bereits ein Klassiker ist Acemoglu und Robinson (2015). Das
Buch ist zwar eine grofie Ode an das Wirtschaftswachstum, aber das
schmalert seinen theoretischen und empirischen Gehalt in keiner
Weise. Die Autoren behandeln vor allem zwei Themen: die Zusam-
menhinge von Wohlstand und gerechten staatlichen Institutionen
sowie die zwiespaltige Rolle von Eliten.

Die Rolle von (6konomischen) Eliten, ihr Umgang mit und ihr
Einfluss auf demokratische Institutionen ist schon linger ein Thema
in der Soziologie. Ihrem meritokratischen Ideal als »Leistungselite«
wird sie nur teilweise gerecht, denn in der Regel ist der Zugang zu
Spitzenausbildungen und Spitzenpositionen sozial und monetér
gesiebt (Hartmann 2002; 2008).

Der Sammelband von Hradil und Imbusch (2003) halt mehrere
interessante Beitrdge zum Thema Vernetzung und Einfluss bereit:
Erwin Scheuch schildert die unternehmerischen und personellen
Multiverflechtungen innerhalb der Unternehmen (vor allem der
Banken) sowie ihre Abhéngigkeit vom Staat, iiber dessen offentli-
che Kassen mittlerweile ein grofer Teil des deutschen Sozialproduk-
tes geleitet wird (S.147-174), und Max Haller beschreibt die euro-
paische Einigung als Elitenprozess, bei der Industrielle von Beginn
an in enger Zusammenarbeit mit der Européischen Kommission die
Ziele der europdischen Einigung in kleinen Zirkeln verhandelten
und Volksabstimmungen eher als ldstig und gefahrlich empfunden
wurden (S. 337-368).

Eucken (1952) stellt praktisch das ordoliberale Programm der Frei-
burger Schule dar. Eine knappere und sehr anschauliche Darstellung
findet sich in Euckens »Londoner Vorlesungen, die er 1950 kurz vor
seinem frithen Tod an der London School of Economics gehalten hat
(Eucken 2012). Diesem Buch haben wir auch die »wirtschaftlichen
Groflexperimente« entnommen. Jiingere Vertreter der machtkriti-
schen Perspektive des Ordoliberalismus sind Walter Oswalt (2017)
oder Carsten Herrmann-Pillath (2018).
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Der Begrift too big to jail wurde in einem Bericht an den US-Kon-
gress gepragt (Garrett 2016). Die Veréffentlichung zur numerischen
Simulation von wealth condensation ist von Bouchaud und Mézard
(2000). Thomas Piketty (2014) veroffentlichte die grofle historische
Studie »Kapital im 21. Jahrhundert« zur Konzentration von Verma-
gen. Uber 50 % des Vermdgens in USA, Groflbritannien, Frankreich
oder Deutschland sind inzwischen geerbt (Piketty und Zucman 2015).

Zu den vielfiltigen steuerlichen Begiinstigungen und Subventio-
nen umweltschidlicher Aktivititen hilt das »Forum Okologisch-
Soziale Marktwirtschaft« (FOS) eine grofle Zahl an Studien und
Belegen vor allem fiir Deutschland, aber auch die europdische Ebene
bereit (www.foes.de). Zur Rolle des Staates fiir grundlegende Inves-
titionen siehe Mazzucato (2014).

Zur Bedeutung des sozialen Status fiir Einkommen und andere
materielle Vorteile siehe unsere Ausfithrungen und Verweise auf
viele wissenschaftliche Arbeiten in Richters und Siemoneit (2017a).
Simon (1996) ist eine reiche Quelle fiir die Vorteile von Wachstums-
strategien und vor allem Marktfiihrerschaft von Unternehmen. Die
Gedanken der New Political Economy zur Einschitzung von Politi-
kern (und anderen Menschen) als Nutzenmaximierer findet man
in Kirchgdssner (2013). Dass Geld und Budgets Nachfrager (Kon-
sumenten) in Richtung Rationalitit drangen, war eine frithe Ein-
sicht von Becker (1962). Der Soziobiologe Robert Trivers (2011)
legte mit Deceit and Self-Deception eine Analyse zum evolutioni-
ren Erfolg von Selbstbetrug vor und behandelt dort auch den Empa-
thieverlust durch Macht. Zu den Antitrustgesetzen in den USA
siehe Schick (2014, S.230-237). Zu den negativen Auswirkungen
sozialer Ungleichheit auch fiir Reiche siehe Wilkinson und Pickett
(2009).
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Literatur fiir Kapitel 9

Fur die Ideen des Ordoliberalismus verweisen wir nochmals auf
Eucken (1952; 2012). Zur Umdeutung der Begrifflichkeiten des Ordo-
liberalismus fiir die Legitimation einer korporatistischen »sozia-
len Marktwirtschaft« durch Ludwig Erhard, Alfred Miiller-Armack
und Konrad Adenauer siehe das ausfiihrliche Nachwort von Walter
Oswalt in Eucken (2012). Das Zitat zu Reziprozitit von Nutzen und
Kosten ist aus dem Klappentext von Lohr (2013).
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Zu guter Letzt

Die Publikationen des oekom verlags ermutigen zu nachhaltigerem Han-
deln: glaubwiirdig & konsequent - und das schon seit 30 Jahren!

Bereits seit Herbst 2016 verzichten wir bei den meisten Biichern auf
das Einschweilen in Plastikfolie. In unserem Jubildumsjahr machen wir
den nachsten Schritt und weiten den Plastikverzicht auf alle ab 2019
erscheinenden Hardcover-Titel aus.

Auch sonst sind wir weiter Vorreiter: Fiir den Druck unserer Biicher
und Zeitschriften verwenden wir fast ausschlieBlich Recyclingpapiere
(Gberwiegend mit dem Blauen Engel zertifiziert) und drucken mineral6l-
frei. Unsere Druckereien und Dienstleister wahlen wir im Hinblick auf ihr
Umweltmanagement und méglichst kurze Transportwege aus. Dadurch
liegen unsere CO,-Emissionen um 25 Prozent unter denen vergleichbar gro-
Ber Verlage. Unvermeidbare Emissionen kompensieren wir zudem durch
Investitionen in ein Gold-Standard-Projekt zum Schutz des Klimas und zur
Férderung der Artenvielfalt.

Als Ideengeber beteiligt sich oekom an zahlreichen Projekten, um in
der Branche einen hohen 6kologischen Standard zu verankern. Uber un-
ser Nachhaltigkeitsengagement berichten wir ausfiihrlich im Deutschen
Nachhaltigkeitskodex (www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de). Schritt fiir
Schritt folgen wir so den Ideen unserer Publikationen - fiir eine nachhal-
tigere Zukunft.

%5’ ué,/(ﬂ (ﬁh ¢ l'/{f/. Lr):xal w é/

Dr. Christoph Hirsch Anke Oxenfarth
Programmplanung und Leiter Buch Leiterin Stabstelle Nachhaltigkeit
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Volkert Engelsman, Bernward Geier (Hrsg.)

Die Preise liigen

Warum uns billige Lebensmittel teuer zu stehen kommen
2018, 168 Seiten

Alles so schon billig bei Aldi & Co.! Dabei sind die Preise nur so niedrig,
weil die Kosten abgewdlzt werden - auf Umwelt, andere Léander, kommende
Generationen. »Die Preise ligen« zeigt eindrucksvoll, warum uns billige
Lebensmittel teuer zu stehen kommen.

I.LA. Kollektiv (Hrsg.)

Auf Kosten Anderer?

Wie die imperiale Lebensweise ein gutes Leben fiir alle verhindert
2017, 128 Seiten

Dieses aufwendig gestaltete Dossier stellt das Konzept der imperialen
Lebensweise vor und erldutert, wie unsere derzeitige Produktions- und
Lebensweise Mensch und Natur belastet. Dabei werden verschiedene
Bereiche unseres alltdglichen Lebens beleuchtet, unter anderem Erndhrung,
Gesundheit, Mobilitat und Digitalisierung. SchlieBlich werden sozial-6ko-
logische Alternativen und Ansatzpunkte vorgestellt, wie wir ein gutes Leben
fiir alle erreichen - anstatt ein besseres Leben fiir wenige.

I.LA. Kollektiv (Hrsg.)

Das Gute Leben fiir Alle

Wege in die solidarische Lebensweise
2018, 128 Seiten

Die globalen Krisen spitzen sich zu. Doch wo sind die Lésungen? Bei
vielen Menschen vor Ort, denn dort wird langst ein zukunftsfahiges und
solidarisches Miteinander gelebt. Das Buch stellt diese Alternativen vor,
veranschaulicht durch zahlreiche Infografiken.



Marktwirtschaft heinhaltet eine attraktive soziale Utopie:
eine gerechte Wirtschaftsordnung, in der Kooperation ohne
zentrale Steuerung moglich ist. In der Realitat des Kapita-
lismus wird die Leistungsgerechtigkeit jedoch zugunsten
weniger Privilegierter verzerrt, und der Wachstumszwang ist
okologisch verheerend.

Wer sein Einkommen Bodenspekulation oder Rohstoffver-
brauch verdankt, bezieht leistungslose Einkommensanteile,
und wer so machtig ist, dass er die Politik zu seinen Gunsten
heeinflussen kann, entzieht sich den regulierenden Kraften
des Marktes. Das Buch henennt diese und andere Schwachen
des Kapitalismus und entwickelt daraus politische Losungen
fiir eine gerechte und nachhaltige Marktwirtschaft.



	Marktwirtschaft reparieren
	Inhaltsverzeichnis
	TEIL I: Einleitung
	Kapitel 1: Unser Ausgangspunkt
	1.1 Wirtschaftswachstum oder Nachhaltigkeit – ein politisches Dilemma
	1.2 Besteht ein Wachstumszwang�������������������������������������
	1.3 Wie kann eine gerechte Wirtschaftsordnung aussehen�������������������������������������������������������������

	Kapitel 2: Gute Marktwirtschaft, böse Marktwirtschaft
	2.1 Die soziale Utopie von Marktwirtschaft�������������������������������������������������
	2.2 Marktwirtschaft in der Theorie�����������������������������������������
	2.3 … und in der Praxis������������������������������
	2.4 Die entscheidende Frage����������������������������������


	TEIL II: Marktwirtschaftals Konzept
	Kapitel 3: Leistungsprinzip und leistungslose Einkommen
	3.1 Reziprozität und Äquivalenz��������������������������������������
	3.2 Umstrittene Aspekte des Leistungsprinzips����������������������������������������������������
	3.3 Das Leistungsprinzip als Schlüsselbegriff der Verteilungsdebatte

	Kapitel 4: Der ökonomische Kreislauf und seine Begriffe
	4.1 Kosten, Erlöse und Gewinn������������������������������������
	4.2 Ein Zwischenfazit zum ökonomischen Kreislauf�������������������������������������������������������
	4.3 Geld���������������
	4.4 Zins und Rendite���������������������������
	4.5 Wettbewerb���������������������
	4.6 Nichtmarktgüter��������������������������
	4.7 Marktwirtschaft kann einfach, robust, effizient und gerecht sein


	TEIL III: Vier Brennpunkteder Marktwirtschaft
	Kapitel 5: Kreditgeld und seine Probleme
	5.1 Glaube und Wirklichkeit����������������������������������
	5.2 Probleme des aktuellen Geldsystems���������������������������������������������
	5.3 Staatliche oder private Geldschöpfung������������������������������������������������
	5.4 Politische Maßnahmen�������������������������������

	Kapitel 6: Technologie, Ressourcenverbrauch und Wachstumszwang
	6.1 Was ist ein Wachstumszwang�������������������������������������
	6.2 Wachstumszwang für Unternehmen�����������������������������������������
	6.3 Wachstumszwang für Haushalte���������������������������������������
	6.4 Der politische Wachstumszwang����������������������������������������
	6.5 Politische Maßnahmen�������������������������������

	Kapitel 7: Grundeigentum, Lage und öffentliche Investitionen
	7.1 Bodenwerte und Immobilienkrisen������������������������������������������
	7.2 Wie die Bodenrente aus der Theorie verschwand��������������������������������������������������������
	7.3 Bodensteuern sind gute Steuern�����������������������������������������
	7.4 Politische Maßnahmen�������������������������������

	Kapitel 8: Kapitalakkumulation und wirtschaftliche Macht
	8.1 Die Rolle von großen Vermögen im politischen Prozess���������������������������������������������������������������
	8.2 Theoretiker der Macht��������������������������������
	8.3 Systematische Regelbrüche und zwangsläufige Akkumulation
	8.4 Akkumulation als unwiderstehliches Angebot�����������������������������������������������������
	8.5 Wirtschaftliche Macht und Demokratie�����������������������������������������������
	8.6 Politische Maßnahmen�������������������������������


	TEIL IV: Abschluss
	Kapitel 9: Regulierung richtig verstanden
	9.1 Wo muss man die Hebel ansetzen�����������������������������������������
	9.2 Grenzen setzen statt Folgen tragen���������������������������������������������
	9.3 Der Übergang�����������������������
	9.4 Veränderungen voranbringen�������������������������������������


	Epilog�������������
	Bibliografische Informationen und Quellen������������������������������������������������
	Literatur����������������
	Über die Autoren�����������������������



